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Industrie 4.0 

wird die Art und Weise, wie wir heute produzieren 
und arbeiten, grundlegend verändern. Was erwar¬ 
tet die Beschäftigten? 
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Gabriels neuer Messias 

Außer einem neuen Wahlkampfstrategen gab‘s we¬ 
nig Neues auf der SPD-Klausurtagung. Ein neuer 
Markenkern wurde wieder nicht gefunden. 
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Thema der Woche 


„Die Nato rückt vor“ 

Trotz eisiger Temperaturen kamen am Sams¬ 
tag fast 5 000 Menschen in München zur 
Kundgebung, Demonstration und zum Ab¬ 
schlusskonzert mit Konstantin Wecker, mehr 
als im vergangenen Jahr. Sie setzen ein ein¬ 
deutiges Zeichen gegen die sogenannte Si¬ 
cherheitskonferenz. Im Aufruf heißt es: „Kein 
Frieden mit der NATO - Stoppt den Konfronta¬ 
tionskurs und die neue NATO-Aufrüstung!“. 
SIKO-Chef Ischinger hatte sich als einer der 
Ersten für Waffenlieferungen an die ukraini¬ 
sche Regierung eingesetzt. 
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An einem Wendepunkt 



Ein NATO-Manöver in Polen: Die Ukraine ist bereits Partner. 


E s fehlt an Medikamenten, Heiz¬ 
material, Wasser. Lebensmittel 
sind knapp, Wohnhäuser, Schulen, 
Krankenhäuser, Wasserbetriebe, Kraft¬ 
werke zerstört. Mehr als 1,5 Millionen 
Menschen haben bisher ihre Wohnorte 
verlassen. Die Lage der verbliebenen 
Zivilisten in den umkämpften Regio¬ 
nen im Osten der Ukraine, jener, die 
nicht fliehen konnten oder wollten, 
wird immer dramatischer, die Kämpfe 
werden heftiger. 

Auch wenn Kiew seine Truppen 
weiter aufstockt, die Angriffsbemü¬ 
hungen verstärkt: Die ukrainischen 
Streitkräfte sind in einer schwierigen 
Situation und erleben Niederlagen. 
Die „Moral der Truppe“ ist offenbar 
miserabel, die Anzahl der Deserteure 
und jener, die sich einer Einberufung 
entziehen, nimmt weiter zu. Und doch 
ist eine weitere Zuspitzung und eine 
gefährliche Ausweitung des Konflik¬ 
tes über die Region und die Ukraine 
hinaus möglich. Sie ist möglich, wenn 
die derzeit laufenden Verständigungs¬ 
bemühungen und das für den Mitt¬ 
woch in Minsk (also nach Redakti¬ 
onsschluss) vorgesehene Treffen Mer¬ 
kels und Hollandes mit Poroschenko 
und Putin scheitern. Sie ist möglich, 
wenn die USA sowie andere NATO- 
Staaten tatsächlich Waffen, vor allem 
schweres Kriegsgerät, an die Ukraine 
liefern. 

In Washington erklärte der desig¬ 
nierte US-Kriegsminister Carter in der 
vergangenen Woche - und noch vor 
dem Treffen der NATO-Verteidigungs¬ 
minister am vergangenen Donnerstag 
in Brüssel - vor dem Senat, er würde 
im Falle seiner Bestätigung durch den 
Kongress empfehlen, Waffen an die 
Ukraine zu liefern. US-Hardliner wie 
der Republikaner John McCain sehen 
für den Ukraine-Konflikt nur noch ei¬ 
nen Weg: Waffenlieferungen an das uk¬ 
rainische Militär. Seiner Meinung sind 
auch Politiker aus den Reihen der US- 
Demokraten. „Putin will keine diplo¬ 
matische Lösung, er will die Ukraine 
und die anderen Nachbarstaaten Russ¬ 
lands dominieren“, behauptete McCain 
auf der sogenannten Sicherheitskonfe¬ 
renz in München. 

Noch ist man sich über die Waffen¬ 
lieferungen nicht einig. Das zeigte sich 
auf der Tagung der NATO-Verteidi- 
gungsminister und in München. 


Und plötzlich setzt vor allem die 
Bundesregierung, die doch Teil des 
Problems ist und bislang jeder Zu¬ 
spitzung gegen Russland und Saue¬ 
rei der NATO schließlich zugestimmt 
hat, auf sofortige Verhandlungen. Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel erklärte 
in München: „Wir wollen Sicherheit 
in Europa gemeinsam mit Russland 
gestalten, nicht gegen Russland.“ Und 
Außenminister Steinmeier kündigte 
einen Ausbau des deutschen Engage¬ 
ments zur Beilegung des Konflikt an 
und sagte, dauerhafte Sicherheit in Eu¬ 
ropa könne es nur mit Russland geben. 

Warum? Ist es der Unmut von Tei¬ 
len der deutschen Industrie über die 
sich immer weiter verschlechternden 
eigenen Aussichten im Handel mit 
Russland? Vielleicht auch. „Der Ta¬ 
gesspiegel“ orakelte in einem Beitrag 
in seiner Sonntagsausgabe am 8. Feb¬ 
ruar: „Angela Merkel ist in der erns¬ 
testen Phase ihrer Kanzlerschaft. In 
Europa wird Krieg geführt, und die 
Selbstberuhigung, dass dieser Krieg 
Deutschland selber bei den schlimms¬ 
ten denkbaren Entwicklungen nicht 


direkt betreffen wird, steht nicht mehr 
felsenfest ... Die neue Bedrohung ist 
der Auslöser, warum die Kanzlerin so 
eilig mit Francois Hollande nach Kiew 
und Moskau reiste und nun in die USA 
fliegt. Werden die Weichen falsch ge¬ 
stellt, kann daraus eine ungewollte Es¬ 
kalation zum offenen Krieg werden.“ 
Möglicherweise hat er damit Recht. 

Wenn man den Frieden erhalten 
will, dann muss man auch den nächsten 
Schritt gehen, die Sanktionen gegen 
Russland aufheben, die NATO-Pro- 
vokationen beenden und die NATO- 
Truppen von den Grenzen Russlands 
zurückziehen. 

Doch auf der Tagung der NATO- 
Verteidigungsminister in der ver¬ 
gangenen Woche in Brüssel berieten 
diese auch über die eigenen Bemü¬ 
hungen zur weiteren „Einkreisung“ 
Russlands. Mehr Geld für Rüstung 
wird gefordert. Die NATO will zu¬ 
dem ihre schnelle Eingreiftruppe 
für weltweite Einsätze (NRF) deut¬ 
lich verstärken. Die aus Land-, Luft-, 
See- und Spezialkräften bestehende 
Truppe soll künftig rund 30 000 Sol¬ 


daten umfassen und eine „super¬ 
schnelle Eingreiftruppe“ ist geplant. 
Sechs neue Stützpunkte enstehen in 
den östlichen Nato-Ländern Estland, 
Lettland, Litauen, Polen, Rumänien 
und Bulgarien. Diese sollen unter an¬ 
derem als Logistik- und Koordinie¬ 
rungszentren für die superschnelle 
Eingreif truppe dienen und auch mit 
deutschen Soldaten besetzt werden. 
Deutschland wird also „mehr Verant¬ 
wortung“ übernehmen. 

Auch damit wird die Situation wei¬ 
ter angeheizt. Die Gefahren bleiben 
also - selbst wenn es bei den Minsker 
Verhandlungen oder in den folgenden 
Tagen zu Schritten in Richtung Frie¬ 
den in der Ostukraine kommt. 

Russlands Außenminister Sergej 
Lawrow warnte in München in seiner 
Rede auf der sogenannten Sicher¬ 
heitskonferenz vor einer weiteren Zu¬ 
spitzung der Situation. Will der Wes¬ 
ten eine Sicherheitsarchitektur mit, 
ohne oder gegen Russland errichten? 
„Die Welt befindet sich hier an einem 
Wendepunkt.“ 

Nina Hager 



Bereits zum zweiten Mal macht sich 
die italienische Band Banda Bassot- 
ti auf den Weg in den Donbass, um 
ihre Solidarität mit der Bevölkerung 
und dem antifaschistischen Kampf 
auszudrücken. Nachdem sie zuletzt 
im Herbst in Lugansk und Rostow am 
Don spielten, gehen sie nun gemein¬ 
sam mit Antifaschistinnen aus Euro¬ 
pa auf eine Tour rund um den 9. Mai, 
den 70. Jahrestag des Sieges über den 
Faschismus. Nach der Reise werden 
dieTeilnehmerlnnen der Karawane in 
ihren Ländern über die Situation im 
Donbass informieren. 

Informationen und Spendenkonto auf 
news.dkp.de 


Vier-Parteien-Konferenz 
und internationale 
Demonstration 
Groningen/Niederlande 

Im Rahmen der traditionellen Vier- 
Parteien-Konferenz, die in diesem 
Jahr in Groningen stattfindet, wird 
es wie im vergangenen Jahr in Aa¬ 
chen eine Demonstration geben. 
Dazu mobilisieren wir auch aus 
Deutschland. Bitte Fahnen mit¬ 
bringen! 

Treffpunkt: 28. Februar, 

12.00 Uhr,Ossenmarkt 
(nördliche Innenstadt). 

Nach der Demonstration gibt es ei¬ 
nen von der NCPN (Neue Kommu¬ 
nistische Partei der Niederlande) 
organisierten antifaschistisch-his¬ 
torischen Stadtrundgang, bis etwa 
15.00 Uhr. 


Die Krieger, die sie riefen 

Auch im Nahen Osten: Religiöse Konflikte sind Ausdruck sozialer Spaltung 


König Abdallah von Jordanien hat 
als Reaktion auf die Verbrennung ei¬ 
nes gefangenen jordanischen Kampf¬ 
piloten den „gnadenlosen Krieg“ ge¬ 
gen den „Islamischen Staat“ (IS) er¬ 
klärt. Der König unterstützt die USA 
im Krieg gegen den IS. Nun greift die 
jordanische Luftwaffe noch stärker in 
die Kämpfe ein, „dutzende“ Flugzeuge 
flogen Angriffe gegen Stellungen des 
IS - nicht mehr nur, wie bisher, in Syri¬ 
en, sondern auch im Irak. Die Armee 
zeigte in einem Video, wie Piloten die 
Bomben ihrer Flugzeuge beschrieben: 
„Für euch, die Feinde des Islam“. 

Für diese Soldaten, für die Terro¬ 
risten auf der anderen Seite und für 
die westliche Mainstream-Presse ist 


klar: Der Krieg, der sich in den letz¬ 
ten Monaten im Nahen Osten weiter 
ausgebreitet hat, ist ein Religions¬ 
krieg. Sunniten kämpfen gegen Schii¬ 
ten. Bündnisse entstehen durch religiö¬ 
se Gemeinsamkeiten: Die Sunniten im 
Irak kämpfen gegen die schiitische Be¬ 
völkerungsmehrheit, werden von den 
ähnlich fundamentalistischen Saudis 
unterstützt, während libanesische His¬ 
bollah, irakische Regierung und der 
Iran eine gewissermaßen selbstver¬ 
ständliche Allianz eingehen - wegen 
ihrer Religion. 

Der IS-Terror konnte in den ver¬ 
gangenen Monaten eine enorme mi¬ 
litärische Stärke mobilisieren - viel 
mehr als andere Gruppen mit ähnli¬ 


cher ideologischer Ausrichtung in an¬ 
deren Regionen. Der Journalist Knuth 
Mellenthin erklärt diese Stärke damit, 
dass sich die IS-Kämpfer zu einem gro¬ 
ßen Teil aus ehemaligen Soldaten und 
Offizieren der regulären Streitkräfte 
rekrutieren. 

Im Magazin „Hintergrund“ be¬ 
schreibt er, dass nach der US-Aggres¬ 
sion gegen den Irak hunderttausende 
Soldaten entlassen wurden - Men¬ 
schen „ohne soziale Perspektive, aber 
mit einer militärischen Ausbildung“. 
Ehemalige irakische Baathisten, aus¬ 
ländische Fundamentalisten, sunni¬ 
tische Nomadenstämme und andere 
Bevölkerungsgruppen, die aus ganz 
unterschiedlichen - aber eben nicht 


in erster Linie religiösen - Gründen 
in Widerspruch zu ihrer Regierung 
gerieten, bilden die soziale Basis des 
IS-Terrors. 

Auch die internationalen Bündnis¬ 
se im Kampf gegen den IS folgen nicht 
in erster Linie ideologischen Gemein¬ 
samkeiten. „Bei der so genannten 
,schiitischen Allianz 4 handelt es sich 
um eine von wirtschaftspolitischen 
und geostrategischen Interessen ge¬ 
leitete Allianz gegen westliche (und 
israelische) Einmischung und Domi¬ 
nanz.“ So schätzt die Syrien-Korres¬ 
pondentin des ND, Karin Leukefeld, 
die gegenwärtige Kooperation von sy¬ 
rischer und irakischer Regierung, liba¬ 
nesischer Hisbollah und dem Iran ein. 


Die Unterstützung aus Saudi- 
Arabien, der Türkei und letztlich - 
mindestens mittelbar - den USA 
hat den Aufstieg des IS ermöglicht. 
Inzwischen bekämpfen auch diese 
Mächte mehr oder weniger konse¬ 
quent den IS. Trotzdem spielen die 
Terroristen eine Rolle in dem Spiel, 
von dem die verschiedenen Mächte 
sich den Gewinn von Einfluss und 
Rohstoffen versprechen: Sie tragen 
dazu bei, die alten, von den dama¬ 
ligen Kolonialherren gezogenen 
Grenzen der Region zu überwinden 
und damit die Voraussetzungen für 
neue Formen der imperialistischen 
Kontrolle zu schaffen. 

Olaf Matthes 
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Castkolumne von Achim Bigus* 

Gesamtmetall auf 
Konfrontationskurs 


Beratungswüste Karstadt 

Regale füllen für Hungerlohn - Kaum noch Verkaufspersonal 


Im Tarifkonflikt in der Metall- und 
Elektroindustrie hat die Kapitalseite 
ihr erstes „Angebot“ auf den Tisch 
gelegt. Die Antwort der Beschäftig¬ 
ten war eindeutig: „In den vergange¬ 
nen Tagen haben über 450 000 Me¬ 
tallerinnen und Metaller in den Be¬ 
trieben, vor den Toren und auf den 
Straßen bei Eiseskälte eindrucksvoll 



gezeigt, was sie von dem bisherigen 
Angebot der Arbeitgeber halten. Sie 
haben mit den Warnstreiks Druck 
gemacht und werden das auch in der 
kommenden Woche tun“, so der IG- 
Metall-Vorsitzende Detlef Wetzel 
(Pressemitteilung, 8. Februar). 

Die „Angebote“ von Gesamtme¬ 
tall in der zweiten Verhandlungsrun¬ 
de stehen in krassem Gegensatz zu 
den Erwartungen der Metallerinnen 
und Metaller in den Betrieben. Ne¬ 
ben dem „Nein“ der Unternehmer¬ 
verbände zu der Forderung nach 
einer „Bildungsteilzeit“ mit (Teil-) 
Lohnausgleich wirkten auf die Be¬ 
schäftigten insbesondere die Ge¬ 
samtmetall-Positionen zu Entgelt 
und Altersteilzeit als Provokation. 

Zwei Nullmonate, dann 2,2 Pro¬ 
zent bis Dezember 2015 - Gesamt¬ 
metall begründet dieses „Angebot“ 
mit der derzeit niedrigen (offiziellen) 
Inflation. Mal abgesehen davon, dass 
die Preise für typische Alltagsausga¬ 
ben wie Lebensmittel und Wohnen 


deutlich stärker steigen als die statis¬ 
tische Inflationsrate - die Arbeiten¬ 
den erwarten angesichts der hohen 
Gewinne in den meisten Betrieben 
der Metall- und Elektroindustrie 
deutlich mehr als nur einen Ausgleich 
der Teuerung. Schließlich haben sie 
diese Gewinne erarbeitet - da wol¬ 
len sie sich nicht mit einem ständig 
sinkenden Anteil abspeisen lassen! 

Als besondere Kampfansage 
empfanden nicht nur ältere Metalle¬ 
rinnen die Gesamtmetall-Forderung, 
die Zahl der Anspruchsberechtigten 
für Altersteilzeit zu halbieren und 
nur noch solche Beschäftigte in Al¬ 
tersteilzeit zu lassen, die gesundheit¬ 
lich „nicht mehr können“. Auch die 
heutige Möglichkeit für „besonders 
belastete“ (langjährige Schichtar¬ 
beiter), mit einem finanziellen Teil¬ 
ausgleich noch vor der gesetzlichen 
Altersrente auszusteigen (6 Jahre 
Altersteilzeit ab 57), wollen sie be¬ 
seitigen. 

Für Irritationen sorgte kurzzeitig 
die Meldung „IG Metall setzt Warn¬ 
streiks in NRW aus“ (z.B.: Spiegel 
online, 6. Februar 2015). Doch am 
Sonntag stellte der IG-Metall-Vor¬ 
stand klar: „Die IG Metall setzt ihre 
Warnstreiks in der kommenden Wo¬ 
che in der Metall- und Elektroindust¬ 
rie unvermindert fort“ (Pressemittei¬ 
lung, 8. Februar 2015). 

Mit den massiven Warnstreiks 
haben die Belegschaften deutliche 
Zeichen ihrer Kampfbereitschaft ge¬ 
setzt - an das Unternehmertum, aber 
auch an die eigene Führung. Seit der 
Niederlage in der Auseinanderset¬ 
zung 2003 um die 35-Stunden-Woche 
in Ostdeutschland hat die IG Metall 
keinen Durchsetzungsstreik mehr 
geführt. Doch wenn Warnstreiks in 
dieser Tarifrunde nicht ausreichen, 
um die Blockadehaltung von Ge¬ 
samtmetall zu brechen, dann darf 
auch dieser nächste Schritt kein Tabu 
sein: Urabstimmung und Streik. 

* Achim Bigus ist IGM-Vertrauenskörperleiter bei 
VW-Osnabrück und Mitglied der Tarifkommission 
Osnabrück-Emsland 


D er Stellenabbau geht weiter. Der 
neue Eigner und Immobilien¬ 
unternehmer Rene Benko fährt 
erneut Angriffe auf die Beschäftigten 
und bedroht deren Existenz. Sechs Mo¬ 
nate, nachdem der Österreicher und 
seine Signa Holding Eigentümer des 
Warenhauskonzerns wurde, sollen die 
Personalkosten um weitere 65 Millio¬ 
nen Euro sinken. 

Die Manager des Handelskonzerns 
drohen den Betriebsräten und der Ver¬ 
einigten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di), weitere Filialen zu schließen 
oder zu verkaufen, wenn den Konzern¬ 
plänen nicht zugestimmt wird. Leitfa¬ 
den ist dabei ein 32-seitiges Papier. 

Im als „Streng vertraulich“ gekenn¬ 
zeichneten Dokument ist vor allem im 
Verkauf weiterer Personalabbau vor¬ 
gesehen. Die Zahl der Vollzeitbeschäf¬ 
tigten in den Filialen wird danach um 
1200 auf 8 000 reduziert, ein großer 
Teil der Verkäuferinnen und Verkäu¬ 
fer nur noch als Regalauffüller be¬ 
schäftigt. In den meisten Häusern wird 
es nur noch einen Verkaufsberater pro 
Etage geben. 

Vorgesehen sind drei Beschäfti¬ 
gungsgruppen: Bei Verkäufern sowie 
Kassierern wird der Rotstift angesetzt. 


Die Regalbetreuer werden im beste¬ 
henden Haustarif zu neu geschaffenen 
Warenservice-Teams degradiert. Ihre 
Tätigkeit: Ware auspacken und Regale 
füllen. Setzt sich der Konzern durch, ar¬ 
beiten 1500 Beschäftigte für monatlich 
300 Euro weniger. 

Die Zumutung für die Kunden und 
der Umgang mit dem Personal lassen 
vermuten, dass es dem Eigentümer 
nicht um eine wirkliche Sanierung des 
angeschlagenen Handelskonzerns geht. 
Vielmehr sollen die noch übrig geblie¬ 
benen Filialen anscheinend auf die Stu¬ 
fe eines Discounters herabgestuft wer¬ 
den. Strategie dabei ist, nicht mehr gut 
laufende Häuser mit niedrigsten Per¬ 
sonalkosten für neue Investoren inter¬ 
essant zu machen. Dazu passt, dass am 
24. Januar die Signa Holding aus der 
Konzernzentrale in Essen grünes Licht 
gab für den Verkauf weiterer 20 Fili¬ 
alen an den Diamantenhändler Beny 
Steinmetz. 

Doch nicht nur beim Verkaufsper¬ 
sonal wird gespart. Auch Abteilungs¬ 
leitern und Substituten droht Arbeits¬ 
platzverlust und Abgruppierung. Jeder 
zweite muss den Konzern verlassen. Bei 
den sechs Filialen, die 2015 geschlossen 
werden, sind 300 Beschäftigte betrof¬ 


fen. In 83 Filialen sowie der Konzern¬ 
zentrale in Essen und der Logistik wer¬ 
den 2 000 Stellen vernichtet. Auf der 
Kippe stehen nach neustem Stand die 
Häuser in Bottrop, Mönchengladbach, 
Neumünster, Mainz und Iserlohn. 

Um die Ausbeutung der Beschäf¬ 
tigten bei geringsten Personalkosten 
zu erhöhen, wird der Konzern wieder 
einmal organisatorisch umstrukturiert. 
Künftig sind acht Kopffilialen vorge¬ 
sehen: Berlin-Schlossstraße, Nürn¬ 
berg, Dortmund, Köln, Braunschweig, 
Karlsruhe, Bremen und Frankfurt. Die 
dort übrig gebliebenen Abteilungslei¬ 
ter werden die restlichen, sogenannten 
Anhängefilialen mitbetreuen. 

Gesamtbetriebsräte und Betriebs¬ 
räte der Filialen werden einem mas¬ 
siven Druck ausgesetzt. Sie sollen das 
nach unten umsetzen, was der Kon¬ 
zern durchsetzen will, und dabei für 
Ruhe sorgen. So sollen u.a. Abfindun¬ 
gen für die Beschäftigten schmackhaft 
gemacht werden. Bei genauer Prüfung 
sind diese niedriger als unter einer So¬ 
zialplanregelung durchsetzbar wären. 
Dafür müssten die Arbeitnehmerver¬ 
treter und ver.di nicht nur verhandeln, 
sondern auch Gegenwehr organisie¬ 
ren. Hinzu kommen Altersteilzeitre¬ 
gelungen, die Betroffene 
zu Aufstockern bei der 
Arbeitsagentur machen. 
Verschönt wird alles 
zum Abschluss mit einer 
Transfergesellschaft - die 
für den Eigner günstigste 
Lösung. 

Wir erinnern uns: Im 
Jahre 2006 hatte ver.di 
mit dem seit 2010 insol¬ 
venten Arcandor Kon¬ 
zern einen Sanierungs¬ 
vertrag vereinbart. Darin 
mussten die Beschäftig¬ 
ten auf Weihnachts- und 
Urlaubsgeld sowie auf 
den gültigen Flächen¬ 
tarifvertrag verzichten. 
Rund 12 Prozent Real¬ 
lohnverlust über die Jah¬ 
re waren die Folge. Insge¬ 
samt wurden so über 700 
Millionen Euro aus den 
Beschäftigten herausge¬ 
presst. 

Herbert Schedlbauer 
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KARSTADT 
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Es ist erst 

vorbei 

wenn es 
vorbei ist! 




Dokumentiert: 


Brief der DKP Gelsenkirchen an die Kollegen der Brotfabrik Stauffenberg 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Die DKP-Kreisorganisation Gelsen¬ 
kirchen protestiert gegen die Schlie¬ 
ßung der Brotfabrik Stauffenberg 
GmbH in Gelsenkirchen-Rotthausen. 

226 Mitarbeiter in Gelsenkirchen 
und Daun/Eifel verlieren ihren Arbeits¬ 
platz. Darunter Kolleginnen und Kolle¬ 
gen, die 30 Jahre und länger in diesem 
Unternehmen gearbeitet haben. 

Laut NGG, Yvonne Sachtje, war 
die Situation nach der ersten Insol¬ 
venz Mitte 2014 „stabil“, was immer 
das heißen soll. 

So stabil, dass bereits vor einem 
Jahr über 100 Kolleginnen und Kolle¬ 
gen ihren Job verloren haben. So sta¬ 
bil, dass noch im Frühjahr 2013 Eure 
Belegschaft um einen „Kredit“ gebe¬ 
ten wurde, der so aussah, dass Gehäl¬ 
ter für zwei Monate mit einem Monat 
Verzug ausgezahlt wurden. Mögli¬ 
cherweise gehörten Lohnverzicht und 
Lohnkürzungen auch zur „Standort¬ 
sicherung“. 

Nun verlieren die restlichen Be¬ 
schäftigten ihren Arbeitsplatz und da¬ 
mit ihre Existenzbasis. 

Aber wie soll es weitergehen in ei¬ 
ner Stadt, in der die Arbeitslosenquo¬ 
te im Januar 2015 bei offiziell ausge¬ 
wiesenen 13,9 Prozent lag? Das sind 
17 297 Menschen ohne Arbeit. Hinzu 
kommen 24 391 sogenannte „Unter¬ 
beschäftigte“, dass sind noch einmal 
knapp 19 Prozent. Dazu zählen Men¬ 
schen, die wegen Qualifizierungs-Trai¬ 
nings- oder diverser Beschäftigungs¬ 


maßnahmen, wegen Vorruhestand 
oder Krankheit nicht als arbeitslos ge¬ 
zählt werden. (Aus der Statistik der Ar¬ 
beitsagentur GE/Stadt) 

Weit über 80 Prozent aller Arbeits¬ 
losen in Gelsenkirchen beziehen Ar¬ 
beitslosengeld II, sind also auf Hartz 
IV angewiesen. 

Ende Dezember 2014 haben über 
3 000 Opel-Mitarbeiter in Bochum 
ihren Arbeitsplatz verloren. Zigtau¬ 
sende Arbeitsplätze in der Zuliefer¬ 
industrie werden ebenfalls verschwin¬ 


den. Die IG Metall in Bochum spricht 
langfristig von über 40 000 Arbeits¬ 
plätzen. 

Dem Ruhrgebiet droht eine noch 
höhere Arbeitslosenquote, als es heute 
bereits der Fall ist. Die in jeder Hin¬ 
sicht schöngeschriebene Arbeitslosen¬ 
statistik der ARGE wird nicht verhin¬ 
dern können, dass die Quote über die 
20-Prozent-Marke steigen wird. 

Damit nimmt die Verarmung in die¬ 
ser Region und damit auch in unserer 
Stadt weiter dramatisch zu. 


Euch ist wahrhaftig kein Vorwurf 
zu machen. Eure Arbeit, Euer Fleiß 
und Euer Engagement haben über 
Jahrzehnte dazu beigetragen, dass die 
Großbäckerei Stauffenberg von Gel¬ 
senkirchen bis Gronau, Daun und Bad 
Vilbel ein Begriff wurde. 

Damit habt ihr über Jahre mehr als 
einmal Euren Beitrag zum Erhalt des 
Standortes der Großbäckerei Stauffen¬ 
berg beigetragen. 

Ihr könnt auch ohne Management, 
dessen dubiose Geschäftspraktiken in 


diese Pleite geführt haben, Brot ba¬ 
cken. 

Discounter wie Aldi und Lidl, große 
Konzerne und Monopole, die weniger 
Steuern zahlen als deren Beschäftigte, 
machen kleine und mittelständische 
Unternehmen systematisch kaputt. 

Die DKP stellt fest: Appelle schaf¬ 
fen keine Arbeitsplätze - Beschäf¬ 
tigungsgesellschaften können keine 
würdevolle Existenzbasis für Eure An¬ 
gehörigen und für Euch sein. 

Was erwartet Euch in Zukunft? 
Was erwartet Eure Kinder und Enkel¬ 
kinder? Das kann uns nicht egal sein! 

Die DKP Gelsenkirchen erklärt 
sich solidarisch mit den Kolleginnen 
und Kollegen der Brotfabrik Stauf¬ 
fenberg. Wir unterstützen Eure Forde¬ 
rungen und die Forderungen der NGG 
Gelsenkirchen nach Erhalt Eurer Ar¬ 
beitsplätze und die sofortige Rücknah¬ 
me aller ausgesprochenen Kündigun¬ 
gen. Es muss weitergehen! 

Es sind nicht nur unseriöse und kri¬ 
minelle Geschäftspraktiken, die zur 
Schließung Eures Werkes geführt ha¬ 
ben. Dies alles ist diesem menschen¬ 
verachtenden kapitalistischen System 
geschuldet. 

Es geht auch ohne Vorstand, Ge¬ 
schäftsführung und Management. Es 
geht auch ohne Discounter. 

Es geht auch ohne dieses menschen¬ 
verachtende kapitalistische System. 

Karl-Heinz Pawlitzki, 
Rolf Jüngermann 
(8. Februar 2015) 
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Welche Auswirkungen hat „Industrie 4.0“? 

Die Vernetzung der Produktion bietet neue Möglichkeiten - für Arbeit oder Kapital 



Das Mercedes-Benz Werk Düsseldorf ist das größte Transporterwerk der Daimler AG. Im Rohbau fertigen über 500 
Roboter die Karossen. 


B ei dem Wort Industrie 4.0 fangen 
die Augen so mancher Produk¬ 
tionsleiter von Bosch, Siemens, 
Schaeffler, Audi u.a. an zu leuchten. 
Die Entwicklung wird als vierte indus¬ 
trielle Revolution bezeichnet: Nach der 
Einführung der Dampfmaschine (1. Re¬ 
volution), der Fließbandproduktion (2. 
Revolution) und der flächendeckenden 
Verbreitung der elektronischen Daten¬ 
verarbeitung (3. Revolution) geht es 
nun um die Vernetzung der Produktion. 

Die 4. Revolution hat mit der Digi¬ 
talisierung in den 70er Jahren längst be¬ 
gonnen, heißt es, was jetzt folgt, ist die 
Digitalisierung der Produktion: Teile, 
Maschinen, Beschäftigte und Kunden 
kommunizieren miteinander. Das geht 
z.B. so: „Künftig wird nicht zentral ent¬ 
schieden, was mit dem Werkstück ge¬ 
schieht, sondern das Werkstück - ausge¬ 
rüstet mit QR-Code oder RFID-Chip - 
meldet der Maschine, wie es bearbeitet 
werden soll.“ (SZ 13./14.12.14). Die 
Fertigung organisiert sich selbst, und 
die zentrale Steuerung wird überflüssig. 
Die Produktion wird dezentral, flexib¬ 
ler, individueller, effizienter, so dass sich 
z.B. auch kleine Serien lohnen und jeder 
Kundenwunsch berücksichtigt werden 
kann. Von Industrie 4.0 erwarten die 
Unternehmer durch die Erschließung 
neuer Absatzmärkte Wachstum und 
steigende Gewinne - im Gefolge die 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit. 
Industrie 4.0 wird die Art und Weise, 
wie wir heute produzieren und arbei¬ 
ten, grundlegend verändern. Für die 
Beschäftigten werden positive Effek¬ 
te vorhergesagt: Die Gestaltungsspiel¬ 
räume für die Kollegen würden größer 
werden, wenn die zentrale Steuerung 
Wegfälle. Denn die hierarchische Be¬ 
triebsorganisation habe bei Industrie 
4.0 nichts mehr zu suchen. Neue Hand¬ 
lungsfelder gäbe es für die Kollegen, die 
besseren fachlichen Voraussetzungen 
mache die Arbeit interessanter und ver¬ 
antwortungsvoller, sie werde sich mehr 
in Richtung Problemlösung verlagern. 
Das klingt verheißungsvoll - aber ge¬ 
sundes Misstrauen ist angesagt: Ähnli¬ 
ches wurde auch schon bei der Einfüh¬ 


rung der sog. lean-production (schlanke 
Fertigung) angekündigt, die sich nicht 
nur positiv auswirkte. Die Entschei¬ 
dungsgewalt liegt immer noch bei den 
Eigentümern, sie setzen ihre Macht im 
Konfliktfall gnadenlos durch. 

Forderungen der IG Metall 

Die Zielsetzung der IG Metall ist rich¬ 
tig: „Die Beschäftigten dürfen kein 
Rädchen in der cyber-physischen Fa¬ 
brik sein.... Die Menschen müssen 
die Systeme steuern, nicht umgekehrt. 
Höhere Flexibilität ja - aber nicht auf 
Kosten der Beschäftigten. Und die 
Arbeit darf auch nicht prekär sein, mit 
Niedriglöhnen und Leiharbeit. Wir 
wollen bessere statt billigere Arbeit. 
Basis dafür ist eine lernförderliche 
Arbeitsorganisation. Alle müssen die 
Chance auf Weiterbildung haben, von 
den Ingenieuren bis zu den Angelern¬ 
ten.“ ( metallzeitung 5/2013) 


Auf die Frage, ob die Umsetzung von 
Industrie 4.0 in den Betrieben Arbeits¬ 
plätze kosten wird, antwortete die Ex¬ 
pertin der IG Metall, Constanze Kurz, 
sie glaube, die Chancen für die Be¬ 
schäftigten würden überwiegen (me¬ 
tallzeitung 5/2013). Eins ist jedoch klar: 
Wenn Produktionsgüter künftig selbst 
wissen, wie sie bearbeitet werden wol¬ 
len, dann bleibt das nicht ohne Auswir¬ 
kungen auf die menschliche Arbeits¬ 
kraft. So fürchtet der DGB, dass „ein 
digitales Proletariat ohne jeden sozia¬ 
len Schutz“ entsteht (SZ 13./14.12.14). 
Die Smart Factory (intelligente Fab¬ 
rik) ist nicht bloß Zukunftsmusik, son¬ 
dern in einigen Unternehmen schon 
Realität. Deshalb müssen wir uns da¬ 
rum kümmern, in welche Richtung die 
Entwicklung geht. Die IG Metall setzt 
bei der Durchsetzung ihrer Forderun¬ 
gen auf die Zusammenarbeit mit den 
Unternehmern im Arbeitskreis Indus¬ 


trie 4.0 - nicht auf die Kraft der Be¬ 
schäftigten. 

Alle „konzertierten Aktionen“ gingen 
nicht zum Vorteil der Beschäftigten aus 
wie beispielsweise im „Bündnis für Ar¬ 
beit“ oder der Agenda 2010. Damals 
zeigten sich die verheerenden Folgen 
mit Hartz IV, Verschärfung der Zumut¬ 
barkeitsregelungen bei der Arbeitssu¬ 
che, Rentenkürzungen u.a. Gewerk¬ 
schaften sollten nicht den Vorgaben der 
SPD folgen, sondern sich allein an den 
Interessen ihrer Mitglieder orientieren. 

Maschine und Mensch 

Einerseits birgt die Entwicklung große 
Chancen: „Die Maschinen passen sich 
den Menschen an - und nicht umge¬ 
kehrt.“ (Die Maschinen sind es nicht, die 
entscheiden oder sich anpassen - es ist 
der Besitzer der Maschinen, der sie pro¬ 
grammiert!). Andererseits kann es aber 
auch so laufen, wie Yvonne Hofstetter, 


Geschäftsführerin der Teramark Tech¬ 
nologies, eines Unternehmens, das sich 
auf die intelligente Auswertung großer 
Datenmengen spezialisiert hat, dazu 
schrieb (FAZ, 17. Juli 2013): „Beson¬ 
ders die Steuerung des Bürgers durch 
Kontrollstrategien wird eine völlig neue 
Qualität der Mensch-Maschine-Bezie¬ 
hung erreichen. Heute sind wir „nur“ 
Dienstleister unserer Maschinen (...) 
Morgen werden wir integraler Bestand¬ 
teil der Maschinen sein, die uns Ent¬ 
scheidungshilfen geben, uns anleiten 
und steuern - und uns dann kontrollie¬ 
ren, ob wir ihren Handlungsanweisun¬ 
gen nachkommen.“ Bildschirmarbeiter 
z.B. sind von der Maschine gesteuerte 
und kontrollierte Menschen - im Ka¬ 
pitalismus werden die Maschinen vom 
Zentralmanagement im Auftrag des Ei¬ 
gentümers programmiert. 

Ob der Einzelne Dirigent oder Hand¬ 
langer der Maschinen wird, entscheidet 
sich über die Frage, wer die Herrschaft 
über die Fabrik ausübt. Denn die Ent¬ 
wicklung der Produktivkräfte werden 
wir nicht aufhalten können. Die Unter¬ 
nehmer müssen immer neue Produk¬ 
tionsmethoden entwickeln, bei Strafe 
des Untergangs - denn sonst verlieren 
sie den Wettkampf mit ihren Konkur¬ 
renten. Außerdem enthält diese Ent¬ 
wicklung ja auch positive Möglichkei¬ 
ten für die Beschäftigten. Doch unter 
Regie des Kapitals werden diese im¬ 
mer diejenigen sein, die die Kosten zu 
bezahlen haben. Endgültig lösen lässt 
sich das erst, wenn sie selbst über die 
Produktion bestimmen, in einem sozia¬ 
listischen Gesellschaftssystem. 

Da wir davon aber noch weit weg sind, 
ist der Kampf um Arbeitszeitverkür¬ 
zung, höhere Löhne und bessere Ar¬ 
beitsbedingungen, gegen Leiharbeit 
und befristete Verträge notwendig. 
Die Unternehmer brauchen auch wei¬ 
ter gut ausgebildete Facharbeiter. Des¬ 
halb werden sie uns aber noch lange 
nicht einen Tarifvertrag zur Bildungs¬ 
teilzeit, wie er jetzt auf dem Programm 
der aktuellen Tarifrunde steht, einfach 
schenken. Geschenkt bekommt man 
von ihnen gar nichts! Renate Münder 


Debatte zur Metall-Tarifrunde: 


Wer aber ist die Gewerkschaft? 


„ Wir sind sie. 

Du und ich und wir - wir alle. 

In deinem Anzug steckt sie ... 
Adaptiert nach Brecht 

Die Konzernbosse erlauben es sich, uns 
Gewerkschafterlnnen ein Almosen, 
eine Mogelpackung von weit unter 2,2 
Prozent Lohnerhöhung erst ab 1. März 
hinzuhalten. Eine halbierte Altersteil¬ 
zeitquote und teilbezahlte Weiterbil¬ 
dung lehnen sie ganz ab. 

Was heißt das? Dass sie sich vor 
uns nicht fürchten! Vor Dir nicht, vor 
mir nicht, vor uns Gewerkschafterln¬ 
nen insgesamt nicht. Oder wie ist es 
anders zu erklären, dass sie uns in Zei¬ 
ten höchster Rendite und trotz 450 000 
Warnstreikenden (bei Redaktions¬ 
schluss) mit dieser lächerlichen Sum¬ 
me abspeisen wollen. 

Unternehmer zum 
Fürchten bringen 

Wie sie zum Fürchten bringen? Indem 
wir mit unseren Kolleginnen in der 
Kampfphase - wenn die Forderung 
beschlossen ist - diskutieren, die Füh¬ 
rung der Gewerkschaft vermeide schon 
seit 13 Jahren Streiks? Diskutieren, die 
Forderung sei zu niedrig? Diskutieren, 
dass eh nur ein mieses Ergebnis raus¬ 
kommen werde? Bringt das die Kolle¬ 
ginnen zu mehr Kampfbereitschaft? 
Und die Unternehmer zum Fürchten? 
Wohl kaum. Sie klatschen sich beim 
Kamingespräch auf die Schenkel und 
freuen sich, dass wir bereits als Boten 
für miese Ergebnisse fungieren und 
dass wir zerstritten sind. 

Die schwierige Aufgabe die Un¬ 
ternehmer zum Fürchten zu bringen, 


nimmt uns Marxistinnen niemand ab. 
Denn wir kämpfen in einer Einheitsge¬ 
werkschaft - mit Kolleginnen, die ein¬ 
fach nur mehr Geld und nicht erst mit 
65 in Rente gehen wollen, die aber an 
der „Schule des Klassenkampfes“ nicht 
interessiert sind. 

Also nutzt es der Kampfbereit¬ 
schaft gegen die Unternehmer wenig, 
wenn wir der IG Metall-Führung vor¬ 
werfen, sie sende Signale des Kompro¬ 
misses an den Klassengegner aus. Das 
kann sie doch nur, weil das in Teilen der 
Organisation getragen wird. Würden 
die Kolleginnen drauf pfeifen, was der 
Vorstand an Kompromissbereitschaft 
sendet, hätte er bald nichts mehr zu sa¬ 
gen. Die Vorstände, die Tarifkommis¬ 
sionsmitglieder aber sind von uns ge¬ 
wählt. 

Betriebswirtschaftliche 

Gehirnwäsche 

Es ist einfach, sich die Hände abzuput¬ 
zen und mit dem Finger auf „die Füh¬ 
rung“ zu deuten. Dann bin ich fein raus. 
Dann muss ich mich nicht mehr der 
schwierigen Überzeugungsarbeit wid¬ 
men, mit unseren Kolleginnen vor Ort 
über ihre Kompromissbereitschaft dis¬ 
kutieren und streiten. Denn dort sitzt 
sie in den von betriebswirtschaftlicher 
Gehirnwäsche durchtränkten Köpfen, 
in der Angst, den Arbeitsplatz zu ver¬ 
lieren, wenn der Abschluss aus Sicht 
der Unternehmer und der Medien zu 
hoch sein könnte. Die Diskussion müs¬ 
sen wir führen, sowohl an der Basis, als 
auch mit den gewählten betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Funktionsträ¬ 
gern, denn in ihren Köpfen sieht es 
nicht anders aus. 


Fakt ist, dass die Höhe der Forde¬ 
rung betrieblich und regional höchst 
unterschiedlich beschlossen wurde. Es 
war nicht so, dass die gesamte IG Me¬ 
tall 10 Prozent wollte, aber die Führung 
sie auf 5,5 Prozent heruntergezwungen 
hat. Da haben wohl eher die Unterneh¬ 
mer mit ihrer Medienmacht die Hand 
im Spiel, indem sie immer wieder mit 
indirekten Erpressungen bezüglich der 
Arbeitsplätze unsere Köpfe verwirren. 
Und wenn wir kämpferischen Marxis¬ 
tinnen es nicht „wagen“, höhere For¬ 
derungen in die Erstellungsdiskussion 
einzubringen, wenn sie von unseren 
Belegschaften getragen wird, wem ist 
dann der Vorwurf zu machen? 

Ohne Druck aus den 
Betrieben läuft nichts 

Unsere Aufgabe als Marxistinnen in 
Betrieb und Gewerkschaft ist: keinem 
die Illusion zu lassen, dass ein Boss, 
Manager oder sonstiger Sachverwal¬ 
ter sich für unsere sozialen Interessen 
einsetzt oder etwas in unserem Inter¬ 
esse verändern wird, wenn wir keinen 
Druck entwickeln. Es gibt keinen stell¬ 
vertretenden Kampf für höhere Löh¬ 
ne und ein besseres Leben. Wir selber 
müssen stark werden, aber wir sind nur 
so stark wie die, die mit uns gemeinsam 
diesen Kampf führen. Wenden sie sich 
ab, weil sie resignieren, mutlos gewor¬ 
den sind, oder weil ihnen 2,2 Prozent 
für 10 Monate reichen, dann ist auch 
unsere Stärke dahin. 

Die Situation ist voller Widersprü¬ 
che. Sollte da ungeschützt am 29. Janu¬ 
ar sofort in allen Betrieben gestreikt 
werden? Wie soll das gehen? Gibt es 
denn nicht die zögerlichen, schwanken¬ 


den, nicht wollenden, die Streikwilligen 
hindernden Kolleginnen in unseren 
Reihen? Und zwar auf allen Ebenen 
unserer Organisation. Unter den ge¬ 
gebenen Kräfteverhältnissen und dem 
subjektiven Verständnis unserer Kolle¬ 
ginnen sind Warnstreiks eine Mobili¬ 
sierungsmöglichkeit und vor allem sind 
sie Gradmesser für die Kampfkraft der 
Belegschaften - für ihre Bereitschaft, 
für ihre Forderung in den Durchset¬ 
zungsstreik zu gehen. Ganz wenige ge¬ 
hen gerne auf die Straße oder freuen 
sich gar auf Streiks. 

Unsere gegenwärtige Aufgabe in der 
Kampfphase ist es, dass die Warnstreiks 
noch viel intensiver und noch viel grö¬ 
ßer werden. Die IG Metall vertritt 3,8 
Millionen Beschäftigte in der Metall- 
und Elektroindustrie, da sind die mäch¬ 
tigen 450 000 Warnstreikenden trotz¬ 
dem nur ein Achtel. Da ist noch mächtig 
Luft nach oben für unsere Mobilisie¬ 
rung. Ich gehe da mit dem DKP-Flug- 
blatt zur Tarifrunde einig: „Erst einmal 
muss ein Ergebnis erkämpft sein“. Von 
uns, von der Gewerkschaft. 

Tarifkommissionen 
„unterstützen“ und ihnen 
auf die Finger schauen 

Gemeinsam mit den Belegschaf¬ 
ten müssen wir die Verhandlungs¬ 
kommissionen von Anfang bis zum 
Ende vor Ort hautnah „unterstützen“. 
Skepsis ist angebracht bei Aussagen 
des Vorsitzenden wie: „Wir brauchen 
ein System unterschiedlicher IG-Me- 
tall-Tarifverträge“ bezüglich Arbeits¬ 
vorbereitung, Endmontage, Lagerver¬ 
waltung und Produktion oder dem 
„Bündnis für Industrie“ gemeinsam 


mit dem Klassengegner BDI oder der 
Stellungnahme zum sogenannten Ta¬ 
rifeinheitsgesetz. 

Wird dann den Tarifkommissio¬ 
nen die Frage vorgelegt, ob sie mit ei¬ 
nem Kompromiss einverstanden sind, 
dann brauchen wir mutige Marxistin¬ 
nen, die dort öffentlich dagegen reden 
und dagegen stimmen, wenn das ihre 
Meinung ist. Dann entwickelt sich 
eine Diskussion über die Frage, war¬ 
um sie dagegen stimmen, auch wenn 
es nur Einzelne sind. Das kann Aus¬ 



wirkungen auf die aktuelle Situation, 
aber auch auf zukünftige Kämpfe ha¬ 
ben. 

Jetzt aber, in der Kampfphase, 
muss unsere ganze Kraft darauf ge¬ 
richtet sein, Mut zu machen, für noch 
mehr und noch intensivere Kämpfe 
für 5,5 Prozent bei einer zwölfmonati¬ 
gen Laufzeit und eine Altersteil- und 
Qualifizierungszeit entsprechend un¬ 
serer Forderung. Nur so können wir 
die Unternehmer das Fürchten leh¬ 
ren. Eine Diskussion über mögliche 
miese Abschlüsse jetzt zieht nur run¬ 
ter. 

Anne Rieger, 
ehemalige Gewerkschaftssekretärin 
der IG Metall Waiblingen 














4 Freitag, 13. Februar 2015 _ Innenpolitik _ unsere zeit m 

„Die Nato rückt vor" 

An die 5 000 gegen „Sicherheitskonferenz“ 



Für eine starke 
Hamburger Linke 

Gewerkschafterlnnen fordern anläß¬ 
lich der Bürgerschaftswahlen in Ham¬ 
burg eine starke Linke im Landespar¬ 
lament. In dem Aufruf, den auch der 
langjährige Hamburger DKP-Vorsit¬ 
zende Olaf Harms unterschrieben hat, 
heißt es unter anderem: „Welche Par¬ 
tei auch immer den künftigen Ham¬ 
burger Senat führt, welche Koalition 
auch immer den neuen Senat bildet: 
Ohne eine starke Linksfraktion wird 
die soziale Gerechtigkeit auf der Stre¬ 
cke bleiben. 

Der Senat unter Bürgermeister 
Olaf Scholz (SPD) bedient vor allem 
die Interessen der Unternehmer und 
der Handelskammer - und wird dafür 
auch sehr gelobt! Bei dieser Politik 
fällt sehr wenig für die abhängig Be¬ 
schäftigten ab: Das neue Personalver¬ 
tretungsrecht bleibt hinter den Mög¬ 
lichkeiten zurück, und mit dem neu¬ 
en Gleichstellungsgesetz werden die 
Wählbarkeit und die Frauenbeauf¬ 
tragten gleich ganz abgeschafft. Das 
Landesmindestlohngesetz und die so 
genannte Fachkräftestrategie sind un¬ 
zureichend, in der Arbeitsmarktpolitik 
haben sich ebenfalls keine großen Ver¬ 
änderungen ergeben - jetzt soll es so¬ 
gar Null-Euro-Jobs geben! Unser Fazit 
lautet: Dieser Senat betreibt eine un¬ 
soziale und undemokratische Politik. 
Unsere Antwort ist: Eine starke LIN¬ 
KE in der Bürgerschaft! 

Durch die Konsolidierungs- und 
Kürzungspolitik der derzeit alleinre¬ 
gierenden SPD werden soziale Trä¬ 
ger und öffentlich finanzierte Einrich¬ 
tungen angehalten, Tarifflucht zu be¬ 
gehen. Die Kündigung von befristet 
beschäftigten Lehrerinnen und Leh¬ 
rern während der Schulferien setzt 
die Förderung prekärer Arbeitsver¬ 
hältnisse durch den SPD-Senat fort. 
Zu Recht wehren sich Gewerkschaf¬ 
ten gegen den ,Befristungswahn. 4 Die 
,Schuldenbremse 4 geht zu Lasten der 
sozialen Infrastruktur und setzt die 
Arbeitsplatzvernichtung im Öffentli¬ 
chen Dienst verschärft fort. Das Weih¬ 
nachtsgeld der Beamtinnen und Be¬ 
amten ist bereits auf der Strecke ge¬ 
blieben. Diese Politik vergrößert die 
Gefahr einer weiteren Privatisierung 
der Daseinsvorsorge. Grüne, CDU und 
FDP machen das nicht nur mit - sie 
wollen den Prozess sogar beschleuni¬ 
gen und verschärfen. Uns fehlt zudem 
eine klare Abgrenzung aller anderen 
Parteien zu den geplanten Freihan¬ 
delsabkommen TTIP und CETA ... 44 

Heraus zum Ostermarsch 

Unter dem Motto „Kriege stoppen - 
Atomwaffen ächten - zivile Lösungen 
schaffen 44 mobilisiert die Friedensbewe¬ 
gung in diesem Jahr zu dem traditionel¬ 
len Ostermarsch Ruhr. In dem jüngst 
veröffentlichten diesjährigen Aufruf 
stellen die Kriegsgegner fest, dass die 
Staaten der EU und der NATO aus¬ 
gerechnet 70 Jahre nach Ende des 2. 
Weltkriegs und der Befreiung vom 
Faschismus durch die weltweite Anti- 
Hitler-Koalition weiter aufrüsten und 
„fast ausschließlich auf eine militäri¬ 
sche Durchsetzung ihrer Interessen 44 
setzen würden. Zwei Drittel der welt¬ 
weiten Militärausgaben entüelen auf 
die NATO-Staaten. „Auf der NATO- 
Konferenz im Herbst 2014 wurde von 
den Mitgliedsländern gefordert, ihre 
Militärhaushalte auf 2 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen. 
Das würde bedeuten, dass Deutschland 
statt aktuell 33 Mrd. Euro zukünftig 
54 Mrd. für Militär und Rüstung aus¬ 
geben müsste 44 warnen die Friedens¬ 
bewegten in ihrem aktuellen Aufruf. 
Dort heißt es außerdem: „NATO und 
EU betreiben gegenüber Russland 
eine Konfrontationspolitik. Die Ge¬ 
fahr eines neuen Krieges mit dem Ri¬ 
siko eines nuklearen Infernos wächst. 44 
Der Aufruf wird bisher unter anderem 
von verschiedenen Kulturschaffenden, 
Gewerkschaftsmitgliedern, Aktivisten 
der Friedens- und Antifabewegung, der 
DKP und der SDAJ, sowie verschiede¬ 
nen Bundestagsabgeordneten von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen Linkspartei 
als Erstunterzeichnern unterstützt und 
kann ab sofort auch unter www.oster- 
marsch-ruhr.de unterzeichnet werden, 
(bern) 


T rotz eisiger Temperaturen kamen 
an die 5 000 Menschen am Sams¬ 
tag (7. 2. 2015) zu Kundgebung, 
Demonstration und zum Abschluss¬ 
konzert mit Konstantin Wecker gegen 
die sogenannte Sicherheitskonferenz 
auf den Münchner Marienplatz. Auf¬ 
gerufen hatten über 80 Organisationen 
und an die 100 Einzelpersonen, die den 
Aufruf zur Demo unterschrieben hat¬ 
ten, in dem es hieß: „Kein Frieden mit 
der NATO - Stoppt den Konfrontati¬ 
onskurs und die neue NATO-Aufrüs- 
tung! 44 

Dass mehr Menschen zu Demons¬ 
tration und Kundgebung kamen als im 
vergangenen Jahr, hing einerseits mit 
der Erkenntnis zusammen, dass sich im 
Bayerischen Hof die wirklichen Brand¬ 
beschleuniger des Krieges in der Ukrai¬ 
ne zusammenfanden und dass der Chef 
der Siko, Wolfgang Ischinger, sich er¬ 
neut als Scharfmacher erwies. Er war 
einer der Ersten, die sich für Waffenlie¬ 
ferungen der NATO an die ukrainische 
Regierung aussprachen. 

Deshalb ging Walter Listl im Rede¬ 
beitrag des Aktionsbündnisses darauf 
ein und sagte u.a.: „Gerade erleben wir, 
dass ein neuer kalter Krieg vom Zaun 
gebrochen und in der Ukraine ein hei¬ 
ßer Krieg angeheizt wird ... Die Frie¬ 
densbewegung stellt sich auf keine Sei¬ 
te der Kriegsparteien in der Ukraine. 
Wir sind auf der Seite der Opfer dieses 
verdammten Krieges ... Aber wir ver¬ 
gessen darüber nicht, welche Ursachen 
dieser Krieg hat: Die NATO rückt an 
Russlands Grenzen vor, schnelle Ein¬ 
greiftruppen und ein Raketenschirm 
in Osteuropa werden gegen Russland 
in Stellung gebracht, NATO-Manöver 
ünden in der Ukraine statt und die dor¬ 
tige von Faschisten durchsetzte Regie¬ 
rung und Armee ist Bündnispartner 
der NATO. 

Vorgestern haben die NATO- 
Kriegsminister beschlossen, weitere 
sechs Militärstützpunkte an den West¬ 
grenzen Russlands aufzubauen und 
eine sogenannte militärische Speerspit¬ 
ze unter deutscher Führung in Stellung 
zu bringen ... Die Bundeswehr soll also 
schon wieder an der Ostfront kämpfen 
... Das macht Europa nicht sicherer, 
sondern brandgefährlich. Deshalb ste¬ 
hen wir hier und sagen: Hört auf mit 
dem Wahnsinn dieses Krieges! Die ers¬ 
te Verantwortung, die wir vor der Ge- 


Das Sagen hat 

Von Herbert Mies 

Der Workshop eines Aktionsbündnis¬ 
ses im Mannheimer Norden hatte sei¬ 
ne mehr als einjährige Arbeit an einem 
Nutzungsvorschlag für ein im Februar 
frei werdendes US- amerikanisches Mi- 
litärgelände fertig gestellt, da traf ihn 
eine Hiobsbotschaft wie ein Blitz aus 
heiterem Himmel. Bürgermeisterin Fe¬ 
licitas Kubala und Dr. Konrad Hummel 
von der Geschäftsstelle „Konversion 44 
(d.h. in diesem Fall: Umwandlung von 
Militärgelände in zivile Nutzung) wa¬ 
ren veranlasst worden, mitzuteilen, dass 
der fest vereinbarte Februar-Termin für 
die Übergabe des 200 Hektar großen 
Coleman-Areals geplatzt ist. Das ist ein 
Skandal mit lokaler, aber auch überregi¬ 
onaler Bedeutung. 

Die US-Pressestelle in Wiesbaden 
ließ auf Nachfrage lapidar mitteilen: 
das von der US-amerikanischen Be¬ 
satzungsmacht besetzte Gelände im 
Mannheimer Norden würde nicht wie 
versprochen und geplant im Februar, 
sondern „erst in mehreren Jahren 44 der 
Stadt Mannheim übergeben So wurde 
die Übergabe auf einen Sankt-Nimmer- 
leinstag verschoben. Die USA suchten 
in ganz Europa neue Standorte zur La¬ 
gerung, Instandhaltung und Pflege von 
militärischem Gerät. Gemeint ist die 
Stationierung von Panzern, Lastwagen, 
anderen Fahrzeuge der Infanterie sowie 
sonstigem Kriegszeug, die stets vor Ort 
bereitstehen müssten. 


Eine Krake legte sich über München. 

schichte haben, ist zu verstehen, dass 
es Frieden nur mit und niemals gegen 
Russland geben kann. Es gibt nur ge¬ 
meinsame Sicherheit in Europa. 44 

Eine bunte Demonstration durch 
die Münchner Innenstadt, an der sich 
nach Polizeiangaben 4 000 Menschen 
beteiligten, wurde von einer überdi¬ 
mensionalen NATO-Krake überragt, 
deren Fangarme zu den Kriegsschau¬ 
plätzen dieser Welt reichten. Auch die¬ 
ses Jahr zeigte sich, dass die Demons¬ 
tration gegen die „Siko 44 inzwischen 
nicht nur eine der größten regelmäßig 
stattündenden Antikriegsdemonstrati¬ 
onen des Landes ist, sondern dass die 


verschiedenen Gruppen das Thema der 
NATO-Kriege auch immer ideenreich, 
bildlich, aktionistisch und mit hoher 
Symbolkraft darstellen. 

Eine bunte Mischung aus Demo¬ 
blöcken unterschiedlicher Organisa¬ 
tionen und politischer Spektren, eine 
große Sambagruppe, kurdische Grup¬ 
pen, eine Gruppe in München lebender 
antifaschistischer Russinnen und Rus¬ 
sen und Friedensinitiativen aus mehre- 


Ein Leser des „Mannheimer Mor¬ 
gen 44 meinte dazu: „Die Stadt Mannheim 
denkt, aber der Ami lenkt. Aber dar¬ 
an kann man sehen, wie unsere Freun¬ 
de immer noch entscheiden, obwohl 
Deutschland ein autonomer Staat sein 
soll. (Mannheimer Morgen vom 28. Fe¬ 
bruar 2015) 

Es ist augenscheinlich, dass die US- 


Rüstungskonversion 
in Mannheim gestoppt - 
bis auf Weiteres. 


Army bei ihrer Entscheidung die poli¬ 
tische Entwicklung in der Ukraine und 
die neuen Kriegsvorbereitungen im Auge 
hat. Der Westen solle für alle „Eventu¬ 
alitäten 44 gerüstet sein. Das militärische 
Gerät, so auch das in Mannheim lagern¬ 
de, solle so lange in dieser Stadt bleiben, 
bis „dauerhafte Standorte in Osteuropa 
beispielsweise in Polen, Estland, Litauen 
oder Lettland, gefunden 44 seien. 

Diese Schreckensbotschaft schockier¬ 
te alle Beteiligten an einem Workshop 
zur Neugestaltung des Coleman-Gelän- 
des, die einige Tage zuvor ihre einjähri¬ 
ge Arbeit an Ideen, Plänen und Visionen 
zur Konversion abgeschlossen hatten. Sie 
hatten einen Zukunftsplan erarbeitet. Er 
sah vor eine Konzeption für den Schutz 
eines Naturerbes, die Anlagen für ein 
Öko-Dorf, einen Freizeitpark mit Golf, 


ren Bundesländern machten die Demo 
zu einem Erlebnis, das Mut und Kraft 
gegeben hat. 

Ehe Konstantin Wecker und der 
Kabarettist Werner Schneider ihr Ab¬ 
schlusskonzert starteten, sprach Ni¬ 
klas von „Tatort Kurdistan 44 soeben 
aus Kurdistan zurück, über den Kampf 
der Kurden gegen den IS und die For¬ 
derung nach Autonomie der Kurden. 
Die Bundestagsabgeordnete der Par¬ 
tei „Die Linke 44 Sevim Dagdelen sagte 
in ihrer leidenschaftlich vorgetragenen 
Rede auf der Abschlusskundgebung 
u.a.: „Wir leben in einer Welt, in der die 
Reichen immer reicher und die Armen 


immer ärmer werden. Allein wenn man 
sich die Ergebnisse der jüngsten Studie 
der Entwicklungsorganisation Oxfam 
anschaut, ist klar, wohin die Reise geht. 
Diese Studie kommt zu dem Ergebnis, 
dass im nächsten Jahr ein Prozent der 
Bevölkerung mehr Vermögen besitzen 
als die restlichen 99 Prozent zusam¬ 
men. Das Vermögen der 80 reichsten 
Menschen hat sich zwischen 2009 und 
2014 verdoppelt, sie besitzen nun ge- 


ein kleines Wäldchen und einen kleinen 
See sowie ein Baugebiet. Alles in allem 
würden hier auch neue Arbeitsplätze ent¬ 
stehen. Diese Arbeit war eine Sisyphos- 
arbeit. 

Mehr als der Schock darüber sollte 
auch der Schock wirken, dass Mannheim 
in den Plänen von Kriegsvorbereitungen 
einbezogen bleibt, dass die US-ameri¬ 
kanische Besatzungsmacht nicht daran 
denkt, aus dem vereinigten Deutschland 
abzuziehen. Das ist wohl jeder Art von 
Konversion, d.h. der Umwandlung von 
militärischer in zivile Nutzung, überge¬ 
ordnet. 

Die alternative Nutzung von ehemals 
militärischen Anlagen und Grundstücken 
gestaltet sich immer auch problematisch. 
Sie erfordert finanzielle Kosten und eine 
demokratische Kraftanstrengung. Auch 
davon kann das Mannheimer Aktions¬ 
bündnis mit seinem Nutzungsvorschlag 
ein Liedchen singen. Aber was sind diese 
leidigen Überbleibsel einer Besatzungs¬ 
armee gegenüber der Hinterlassenschaft 
von hunderten Kriegsgräberstätten, die 
bei mir in bleibender Erinnerung sind. 

Weil die Herrschenden und Regieren¬ 
den des Landes, die Merkel und Gauck, 
in den Kategorien der Vorbereitung von 
kriegerischen Konflikten oder ihrer Teil¬ 
habe oder der Übernahme von militäri¬ 
scher Verantwortung verharren, sind sie 
zu einer Konversion nicht willens und fä¬ 
hig. Sie überlassen lokal begrenzte Kon- 


nauso viel wie die ärmeren 50 Prozent 
der Welt zusammen. Die Reichen und 
Superreichen häufen durch immer ex¬ 
tremere Ausbeutung und Diebstahl 
ein Vermögen an, das den Arbeiterin¬ 
nen und Arbeitern zusteht, die diesen 
Reichtum schaffen. Dazu passt Hono- 
re de Balzac, der treffend formulier¬ 
te: ,Hinter jedem großen Vermögen 
steht ein Verbrechen. 4 Auf der Sicher¬ 
heitskonferenz ist das Überleben der 
Menschen angesichts dieses himmel¬ 
schreienden Skandals selbstverständ¬ 
lich kein Thema. Hier in München im 
Bayrischen Hof geht es allein darum, 
diese auf Ungerechtigkeit und Verbre¬ 
chen gegründete Eigentumsordnung 
und insbesondere ihre Dynamik zu¬ 
gunsten der Superreichen militärisch 
abzusichern ... 44 

Trotz der Kälte und einer längeren 
Verzögerung war der Marienplatz noch 
voll, als Konstanin Wecker mit einem 
Konzert die Zuhörer begeisterte. Na¬ 
türlich durfte bei diesem Anlass sein 
Lied „Sag NEIN 44 nicht fehlen. Zum 
Abschluss der Kundgebung rief Walter 
Listl die Teilnehmerinnen auf: „Wir se¬ 
hen uns wieder bei den Ostermärschen, 
bei den Blockupy-Aktionen und An¬ 
fang Juni bei den Aktionen anlässlich 
des G7-Gipfels in Elmau. 44 Walter Listl 


Versionen den Städten und Gemeinden. 
Diese sind in der Regel damit überfor¬ 
dert, deshalb bereiten sie sich auch nicht 
auf eine allgemeine und allumfassende 
Konversion vor. Das ist ein sträflicher 
Verzicht. Anklagende Vorwürfe an die 
Bundesregierung sind angebracht, denn 
bei der Konversion geht es um die Zu¬ 
kunft unseres Volkes und seiner Jugend. 
Um einen Drang zu einer allgemeinen 
Stimmung für eine Konversion zu entwi¬ 
ckeln, bedarf es einer Art von Neuauflage 
der Bewegung „Ami go home 44 wie wir 
sie in den ersten 50er Jahren hatten. 

Eine solche Bewegung müsste sich 
dafür einsetzen, von den USA ein ähnli¬ 
ches Abkommen für die Beendigung der 
Besatzung zu erlangen, wie es 1990 mit 
den Russen für das Territorium der da¬ 
maligen DDR abgeschlossen wurde. Die 
Bundesregierung müsste gezwungen wer¬ 
den, nicht auf Hochrüstung und Waffen¬ 
export, sondern auf Abrüstung zu setzen 
Das würde den Weg zu einer allgemeinen 
Konversion öffnen. Das würde auch den 
jüngsten Wahnsinn der Kriegsministerin 
Ursula von der Leyen ad absurdum füh¬ 
ren, 750 Millionen Euro für die Sanierung 
und Modernisierung maroder Truppen¬ 
unterkünfte auszugeben, 

Jede Konversion bedarf der breiten 
Unterstützung der Bürgerschaft, insbe¬ 
sondere der Arbeiterschaft. Sie verdient 
daher auch einen programmatischen 
Platz in der Politik einer Arbeiterpartei. 


„Die Friedensbewegung stellt sich auf keine Seite der 
Kriegsparteien in der Ukraine. Wir sind auf der Seite der 
Opfer dieses verdammten Krieges." 


noch immer die US-Army 
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Gabriel heuert neuen Messias an 

Nicht viel Neues auf der SPD-Klausurtagung 


A uf der Suche nach dem Mar¬ 
kenkern der SPD wird der poli¬ 
tisch Interessierte auch nach der 
zweitägigen Klausurtagung des Partei¬ 
vorstandes nicht fündig. Wir erfahren 
von Sigmar Gabriel - der mal wieder 
viel Lob für den Fleiß seiner Minister¬ 
genossen ausschüttete dass in Nau¬ 
en ein „äußerst kompaktes Programm“ 
abgearbeitet wurde. Im Detail überprü¬ 
fen kann das ein Außenstehender nicht, 
denn der Parteivorstand tagte hinter 
geschlossenen Türen. Die Journalisten 
waren auf einige Pressegespräche ange¬ 
wiesen, um sich zu informieren. 

Dadurch drang einiges scheibchen¬ 
weise nach außen. Und jeder konnte 
ahnen, dass die Griechenland-Krise 
und der Ukraine-Konflikt den Vor¬ 
stand beschäftigen musste. Immerhin 
hatte die SPD den EU-Kommissions- 
präsidenten Jean-Claude Juncker ein¬ 
geladen und EU-Parlamentspräsident 
Martin Schulz. Mit „Über Griechen¬ 
land reden wir ein anderes Mal“ be¬ 
mühte sich Juncker das Thema zu um¬ 
schiffen. Doch es half nicht. Er habe 
viel Verständnis dafür, dass der neue 
Regierungschef Alexis Tsipras nach 
Übergängen suche, erklärte Juncker 
bei einem Pressegespräch. „Aber Grie¬ 
chenland kann nicht davon ausgehen, 
dass die Euro-Zone ohne Abstriche 
sein Regierungsprogramm überneh¬ 
men will und kann.“ Und Schulz versi¬ 
cherte, wenn die griechische Regierung 
gegen Milliardäre und Steuerflücht¬ 
linge vorgehen wolle, dann „haben sie 
ganz Europa hinter sich“. Doch man 
könne - bezogen auf die erste Regie¬ 
rungserklärung von Tsipras - die Pro¬ 
bleme „nicht mit ideologischer Kon¬ 
frontation lösen“. Er riet Athen: „Ver¬ 
bal abrüsten!“ 

Ganz ähnlich war Gabriel zu ver¬ 
nehmen: „Mit dem Wunsch, sich täg¬ 
lich dreimal vorzuführen, kommen wir 
nicht weiter.“ Das bezog sich auch auf 
die griechische Forderung nach deut¬ 


schen Reparationszahlungen, für die 
der Vizekanzler keinerlei Grundlage 
sieht. Es sei nicht akzeptabel, „dass die 
griechische Reformpolitik von ande¬ 
ren Ländern bezahlt werden soll“, sag¬ 
te er. Damit unterstützt er den harten 
Kurs seines Ministerkollegen Wolf¬ 
gang Schäuble von der CDU. Welche 
Chancen für eine andere politische 


Jim Messina... 

... neuer SPD-Wahlhelfer, war Barack 
Obamas Kampagnen-Manager bei 
der Wiederwahl 2012. Für die briti¬ 
schen Unterhauswahlen 2015 haben 
ihn die Konservativen um Premier 
Cameron angeheuert. 

Der offensichtlich Vielbeschäftigte 
gilt als Spezialist für die neuen so¬ 
zialen Medien. 


Entwicklung in Europa sich aus dem 
griechischen Wahlen ergeben, wie zum 
Beispiel jüngst in der Erklärung der 
deutschen Gewerkschaftsvorsitzenden 
sichtbar gemacht wurden, war für das 
sozialdemokratische Spitzenpersonal 
in Nauen kein Thema. 

Auch mit dem Thema Ukraine- 
Konflikt kann sich die SPD nicht wirk¬ 
lich profilieren. Dabei geht es letzt¬ 
endlich um die Fortsetzung der von 
Willy Brandt eingeleiteten Ost- und 
Entspannungspolitik. Dazu hatte die 
SPD-Spitze Egon Bahr und Heidema¬ 
rie Wieczorek-Zeul eingeladen, die hin¬ 
ter verschlossenen Türen flammende 
Reden gehalten haben sollen. Aber - 
Willy Brandt hin oder Willy Brandt 
her - selbst Gabriel musste eingeste¬ 
hen, dass die neue deutsch-französische 
Friedensinitiative Chefsache ist und zur 
Profilierung vor allem der Kanzlerin 
bestens geeignet ist. Wieder nichts mit 
Profilierung der SPD - da bleibt nur 
Steinmeier. 

Und was eignet sich für die Profi¬ 
lierung der SPD? Wachstum und Be¬ 


schäftigung waren ebenso wie innen¬ 
politische Bereiche Themen der Klau¬ 
sur in Nauen. Gabriel begrüßte das 
Investitionspaket von Juncker, mit dem 
Projekte im Umfang von 315 Milliar¬ 
den Euro angeschoben werden sollen. 
In der Innenpolitik wollen sich die So¬ 
zialdemokraten, nachdem sie sich 2014 
um die „Pflege der Rentnerinnen und 
Rentner“ gekümmert haben, nun vor 
allem auf die bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf konzentrie¬ 
ren und dabei auch neue Modelle für 
Zeitarbeit entwickeln. Oder - im neu¬ 
en SPD-Jargon - die SPD wolle sich 
auf die „Leistungsträger“ konzentrie¬ 
ren, auf die „gestresste Generation“. 
Also auf jene, die den ganzen Tag hart 
arbeiten und am Ende doch keinen 
Wohlstand mehr erreichen. Der Klau¬ 
surtagung lag ein Diskussionspapier 
mit dem Titel „20 Ziele für ein wirt¬ 
schaftlich starkes Deutschland“ vor, 
angefangen bei der Bildungspolitik bis 


„Über Griechenland reden 
wir ein anderes Mal.“ 
Hat nicht geklappt. 


hin zur Regulierung der Finanzmärkte. 
Beschlüsse dazu sollen auf dem Bun¬ 
desparteitag im Dezember fallen. Von 
Vermögensteuer, Reichensteuer und 
anderen schönen Versprechungen aus 
dem SPD-Wahlprogramm ist längst 
keine Rede mehr - Hauptsache regie¬ 
ren. 

Es sind von dieser Klausurtagung 
nicht viele Neuigkeiten zu vermelden. 
Anregungen für eine andere Politik 
sind von dieser SPD nicht zu erwarten. 
So sieht der Kommentator der Frank¬ 
furter Rundschau, Daniel Häufler, die 
SPD in der Klemme, „fest eingebun¬ 
den in das herrschende politische Sys¬ 
tem“ zu sein (in der Bundesregierung 
und in der EU). Von ihren populisti¬ 
schen Wahlkampfforderungen - Steu¬ 


ererhöhungen für Umverteilungen 
oder NSA-Skandal auf klären - sei ihr 
als kleiner Regierungspartner nicht 
viel übrig geblieben. „Andere popu¬ 
läre Versprechen wie Mindestlohn, 
Rente mit 63 oder Doppelpass haben 
die Sozialdemokraten zwar tatsächlich 
durchgesetzt - doch die Wählerinnen 
und Wähler honorieren es nicht.“ Bis 
heute konnte die SPD das Vertrauen, 
dass sie mit der Agenda 2010 verloren 
habe, nicht zurückgewinnen. „Diesen 
einzigartigen Sozialabbau in der Ge¬ 
schichte der Bundesrepublik beschloss 
2002 die SPD-geführte Bundesregie¬ 
rung, ohne dass sie je zuvor im Wahl¬ 
kampf darüber gesprochen hätte“, 
schreibt Häufler. 

Nicht nur die SPD-nahe Frankfur¬ 
ter Rundschau, auch die anderen bür¬ 
gerlichen Medien sehen diesen enor¬ 
men Vertrauensverlust als eine Haupt¬ 
ursache dafür, dass die SPD seit Jahren 
nicht über die 25-Prozent-Grenze hin¬ 
auskommt. Dabei spielt natürlich auch 
die Linkspartei eine Rolle, die gegen¬ 
wärtig 9 Prozent dieses Wählerpotenzi¬ 
als abkassiert. Wie will die SPD-Spitze 
nun aus diesem Keller herauskommen? 
Eine andere Politik, eine fundierte Op¬ 
position zu den Unionsparteien, will 
man sich aus staatspolitischer Verant¬ 
wortung nicht leisten. Da muss, so will 
es Sigmar Gabriel, ein Heilsbringer aus 
den Vereinigten Staaten von Amerika 
her. Sein Name: Jim Messina. Der war 
Chefstratege von Barack Obama und 
soll der SPD bei den Wahlen 2017 ganz 
neue Wählerpotenziale erschließen, vor 
allem über die Neuen Medien. Ob die¬ 
ser Messias der SPD eine Regierungs¬ 
mehrheit bringen und die SPD-Mit- 
gliedschaft überzeugen wird? 

Bei alledem kommt Ablenkung ge¬ 
legen. Denn derzeit freut sich die SPD- 
Spitze auf die Hamburg-Wahl am Wo¬ 
chenende, wo Olaf Scholz ein gutes 
Wahlergebnis für die SPD einfahren 
soll. RolfPriemer 


Krokodilstränen gegen rechte Provokationen? 

Kein entschlossenes Vorgehen gegen militante Naziszene 


Auch nachdem die Dortmunder Neo¬ 
naziszene mit einer Reihe von neuer¬ 
lichen Provokationen für öffentliche 
Empörung sorgt, scheinen die Behör¬ 
den und politisch Verantwortlichen 
nicht Willens zu sein, offensiv gegen 
das Treibend der Neofaschisten vorzu¬ 
gehen. Die Nazis waren in der vergan¬ 
genen Woche mit rund 40 Anhängern 
und ausgestattet mit brennenden Fa¬ 
ckeln vor einer Flüchtlingsunterkunft 
im Dortmunder Stadtteil Eving auf¬ 
marschiert und hatten dort rassistische 
Parolen skandiert. Der Polizei gelang es 
im Anschluss an die besagte Aktion, ei¬ 
nige Rechte in Gewahrsam zu nehmen. 

Dass es nach dieser Aktion der 
Rechten nun endlich zu einem ent¬ 
schlosseneren Vorgehen der Stadt 
Dortmund kommen wird, gilt weiter 
als nahezu ausgeschlossen. So wuss¬ 
te Oberbürgermeister Ullrich Sierau 
(SPD) wieder einmal nur zu erklären, 
es sei „empörend“, dass es zu dieser Ak¬ 
tion in Eving gekommen sei. 

Zumindest DKP, Linkspartei und 
Bündnis 90/Die Grünen scheinen sich 
mit derlei Krokodilstränen nicht mehr 
abspeisen lassen zu wollen. „Es ist un¬ 
begreiflich, dass Staatsschutz und Poli¬ 
zei vom Aufmarsch in Eving nicht im 
Vorfeld wussten und ihn verhindert 
haben“, konstatierten etwa die Grünen 
in einer Pressemitteilung. Es stelle sich 
außerdem die Frage, warum es vierzig 
Neonazis schafften, unbemerkt nach 
Eving zu kommen und dort als Grup¬ 
pe Flüchtlinge und Anwohnerinnen zu 
bedrohen. „Nach dem Nazi-Angriff auf 
das Rathaus im Mai ist dies innerhalb 
eines Jahres das zweite schwerwiegen¬ 
de Versagen der Sicherheitsbehörden. 
Wir wollen deshalb vom Polizeipräsi¬ 
denten wissen, was aus der Task Force 
geworden ist, mit der die führenden 
Dortmunder Nazis durchgängig be- 
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Protest gegen den Einzug der Neonazis bei der konstituierenden Ratssitzung in Dortmund am 
18. Juni 2014. 


obachtet worden sind“, so die Grünen 
weiter. 

Die nordrhein-westfälische Links¬ 
partei erneuerte ihre Forderung, die 
Partei zu verbieten. Özlem Alev Demi- 
rel, NRW-Landessprecherin der Links¬ 
partei, forderte Innenminister Ralf Jä¬ 
ger (SPD) zum Handeln auf. Nachdem 
bereits vor ein paar Tagen Journalis¬ 
ten mit gefälschten Todesanzeigen im 
Internet bedroht wurden, zeige dieser 
Vorfall erneut die massive Gefahr, die 
von den Neonazistrukturen in NRW 
ausgeht, konstatierte sie. Seit dem 
Verbot des „Nationalen Widerstands 
Dortmund“ und der „Kameradschaft 
Aachener Land“ fungiere „Die Rech¬ 
te“ als Sammelbecken für Neonazis in 


NRW. Innenminister Jäger müsse sich 
daher „für ein Verbot dieser Nachfol¬ 
georganisation, die sich selbst als Partei 
bezeichnet, einsetzen“, forderte Demi- 
rel weiter. 

In der Vergangenheit hatte sich vor 
allem das Bündnis „Dortmund gegen 
rechts“ für ein Verbot der Partei „Die 
Rechte“ stark gemacht und darauf hin¬ 
gewiesen, dass sich viele Mitglieder und 
Anhänger der im August 2012 von Jäger 
verbotenen militanten Kameradschaf¬ 
ten unter dem Schutz des Parteienge¬ 
setzes und unter neuem Label reorga¬ 
nisiert hätten. Die Linkspartei wies un¬ 
terdessen darauf hin, dass sie bei einem 
Kölner Rechtsanwalt ein Gutachten in 
Auftrag gegeben habe, welches zu dem 


Ergebnis komme, 
dass „Die Rechte“ in 
NRW und in diver¬ 
sen Kreisverbänden 
eine Nachfolgeorga¬ 
nisation der zuvor 
verbotenen Kame¬ 
radschaften bzw. des 
„Nationalen Wider¬ 
stands Dortmund“ 
im Sinne des Para¬ 
grafen 8 Abs. 1 des 
Vereinsgesetzes dar¬ 
stelle. „Hiernach ist 
sie keine Partei im 
Sinne des Grundge¬ 
setzes“, weshalb der 
„Zusammenschluss 
,Die Rechte NRW 4 
unverzüglich als Er¬ 
satzorganisation für 
die verbotenen Or¬ 
ganisationen nach 
dem Vereinsgesetz 
zu verbieten“ sei, so 
die Linkspartei-Lan¬ 
dessprecherin Demi- 
rel weiter. Der nord¬ 
rhein-westfälische Innenminister Ralf 
Jäger erklärte hingegen in der letzten 
Woche wie gewohnt, dass ein Verbot 
der Partei „Die Rechte“ verfassungs¬ 
rechtlich genau geprüft werde. 

Antifaschisten wollen es hinge¬ 
gen nicht bei Ankündigungen belas¬ 
sen. Ganz konkret rufen sie für den 
28. März zu Protesten in Dortmund 
auf. An diesem Tag, der zugleich der 
10. Jahrestag der Ermordung des Punks 
Thomas Schulz, genannt „Schmuddel 44 
durch den Neonazi Sven Kahlin ist, 
wollen die extremen Rechten ein Fes¬ 
tival unter dem Motto „Sozialabbau, 
Überfremdung, Parteienfilz: Es reicht! 
Wir sind das Volk!“ durchführen 

Markus Bernhardt 


Nicht den Moralapostel spielen 

„Die Bundesregierung sollte sich erst¬ 
mal selbst an die von ihr aufgestell¬ 
ten Regeln halten, bevor sie anderen 
meint Vorschriften machen zu kön¬ 
nen. Wer ernsthaft vorgibt, die grie¬ 
chische 476-Millionen-Zwangsanlei- 
he mit einer Zahlung von 115 Milli¬ 
onen DM abgegolten zu haben, sollte 
beim Thema Schuldenschnitt nochmal 
gründlich nachdenken und gegenüber 
der griechischen Regierung nicht den 
Moralapostel spielen“, erklärt die in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Frakti¬ 
on „Die Linke“, Ulla Jelpke. Die Ab¬ 
geordnete weiter: 

„Die Forderungen des griechischen 
Regierungschefs Tsipras an Deutsch¬ 
land sind gerechtfertigt. Insbesondere 
die von den Nazis erpresste Zwangsan¬ 
leihe, die sich laut griechischem Rech¬ 
nungshof inklusive Zinsen inzwischen 
auf elf Milliarden Euro summiert hat, 
muss zurückgezahlt werden. Das ge¬ 
bieten Recht und Anstand. 

Selbst der wissenschaftliche Dienst 
des Bundestages hat im Jahr 2013 die 
Rechtsauffassung der Bundesregie¬ 
rung in Frage gestellt, wonach Repa¬ 
rationen für Nazi-Verbrechen und die 
Rückzahlung der Zwangsanleihe an 
Griechenland mit dem Vertrag von 
1960 und dem Zwei-plus-Vier-Vertrag 
von 1990 obsolet seien. Abgesehen 
von seiner historischen Verantwortung 
für das in Griechenland verübte NS- 
Unrecht, der sich Deutschland nicht 
entziehen kann, muss sich die Bun¬ 
desregierung der Frage stellen, ob die 
Pflicht zur Rückzahlung von Krediten 
eigentlich auch für sie gilt.“ 


Kriegstreiber am Niederrhein 

Die Linkspartei-Bundestagsabgeord¬ 
nete Sevim Dagdelen hat eine Bro¬ 
schüre mit dem Titel „Kriegstreiber 
am Niederrhein - Die Luftwaffen¬ 
stützpunkte von Bundeswehr und 
NATO in Kalkar/Uedem (NRW) 
veröffentlicht. Bereits für die jetzige 
Zuspitzung einer militärischen Droh¬ 
politik gegen Russland sei der dorti¬ 
ge NATO- und Bundeswehrstandort 
ein Herzstück. Für einen Krieg gegen 
Russland sogar eine der Kommando¬ 
zentralen, warnt Dagdelen, nordrhein¬ 
westfälische Bundestagsabgeordnete 
und Sprecherin für Internationale Be¬ 
ziehungen der Linksfraktion, darin. 
„Von Kalkar und Uedem aus werden 
nicht nur die Kampfjets der Bundes¬ 
wehr zur verstärkten Luftraumüber¬ 
wachung über dem Baltikum geführt, 
sondern auch der dortige NATO-Ein¬ 
satz als Ganzes. Nach eigenen Anga¬ 
ben steigen hier täglich bis zu 30 Mal 
die Alarmrotten der NATO auf, 400 
Mal habe es bereits Berührung mit 
russischen Kampfflugzeugen gege¬ 
ben“, erklärte die Bundestagsabge¬ 
ordnete weiter. Für den Fall einer Es¬ 
kalation lägen außerdem die Pläne für 
einen vollumfänglichen Luftkrieg am 
Niederrhein bereits auf dem Tisch, er¬ 
arbeitet vom dortigen Kompetenzzen¬ 
trum Luftmacht, einer NATO-Denk- 
fabrik außerhalb der militärischen 
Befehlskette und politischer und par¬ 
lamentarischer Kontrolle und Verant¬ 
wortung. 

Doch nicht nur der große Krieg 
werde hier beständig vorbereitet 
und durchgespielt: Am Doppelstand¬ 
ort Kalkar/Uedem werden auch jene 
Strukturen bereitgehalten, die den 
Einsatz der Luftwaffe im Inneren er¬ 
möglichen sollen - gemeinsam mit Be¬ 
amten der Bundespolizei. 

„Erfreulicherweise hat der Protest 
gegen diese Standorte in den letzten 
Monaten zugenommen. Mit der Bro¬ 
schüre soll v.a. auch die Friedensbewe¬ 
gung bei ihren Aktivitäten unterstützt 
werden. Ziel muss es sein, diese Stand¬ 
orte, die Teil der militärischen Infra¬ 
struktur der NATO sind, zu schließen - 
und die NATO aufzulösen. Die NATO 
mit 75 Prozent der weltweiten Militär¬ 
ausgaben, ist ein gefährliches und ag¬ 
gressives Kriegsbündnis“, so Dagdelen 
weiter. Die besagte Broschüre steht im 
Internet unter www.sevimdagdelen.de 
zum kostenlosen Download bereit und 
kann außerdem als Printexemplar im 
Bochumer Wahlkreisbüro (Email: se- 
vim.dagdelen.wk@bundestag.de) der 
Abgeordneten bestellt werden, (bern) 
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Wirtschaftskrieg gegen 
Venezuelas Regierung 

Inflation, Verknappung, Schieberei - Destabilisierung als Ziel 


Söldner für Kiew 

Ukraine: Wie viele ausländische Kämpfer? 
Wer bezahlt? 


I n Venezuela vertiefen sich die An¬ 
zeichen für einen lang andauernden 
Wirtschaftskrieg gegen die linke Re¬ 
gierung. In manchen Wirtschaftsberei¬ 
chen kommt es zu Engpässen in der 
Versorgung mit Gütern des täglichen 
Bedarfs. 

Gebäude der Supermarktkette „Dia 
Dia“ wurden am 6. Februar durch die 


Regierung besetzt, ebenso wie Teile des 
Managementbereichs. „Die 35 Zweig¬ 
stellen von Dia Dia gehen in die Kon¬ 
trolle des staatlichen Lebensmittelpro¬ 
duktions- und -verteilsystems PDVAL 
über“, so Präsident Nicolas Maduro. 
Auch gibt es Vorwürfe der künstlichen 
Verknappung gegen die Drogerieket¬ 
te „FarmaTodo“. Der „Dia Dia“-Ge- 
schäftsführer Manuel Morales war am 
2. Februar verhaftet worden, weil er in 
Schiebereien und Verknappung von Gü¬ 
tern, an denen ein hoher Bedarf besteht, 
verwickelt ist. 2 500 Tonnen solcher Gü¬ 
ter sind nach Regierungsangaben ille¬ 
gal verschoben worden, während die 
normalen Kundinnen und Kunden vor 
immer leereren Geschäften Schlange 
stehen. Auch Güter wie Fahrzeuge, Ma¬ 
schinen oder Ersatzteile werden knapp; 
es existiert ein paralleler Devisenmarkt. 
In dieser Situation verschärft der gerin¬ 
gere Ölpreis, aus dem Venezuela den 
Löwenanteil seiner Staatseinnahmen 
bezieht, die Konfrontation. Dem ist die 
Regierung mit einer bewussten Anhe- 


Die griechische Regierung sucht wei¬ 
terhin nach Spielräumen, um im Rah¬ 
men von EU und Eurozone einen mög¬ 
lichst großen Teil ihrer Wahlverspre¬ 
chen zu verwirklichen. In seiner Rede 
vor dem griechischen Parlament am 
vergangenen Sonntag konkretisierte 
der neue Ministerpräsident seine Vor¬ 
stellungen. Die Parlamentsdebatte und 
anschließende Vertrauensabstimmung 
dazu waren bei Redaktionsschluss noch 
nicht beendet. Er erklärte aufs Neue, 
dass die Regierung in „harten Ver¬ 
handlungen“ eine „Lösung zum ge¬ 
genseitigen Nutzen für Griechenland 
und unsere Partner erreichen“ wolle. 
„Wiederholen wir: Griechenland will 
seine Schulden bedienen.“ Auch in sei¬ 
ner Regierungserklärung betonte Tsi- 
pras, dass seine Regierung alle Wahl¬ 
versprechen erfüllen werde. Das würde 
für große Teile der Bevölkerung Ver¬ 
besserungen bedeuten: unter ande¬ 
rem die Wiedereinstellung entlassener 
Staatsangestellter, Verbesserungen für 
arme Pensionäre, eine Veränderung der 
Immobiliensteuer. Zum Stopp der bis¬ 
herigen Privatisierungspolitik erklärte 
er: „Die neue Regierung wird private 
Investitionen, die eine Schlüsselrol¬ 
le für den produktiven Wiederaufbau 
spielen können, unterstützen.“ Sie wer¬ 
de aber nicht „das Verbrechen des Aus¬ 
verkaufs öffentlichen Eigentums fort¬ 
setzen, um nicht tragfähige Schulden 
zu bedienen oder laufende Ausgaben 
zu decken.“Erneut forderte er Repa¬ 
rationen und die Rückzahlung einer 


bung von Renten und des staatlichen 
Mindestlohns um 15 Prozent im Janu¬ 
ar entgegengetreten. Die Inflation lag 
2014 bei 64 Prozent; der niedrige Öl¬ 
preis könnte zusätzlich zu einer Rezes¬ 
sion führen. 

Die venezolanische Regierung 
wandte sich auch gegen Sanktionen 
durch die USA, die diese unter Hinweis 


auf angebliche Menschenrechtsverlet¬ 
zungen verhängt hatte. Dabei werden 
Fälle von Oppositionspolitikern ange¬ 
führt, die wegen Anstachelung zu ge¬ 
waltsamen Aktionen inhaftiert wurden. 
An die venezolanische Regierung le¬ 
gen die USA andere Maßstäbe an als 
an ihre eigene rassistische Justiz oder 
an Korruption in verbündeten Län¬ 
dern. CELAC, die Gemeinschaft der 
lateinamerikanischen und karibischen 
Staaten, stellte sich dagegen hinter die 
Regierung des Präsidenten Maduro. 

Der Internationale Sekretär der 
Kommunistischen Partei Venezuelas 
(PCV), Carolus Wimmer, schätzte im 
Gespräch mit UZ ein, dass die Lage 
für die Kräfte der bolivarianischen Re¬ 
volution kompliziert sei: Auf der einen 
Seite unternähmen die USA alles, was 
machbar sei, um die venezolanische 
Regierung zu stürzen - sowohl, um die 
Kontrolle über die Naturreichtümer des 
Landes wieder zu erlangen, als auch, um 
den politischen Einfluss der linken Re¬ 
gierung in Lateinamerika und weltweit 


von den Hitlerfaschisten erpressten 
Zwangsanleihe von Deutschland. 

Die „Troika-Geschichte“ sei vorbei, 
meldeten verschiedene Zeitungen im 
Hinblick auf die bisherigen Verhand¬ 
lungen zwischen Griechenland und der 
EU. Das bedeutet noch nicht zwangs¬ 
läufig ein Ende der bisherigen Spar¬ 
politik: Es sei denkbar, dass die Troi¬ 
ka nicht mehr so genannt werde und 
die Rolle von EZB und IWF bei der 
Eintreibung der griechischen Staats¬ 
schulden abnehmen werde, berichtete 
die FAZ. 

Um die Zahlungsfähigkeit seiner 
Regierung kurzfristig zu sichern, fordert 
Tsipras ein „Brückenprogramm“. Die¬ 
ses sieht neue, kurzfristige Kredite vor, 
um im Sommer weitere Verhandlungen 
über Erleichterungen der griechischen 
Schuldenlast zu führen. Die bisheri¬ 
ge Sparpolitik habe dazu geführt, dass 
in den letzten Jahren „eine Wolke der 
Angst“ über Europa gehangen habe - 
die EU sei „schlimmer als die Sowjet¬ 
union“ geworden, erklärte der griechi¬ 
sche Finanzminister Varoufakis. 

In den vergangenen Wochen hatte 
der ökonomische Druck auf die grie¬ 
chische Regierung zugenommen. Die 
EZB entschied, keine griechischen 
Staatsanleihen mehr als Sicherheit zu 
akzeptieren. Banken und Anleger zo¬ 
gen Kapital aus Griechenland ab. Die 
Möglichkeit eines „Grexit“ eines Aus¬ 
scheidens Griechenlands aus der Eu¬ 
rozone, wurde unter anderem von der 
britischen Regierung wieder als Mög- 


zu brechen. Andererseits, so Wimmer, 
werde der mediale und wirtschaftliche 
Krieg gegen die Regierung zwar ge¬ 
meinsam mit der nationalen Bourgeoi¬ 
sie und der Rechten sowie faschistischen 
Kräften durchgeführt. Die Opposition 
ist aber weiterhin politisch schwach und 
zerstritten. Daher bleibe den USA nur 
der putschistische Weg, für den eine mi¬ 
litärische Lösung ausdrücklich Teil der 
Planungen ist. Die Regierungsallianz 
des Patriotischen Pols ist noch stabil; 
auch die Streitkräfte stehen hinter der 
Regierung, von einzelnen Abweichlern, 
die von den USA unterstützt und ge¬ 
schützt werden, abgesehen. Wimmer und 
die PCV gehen daher davon aus, dass es 
für die fortschrittlichen Kräfte trotz aller 
Schwierigkeiten möglich ist, die gegen¬ 
wärtigen Probleme zu bewältigen. 

Ähnliche Versuche, die Linksregie¬ 
rung zu destabilisieren, hat es seit 1999 
immer wieder gegeben. 2002 wurde so¬ 
gar ein nach zwei Tagen zurückgeschla¬ 
gener Putsch gegen Präsident Hugo 
Chävez durchgeführt. Damals wie heu¬ 
te ist im Falle eines Putsches aber im¬ 
mer auch eine ganz andere Wendung 
denkbar: eine Stärkung des revolutio¬ 
nären Prozesses, wenn sich im Kampf 
gegen die Putschisten das Bewusstsein 
der breiten Bevölkerung entwickelt. 
Nach dem Sieg 2002 hatte die Regie¬ 
rung eine ganze Reihe von fortschrittli¬ 
chen Maßnahmen eingeleitet. Seit etwa 
sechs bis sieben Jahren jedoch ist der 
Bolivarianische Prozess ins Stocken ge¬ 
raten. Nach dem Tod von Hugo Chävez 
kämpft sein Nachfolger Nicolas Madu¬ 
ro immer noch um einen Weg. Dabei 
haben sich innerparteiliche Widersa¬ 
cher, die eher auf ein Verwalten einer 
pragmatischen Regierungsarbeit set¬ 
zen, in wichtigen Positionen festgesetzt. 
Diese Kräfte führen einen Kleinkrieg 
gegen die Teile der Bewegung, die - wie 
die PCV - eine deutliche Radikalisie¬ 
rung des Prozesses verlangen. Bisher 
ist es dem Regierungslager immer ge¬ 
lungen, der Bedrohung von rechts mit 
gemeinsamer Gegenwehr zu begeg¬ 
nen - und um diese Einigkeit geht es 
auch jetzt. 

Günter Pohl 


lichkeit betrachtet. Am vergangenen 
Mittwoch fand ein Treffen der Euro- 
gruppen-Finanzminister statt, auf dem 
über die Entwicklungen in Griechen¬ 
land beraten werden sollte. Im Vorfeld 
signalisierte Finanzminister Varoufakis, 
dass seine Regierung keinen vollstän¬ 
digen Bruch mit den bisherigen Ver¬ 
einbarungen anstrebe. Sie akzeptiere 
70 Prozent der Vereinbarungen des 
Memorandums, die anderen 30 Prozent 
wolle sie annullieren oder ersetzen, so 
Varoufakis. 

Bereits in der vergangenen Woche 
hatte Varoufakis in einem Interview 
mit Zeit Online beschrieben, welche 
Rolle Deutschland seiner Meinung 
nach bei der Bewältigung der gegen¬ 
wärtigen Probleme einnehmen müs¬ 
se: Deutschland müsse sich als „Hege¬ 
mon“ verstehen, der „Verantwortung 
für andere“ übernimmt - zum Beispiel 
mit einem „Merkel-Plan“ nach Vorbild 
des Marshall-Plans. 

Der Plan Angela Merkels ist jedoch 
zur Zeit offenbar nicht, die griechische 
Konjunktur mit deutschem Kapital an¬ 
zukurbeln und der Linksregierung grö¬ 
ßere Zugeständnisse zu machen. Die 
entscheidenden Teile des deutschen 
Kapitals und die Bundesregierung set¬ 
zen weiterhin darauf, die bisherige Poli¬ 
tik des Spardiktats grundsätzlich beizu¬ 
behalten und bestenfalls kosmetische 
Änderungen vorzunehmen. Wenn es 
nach ihnen geht, geht der Erpressungs¬ 
kurs weiter. 

Olaf Matthes 


Die Volksmilizen des Donbass haben 
seit Beginn der bewaffneten Ausein¬ 
andersetzungen in der Region immer 
wieder von ausländischen Söldnern 
und Spezialisten gesprochen, die an 
der „Anti-Terroroperation“ (ATO) 
Kiews beteiligt seien. So bezifferte der 
Stab der Volksmilizen z.B. schon im 
Sommer die Gesamtverluste ausländi¬ 
scher Kämpfer im Donbass auf Seiten 
Kiews für den Zeitraum vom 22. April 
bis 13. Juni 2014 auf 330. Im Einzelnen 
soll das polnische private Sicherheits¬ 
und Militärunternehmen „ASBS Otha- 
go“ - 139, das amerikanische „Acade- 
mi“ (bis 2009 bekannt als Blackwa- 
ter) - 125 Leute verloren haben. 

Vom Kiewer Regime und seinen 
Paten im Westen wurde bisher die Teil¬ 
nahme ausländischer Söldner und Inst¬ 
rukteure an der ATO bestritten oder zu¬ 
mindest verschwiegen. In einem Beitrag 


der „Swobodnaja Pressa“ (Freie Pres¬ 
se - FP) vom 2. Februar wird nun auf 
Aussagen von zwei ukrainischen Gene¬ 
rälen verwiesen, mit denen sie - gewollt 
oder ungewollt - diese Mauer des Leug- 
nens oder Verschweigens durchbrechen. 

Bei dem ersten Militär handelt es 
sich um keinen geringeren als den ukra¬ 
inischen Verteidigungsminister Stepan 
Poltorak. Nach FP verkündete er am 
1. Februar, dass alle Ausländer, die „zu 
uns gekommen sind, und unseren Bo¬ 
den verteidigen“ ein Recht darauf ha¬ 
ben, die ukrainische Staatsbürgerschaft 
zu erhalten. Er werde sich persönlich 
dafür einsetzen. Bei der zweiten Äuße¬ 
rung geht es um einen Vertreter des Ge¬ 
neralstabs der ukrainischen Streitkräfte, 
Generalmajor Aleksandr Rosmasnin. 
Er hatte laut FP bereits am 4. Dezem¬ 
ber 2014 anerkannt, dass auf Seiten der 
„Kräfte der ATO“ etwa tausend auslän¬ 
dische Bürger kämpfen, die alle Frei¬ 
willige seien. „Kein einziger Bürger, der 
gekommen ist, um zu kämpfen, hat in 
den bewaffneten Kräften der Ukraine 
oder des Innenministeriums gedient. 
Sie alle kämpfen in den Freiwilligen- 
Bataillonen, berichtete Rosmasnin. 

In dem Beitrag der FP wird zudem 
auf den Anfang 2015 veröffentlichten 
Bericht des Consulting-Unternehmens 
„Zentrum für politische Informatio¬ 
nen“ (ZPI) über die Tätigkeit privater 
Sicherheits- und Militärunternehmen 
(PSMU) hingewiesen. Die Experten 
dieses Instituts beziffern das Ausmaß 
der ausländischen militärischen Präsenz 
auf Seiten Kiews zu unterschiedlichen 
Zeiten auf 5 000 bis 10 000 Personen. 
Über die Art und Weise der Präsenz der 
PSMU heißt es im Bericht, dass diese 
sowohl in Form von Instrukteuren für 
die sog.Freiwilligen-Bataillone als auch 
durch kleine mobile Gruppen erfolge, 
die getarnt und in die regulären Streit¬ 


kräfte eingebettet, operierten. Dabei - 
so wird betont - sei es nach internatio¬ 
nalem Recht verboten, dass Mitarbeiter 
von PSMU an Kampfaktivitäten einer 
der kämpfenden Seiten teilnehmen 
oder deren Uniformen tragen. 

Die Experten des ZPI sind entge¬ 
gen den Beteuerungen von Generalma¬ 
jor Rosmasnin davon überzeugt, dass 
es sich bei den Akteuren nicht nur um 
Abenteurer und Glücksritter, sondern 
auch um professionelle Instrukteure 
und Spezialisten (darunter aus NATO- 
Ländern) handelt. Nach Angaben einer 
Quelle der Agentur ITAR-TASS bestä¬ 
tigte das amerikanische PSMU Academi, 
dass man vorhabe, im Januar 2015 mit 
der Ausbildung eines Experimental-Ba- 
taillons der ukrainischen Streitkräfte in 
Stärke von 550 Soldaten im Auftrag des 
Generalstabs der ukrainischen Streit¬ 
kräfte zu beginnen. Der Preis für die 


Ausbildung betrage 3,5 Millionen Dollar. 

Andere russische Experten, wie 
der Direktor des Zentrums für gesell¬ 
schaftspolitische Forschungen, Wladi¬ 
mir Jewsejew oder der Militärkommen¬ 
tator Wladislaw Schurygin, stimmen 
den Grundaussagen des ZPI-Berichts 
zu, bezweifeln aber die dort genann¬ 
ten Zahlen für die ausländische militä¬ 
rische Präsenz auf Seiten Kiews. 

Schurygin geht von bescheideneren 
Zahlen aus und kommt zu dem Schluss: 
„Nach meiner Schätzung handelt es 
sich bei den ausländischen Militärspe¬ 
zialisten in der Ukraine um nicht mehr 
als tausend, soweit es um Instrukteure 
geht. Und diejenigen, die an Kampfak¬ 
tionen teilnehmen, sind nicht mehr als 
2 000 bis 3 000. Wir sehen keine großen 
ausländischen Einheiten. Sie kämpfen 
in diversen Freiwilligen-Bataillonen, ei¬ 
nen großen Zustrom gibt es nicht.“ 

Auch Jewsejew nennt als Maxi¬ 
mum einige tausend ausländische 
Söldner und Instrukteure - allerdings 
mit abnehmender Tendenz. „Dies ein¬ 
fach darum, weil es jetzt große Verlus¬ 
te gibt. Nach den Kämpfen im August 
haben die ausländischen Söldner das 
Interesse an der Arbeit in der Ukrai¬ 
ne verloren. Sie wollen Geld fürs Le¬ 
ben verdienen, aber nicht für den Tod“, 
schlussfolgert Jewsejew. Jesejew geht 
davon aus, dass sich gegenwärtig in der 
direkten Kampfzone nur einige Dut¬ 
zend, vielleicht einige hundert Söldner 
befinden. 

Von FP danach gefragt, wer die 
Söldner bezahle, antwortet der Polito¬ 
loge: „Ich denke, die Finanzierung läuft 
über den Staat bei heimlicher Unter¬ 
stützung durch die USA. Finanziert 
werden sie entweder von den Ameri¬ 
kanern oder von den Europäern, und 
hier insbesondere von Deutschland.“ 

Willi Gerns 



Gütermangel und Inflation dienen als Vorwand für den bürgerlichen Protest 
gegen die Regierung Maduro 


Der Plan der Frau Merkel 

Griechenland: Das Ende der „Troika-Geschichte“ 
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NATO setzt auf Abschreckung 


Es gärt in Ungarn 

Zwei Flügel der Bourgeoisie kämpfen gegeneinander. Was kann 
die Arbeiterklasse dabei gewinnen? Gespräch mit Gyula Thürmer 


UZ: Abbau von Demokratie, soziale 
Einschnitte, Nationalismus, Rassismus, 
Korruption, Einschränkung der Mei¬ 
nungsfreiheit - das prägt das Bild Un¬ 
garns nach außen, seit 2010 die Fidesz 
mit Ministerpräsident Viktor Orbän die 
Regierung übernommen hat. Verzerrt 
das die Realität? 

Gyula Thürmer: Die Realität ist viel¬ 
seitiger. Seit 1990 ist Ungarn ein kapi¬ 
talistisches Land. Die politischen Ins¬ 
titutionen schützen die Interessen der 
herrschenden Klasse. Die werktätigen 
Massen und die antikapitalistischen Or¬ 
ganisationen sind von den Medien iso¬ 
liert und in einem Wahlsystem, wo alles 
vom Geld abhängt, haben sie keine reale 
Möglichkeit, ins Parlament zu kommen. 
Das ist Demokratieabbau. Der Kapita¬ 
lismus in Ungarn wurde nicht von der 
Orbän-Regierung geschaffen. Er ist das 
„Kind“ aller Regierungen, konservati¬ 
ven, liberalen, sozialdemokratischen, 
die Ungarn in den letzten 25 Jahren ge¬ 
führt haben. 

Die Regierung Orbän hat zum ei¬ 
nen die Machtpositionen der herrschen¬ 
den Klasse gegenüber den werktätigen 
Massen verstärkt. Am 1. Juli 2012 ist das 
neue Arbeitsgesetzbuch in Kraft getre¬ 
ten. Die Rechte der Arbeitnehmer, zum 
Beispiel das Streikrecht, wurden wesent¬ 
lich eingeschränkt. Es ist kein Zufall, 
dass es in Ungarn keine großen Streiks 
gibt. Gemäß diesem Arbeitsgesetzbuch 
sind nur Gewerkschaften zum Abschluss 
eines Tarifvertrags berechtigt, die min¬ 
destens 10 Prozent der Arbeitnehmer 
in einem Betrieb vertreten. In Ungarn 
gibt es sechs Konföderationen mit 550 
000 Mitgliedern. In den meisten Be¬ 
trieben existiert keine einheitliche Ge¬ 
werkschaftsorganisation, daher können 
sie 10 Prozent nicht erreichen. 

Die Orbän-Regierung hat auch die 
politischen Verhältnisse innerhalb der 
herrschenden Klasse verändert. Die 
ungarische kapitalistische Klasse be¬ 
steht einerseits aus der konservativen, 
andererseits der liberal-sozialdemokra¬ 
tischen Gruppe. Die Orbän-Regierung 
hat unter anderem die Verwaltung der 
staatlichen Medien in der Hand und die 
liberalen Kräfte davon ausgeschlossen. 
Das wird von diesen Kreisen als schwe¬ 
re Verletzung der Demokratie interpre¬ 
tiert. Und: Die Regierung kämpft aktiv 
gegen die Korruption der vorherigen 
Regierungen, aber man schweigt über 
die Korruption in den eigenen Reihen. 

Rassismus existiert in Ungarn, und 
vor allem in Bezug auf die Roma-Be- 
völkerung, aber das ist nicht die Regie- 
rungspolitik. Nationalismus dagegen ist 
ein wesentliches Element der Politik 
der ungarischen Regierung und wird 
von einer klar antikommunistischen 
Politik begleitet. 

UZ: Die letzten über die Grenzen Un¬ 
garns hinaus stark beachteten Protestak¬ 
tionen gab es im Oktober, als die Regie¬ 
rung den Internetzugang massiv verteu¬ 
ern wollte. Lässt sich Gegenwehr eher 
gegen Angriffe auf bürgerliche Freihei¬ 
ten wie die Pressefreiheit mobilisieren 
als für sozialen Protest? 


Gyula Thürmer: Auftakt der Protest¬ 
welle war eine geplante Internetsteuer. 
Die Regierung erklärte, sie wolle damit 
Beamten- und Polizistengehälter erhö¬ 
hen. Sie gab zehn Tage später nach und 
verschob die Steuer auf später. 

Die Mehrheit der Demonstratio¬ 
nen in Ungarn wurden von liberalen 
und sozialdemokratischen Kräften or¬ 
ganisiert. Unter den Organisatoren von 
Kundgebungen kann man zum Beispiel 



Gyula Thürmer ist Vorsitzender der 
Ungarischen Arbeiterpartei (Munkas- 
part). 


die neue Bürgerinitiative „Most Mi!“, 
übersetzt „Jetzt Wir!“, finden. Die füh¬ 
renden Persönlichkeiten und die Teil¬ 
nehmer kommen aus den bekannten 
liberalen Kreisen. Es ist auffällig, dass 
die USA die liberalen Demonstratio¬ 
nen eindeutig unterstützt haben. Der 
Geschäftsträger der US-Botschaft in 
Budapest, Andre Goodfriend, nahm 
an vielen Veranstaltungen teil. 

Es gab einige Proteste, die von der 
rechtsradikalen Partei Jobbik organi¬ 
siert wurden. Die Gewerkschaftskonfö¬ 
deration Liga hat auch ihre Mitglieder 
auf die Straße gerufen. Man darf aber 
nicht vergessen, dass diese Konfödera¬ 
tion in wesentlichen Fragen die Positi¬ 
on der Regierung unterstützt. 

Die Arbeiterklasse hat an diesen 
Veranstaltungen nicht teilgenommen. 
Die Aktionen mobilisieren vor al¬ 
lem die Intelligenz und einen Teil der 
Mittelschichten. Die Redner sprachen 
über Demokratie, Pressefreiheit, aber 
sehr wenig oder gar nicht über Armut, 
Elend von Millionen. Unsere Partei hat 
diese Veranstaltungen nicht unterstützt. 

UZ: Ist eure Partei von Repression be¬ 
troffen? 

Gyula Thürmer: Es gibt bis jetzt keine 
politische, aber eine starke moralische 
Repression. Die Verfassung Ungarns, 
die 2012 in Kraft trat, formuliert die 
Hauptidee der heutigen rechts-kon- 
servativen Regierung ganz klar: „Wir 
erkennen die infolge der Besetzung 
durch fremde Mächte eingetretene 
Aufhebung unserer historischen Ver¬ 
fassung nicht an. Wir lehnen die Verjäh¬ 
rung der gegen die ungarische Nation 
und ihre Bürger während der national¬ 
sozialistischen und kommunistischen 
Diktatur begangenen unmenschlichen 
Verbrechen ab.“ Das bedeutet, dass die 
Volksrepublik Ungarn, die vierzigjäh¬ 
rige Geschichte des Sozialismus, aus 


der Geschichte Ungarns ausgeklam¬ 
mert und als fremdbestimmt interpre¬ 
tiert wird. 

UZ: An der Wahlurne ist der Kurs der 
Fidesz offenbar zumindest zurzeit nicht 
zu schlagen. Welche Perspektive seht ihr 
für einen Wandel in Ungarn? 

Gyula Thürmer: Unsere Partei kämpft 
gegen die Herrschaft des Kapitals. Die 
Ablösung der Regierung Orbän durch 
eine andere kapitalistische Regierung 
liberaler Prägung wird die grundsätzli¬ 
chen Probleme der Arbeiter und ande¬ 
ren Werktätigen nicht lösen. Wir müs¬ 
sen den Kapitalismus bekämpfen und 
besiegen. Das ist unsere historische 
Aufgabe, die wir nur zusammen mit 
den Menschen erfüllen können. 

Die soziale Lage in Ungarn ist 
schwer. Es gibt 2 Millionen Menschen, 
die von den Soziologen als Unterklas¬ 
se bezeichnet werden. Sie sind vom Ar¬ 
beitsmarkt, von der Teilhabe an Bildung, 
Konsum und Kultur dauerhaft ausge¬ 
schlossen, wurden als Arme geboren und 
werden auch als Arme sterben. Es gibt 
weiter 1,5 Millionen Menschen, die mo¬ 
natlich weniger als 290 Euro verdienen. 

Das Ziel der Fidesz-Regierung ist, 
als wichtigste Garantie des Kapita¬ 
lismus eine starke Mittelschicht auf¬ 
zubauen. Zum Beispiel wird das Ge¬ 
sundheitswesen praktisch in zwei Tei¬ 
le gespalten: staatliche Kliniken und 
Krankenhäuser für die Massen und 
private Institutionen für die Reichen. 

Diese Politik verletzt die Inter¬ 
essen der Massen. Die Unzufrieden¬ 
heit nimmt zu. 2014 hat unsere Partei 
bei den Parlamentswahlen sechs Mal 
mehr Stimmen bekommen als vor vier 
Jahren. Langsam aber sicher kommen 
junge Menschen zu unserer Partei. Es 
gibt keine revolutionäre Situation, aber 
man fühlt eine Gärung der gesellschaft¬ 
lichen Atmosphäre. 

UZ: Deine Partei war bis 2009 Vollmit¬ 
glied der Europäischen Linkspartei, ihr 
habt die ELP dann verlassen. Was wa¬ 
ren die Gründe für diesen Schritt und 
wie steht ihr heute zur ELP? 

Gyula Thürmer: Die Ungarische Ar¬ 
beiterpartei unterstützt alle Formen 
der Zusammenarbeit der kommunisti¬ 
schen und Arbeiterparteien. Wir hoff¬ 
ten, dass die ELP in unserem Kampf 
gegen den Kapitalismus behilflich sein 
wird. Wir haben verstanden, dass die 
Parteien der ELP und die ELP selbst 
den Kapitalismus nur anders verwal¬ 
ten, aber keineswegs stürzen wollen. 
Wir schließen nicht aus, dass die Refor¬ 
men, über die die ELP spricht, das Le¬ 
ben der Menschen verbessern können, 
sind aber überzeugt, dass die Haupt¬ 
probleme der werktätigen Massen nur 
mit „Umsturz aller bisherigen Gesell¬ 
schaftsordnung“ gelöst werden können. 
Die ELP verblendet die Menschen mit 
antikapitalistischer Rhetorik. Wir wol¬ 
len ihnen die Augen öffnen und sie im 
Kampf gegen den Kapitalismus mobi¬ 
lisieren und organisieren. 

Die Fragen stellte Manfred Idler 


Trotz aller Debatten um Waffenliefe¬ 
rungen an die Kiewer Regierung: „Die 
USA können einen Krieg in der Ukra¬ 
ine militärisch nicht gewinnen“, schätzt 
Rainer Rupp ein. Dennoch setzen USA 
und NATO auf Eskalation und Ab¬ 
schreckung. Auf ihrem Treffen in Brüs¬ 
sel am 5. Februar beschlossen die NA- 
TO-Verteidigungsminister, sechs neue 
Stützpunkte in Osteuropa einzurichten. 
Außerdem gab es im Vorfeld des Tref¬ 
fens Überlegungen, die „Nuklearstra¬ 
tegie“ - also die Pläne für den Einsatz 
von Atombomben - an die neue Lage 
im Konflikt mit Russland anzupassen. 

„Die NATO-Stationierungen in 
Osteuropa sind nur Show“, erklärt 
Rupp dazu. Er gehört zu den wich¬ 
tigsten Experten für militärpolitische 
Fragen in der deutschen Linken - 
schließlich hat er selbst bei der NATO 
gearbeitet und als Spion geheime In¬ 
formationen für die DDR beschafft. 
Sein Ziel dabei: einen Atomkrieg da¬ 
durch zu verhindern, dass das sozialisti¬ 
sche Lager über die Möglichkeiten und 
über die Absichten der kapitalistischen 
Großmächte Bescheid wusste. Die im 
Ausland eingesetzten Mitarbeiter der 
DDR-Geheimdienste verstanden sich 
als Kundschafter für den Frieden. 

Die Mainstream-Presse vergleicht 
den Konflikt zwischen NATO-Ländern 
und Russland gerne mit dieser Zeit 


Vor 35 Jahren ermordeten Mitglieder 
einer Todesschwadron der salvadori- 
anischen Militärjunta Oscar Romero, 
den Erzbischof von San Salvador. Nun 
verlautete aus dem Vatikan, dass sein 
Tod als Martyrium anerkannt worden 
sei - wichtiger Schritt zu seiner bevor¬ 
stehenden Seligsprechung durch die 
römisch-katholische Kirche. „Der Vati¬ 
kan anerkennt, dass man Romero nicht 
umgebracht hat, weil er fromm gebetet, 
theologisch korrekt gepredigt und sich 
den Armen fürsorglich zugewendet hat, 
sondern weil er der Prophet einer re¬ 
alistischen Kirche 4 war, einer Kirche, 
die sich nicht mehr als Machtinstru¬ 
ment 4 missbrauchen lässt, nicht mehr als 
Schachfigur im Spiel der Mächtigen fun¬ 
giert“, kommentiert die hiesige „Christ¬ 
liche Initiative Romero“. 

Romero stammte aus ärmlichen Ver¬ 
hältnissen, wurde aber auf Grund seiner 
Begabung in einer Jesuitenschule erzogen 
und konnte in Rom studieren. 1977 wurde 
er zum Erzbischof in der Hauptstadt sei¬ 
nes Landes, San Salvador, ernannt. 

Romero trat ursprünglich als deutlich 
konservativer Theologe und Kleriker auf. 
Aber in den späten 70er Jahren wurde 
er Zeuge, wie sich der salvadorianische 
Bürgerkrieg anbahnte: Eine halbherzi¬ 
ge Agrarreform, gefolgt von gefälschten 
Wahlen im Februar 1977, Generalstreiks 
und beginnende bewaffnete Auseinan¬ 
dersetzungen der revolutionären Volks¬ 
kräfte mit der Regierung der Oligarchen 
zwangen ihn, sich selbst zu positionieren. 
Romero näherte sich rasch den Positio¬ 
nen der bereits kräftigen lateinameri- 


des „Kalten Krieges 44 indem sich kapi¬ 
talistischer Westen und sozialistischer 
Osten als Blöcke gegenüberstanden. 
Auch die Militärstrategie der NATO 
greift wieder auf Muster von damals zu¬ 
rück - mit einer Strategie der Abschre¬ 
ckung. Russland, auf der anderen Seite, 
mehr und mehr von der NATO einge¬ 
kreist, reagiert: Auch seine Militärdokt¬ 
rin schließt einen nuklearen Erstschlag 
nicht mehr aus. Hier hat Russland mit 
der NATO gleichgezogen. „Auch das ist 
nur Show“, so Rupp. Der Krieg in der 
Ukraine könne nicht unmittelbar zu ei¬ 
ner großen Auseinandersetzung eska¬ 
lieren, „dafür wäre eine lange Vorberei¬ 
tung nötig“. Dennoch sind diese Zeichen, 
die die NATO und Russland setzen, ein 
Ausdruck einer Zeit, in der sich die Kon¬ 
frontation zwischen den Großmächten 
verschärft, in der verschiedene Mäch¬ 
te um die Aufteilung der Welt konkur¬ 
rieren, eine Zeit, in der die westlichen 
imperialistischen Länder ihre Aggressi¬ 
on unter anderem gegen Russland ver¬ 
schärfen und es zur Gegenwehr zwingen. 
Nur die Gleichsetzung mit dem „Kalten 
Krieg“ läuft ins Leere. Ein sozialistisches 
Lager, dass mit eigenen Streitkräften, 
mit Hilfe für Befreiungsbewegungen 
und mit Spionen in den Machtzentren 
des Imperialismus Friedenspolitik be¬ 
treibt, gibt es nicht mehr. 

Olaf Matthes 


kanischen Theologie der Befreiung an, 
der er bis dahin kritisch gegenüberge¬ 
standen hatte. Bereits 1968 hatten die 
in Medellin (Kolumbien) versammelten 
Bischöfe Lateinamerikas die Beschlüsse 
des 2. Vatikanischen Konzils so interpre¬ 
tiert, dass die Kirche als Volk Gottes zu 
verstehen sei. Sie müsse sich identifizie¬ 
ren „mit den Leiden und Hoffnungen des 
Volkes, insbesondere der Unterdrückten. 
Aus diesem Grund ist es der Kirche auch 
bestimmt, sich als subversive Institution 
gegen eine Sozialordnung zu wenden, 
die auf Ungerechtigkeit, Ausbeutung 
und Unterdrückung gründet.“ Als Ro¬ 
mero sich in den folgenden Jahren im¬ 
mer offener für die Rechte der Arbeiter, 
Bauern, Armen und der politischen Ge¬ 
fangenen äußerte, beantwortete die re¬ 
gierende rechte Junta das auf ihre Weise. 
Der Erzbischof wurde am 24. März 1980 
während einer Messe vor dem Altar er¬ 
schossen. 

Die bevorstehende Seligsprechung 
weist weit über eine rein liturgische 
Bedeutung hinaus. Papst Franziskus 
hat damit erneut in der spezifischen 
Sprache der katholischen Kirche seine 
grundsätzlich antikapitalistische Inter¬ 
pretation des Evangeliums bekräftigt. 
Auch für Menschen, die weder Chris¬ 
ten noch Katholiken sind, ist das ein 
wichtiges und erfreuliches Ereignis. 

Hans Christoph Stoodt 

Dr. Hans Christoph Stoodt ist evangeli¬ 
scher Theologe, Pfarrer an einer Frank¬ 
furter Berufsschule und Aktivist der 
antifaschistischen Bewegung. 


Märtyrer für das Volk 

Oscar Romero: „Prophet einer realistischen Kirche“ 


Noch nicht geehrt 

Anders als die EU oder Barack Obama 
betreibt das sozialistische Kuba Frie¬ 
denspolitik. Anders als die EU oder 
Barack Obama hat das Land dafür 
keinen Friedensnobelpreis verliehen 
bekommen. 

Internationale Solidarität und eine 
Zusammenarbeit zwischen den Län¬ 
dern zu gegenseitigem Nutzen äußern 
sich in der Politik Kubas besonders in 
den weltweiten Einsätzen kubanischer 
Ärzte. Die jährliche Konferenz norwe¬ 
gischer Gewerkschafter kam kürzlich 
zu der Auffassung: Diese Ärzte hätten 
einen Nobelpreis verdient. Sie schlugen 
vor, den Preis an das „Kontingent Hen¬ 
ry Reeve“ zu verleihen. Diese Gruppe 
besteht aus Ärzten, die auf Hilfe nach 
Katastrophen und bei schweren Epide¬ 


mien spezialisiert sind. Sie wurde 2005 
mit über 1 500 Angehörigen gebildet 
und war seitdem unter anderem in Pa¬ 
kistan, Haiti und zuletzt in Westafrika 
im Kampf gegen Ebola im Einsatz. 

Internationale Beratung 

Das 17. Internationale Treffen der 
Kommunistischen und Arbeiterpar¬ 
teien wird dieses Jahr in der Türkei 
stattfinden. Das hat die Kommunisti¬ 
sche Partei der Türkei bekanntgege¬ 
ben. Den entsprechenden Beschluss 
fasste ein Treffen der Arbeitsgruppe, 
an dem 14 Parteien teilnahmen, dar¬ 
unter die Kommunistischen Parteien 
Brasiliens, Kubas, Portugals, Indiens 
und des Libanon, die Arbeiterpartei 
Belgiens, die KP Böhmen und Mäh¬ 
ren, die griechische KKE, die zyprische 


AKEL, die KP der Russischen Föde¬ 
ration, die Russische Kommunistische 
Arbeiterpartei und die KP der Ukrai¬ 
ne. Das Thema der Beratung wird sein: 
„Die Aufgaben der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien zur Verstärkung 
des Kampfes der Arbeiterklasse gegen 
kapitalistische Ausbeutung, imperialis¬ 
tische Kriege und Faschismus, für die 
Emanzipation der Arbeiter und der 
Völker, für Sozialismus 44 . 

Nicht neutral 

Dass man an bürgerlichen Universi¬ 
täten über die sowjetische Geschichte 
nur selten sachlich diskutieren kann, 
ist selbstverständlich. Auch eine ernst¬ 
hafte Debatte über Fehlentwicklungen 
und Verbrechen unter Stalins Führung 
ist nicht möglich, wenn die Gleichset¬ 


zung von Hitler und Stalin zur Lehr¬ 
meinung erhoben und Faschismus 
und Sozialismus auf eine Stufe gestellt 
werden. An der Pariser Universität 
Sorbonne wird es nun noch schwieri¬ 
ger, über diese Zeit überhaupt etwas 
zu lesen: Die Bibliotheksleitung lehn¬ 
te den Vorschlag, die französische Aus¬ 
gabe des Buches „Stalins Kriege“ von 
Geoffrey Roberts anzuschaffen, ab. Die 
Begründung: Es „scheint uns a priori 
nicht die historische und wissenschaft¬ 
liche Neutralität zu haben, die für eine 
eventuelle Aufnahme in unsere Bestän¬ 
de notwendig ist.“ Das Buch erschien 
zuerst im Verlag der Yale Universität, 
der Autor ist ein etablierter Akademi¬ 
ker. Pariser Wissenschaftler veröffent¬ 
lichten eine Petition gegen diese „Mc¬ 
Carthy-gleiche Zensur“. 


Linksradikale uneins 

Sollen sie sich der französischen 
„Linksfront“ anschließen und damit 
mit Kommunisten und Linkssozialis¬ 
ten Zusammenarbeiten? 

Oder sollen sie auf bedingungs¬ 
lose Eigenständigkeit setzen? Dabei 
erzielte die „Neue Antikapitalisti¬ 
sche Partei“ (NPA) auf ihrem Partei¬ 
tag Anfang Februar keine Einigkeit, 
aber am Ende setzten sich die Geg¬ 
ner einer breiten linken Zusammen¬ 
arbeit durch. Die Parteispitze um Oli- 
vier Besangenot blieb dagegen in der 
Minderheit. 

Seit der Gründung der Linksfront 
im Vorfeld der Wahlen von 2012 hat 
die NPA viele Wähler verloren, auch 
viele Aktivisten wanderten zu ande¬ 
ren Gruppen in der Linksfront ab. 
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Bild ganz oben: Die Befreiung von Budapest. Rotarmisten während der Erobe¬ 
rung Budapests 1945: Am 25. Dezember war Budapest völlig eingeschlossen. 
Budapest wurde durch die 2. Ukrainische Front Marschall Malinowskis, die 
kurz zuvor dazugestoßenen Truppen der 3. Ukrainischen Front Tolbuchins, die 
rumänische Armee sowie ungarische rote Freiwilligeneinheiten belagert. 

Im Januar 1945 scheiterten mehrere Entsatzversuche der eingeschlossenen 
Truppen. Am 13. Februar war Budapest endgültig befreit. 

Bild oben: Eine Kampfgruppe der 1. SS-Panzer-Division Leibstandarte SS Adolf 
Hitler unter dem Kommando J. Peipers ermordet im Malmedy-Massaker US- 
amerikanische Kriegsgefangene. 

Bild unten: US-Truppen im Vormarsch im Hürtgenwald im Januar 1945 während 
der Ardennenschlacht. 


1945: 

Auf dem Weg nach Berlin 



Foto: U.S. National Archives ^.nd Records Administration/ wikimedia.com/ public domain 


Bild links: In Jalta auf der Krim tagten 
vom 4. bis zum 11. Februar 1945 im 
Liwadija-Palast die Staatschefs der 
USA, Großbritanniens und der Sowje¬ 
tunion Franklin D. Roosevelt, Winston 
Churchill und Josef Wissarionowitsch 
Stalin. Es war das zweite von insge¬ 
samt drei alliierten Gipfeltreffen der 
„Großen Drei“ während des Zweiten 
Weltkriegs (1939-1945). 

Drei Themen standen im Mittelpunkt: 

(1) Die Einrichtung eines Weltsicher¬ 
heitsrates. 

(2) Die Nachkriegsordnung in Europa 
(insbesondere in Osteuropa und in 
Deutschland) und 

(3) die Kriegführung im Fernen Osten. 



Bild unten: Partisanlnnen im befreiten Mailand. 




Bild oben: Über die Oder. 

Am 31. Januar 1945 bildeten Voraus¬ 
kräfte der 5. Stoßarmee bei Kienitz 
den ersten Brückenkopf am Westufer 
der Oder. Anfang Februar überwan¬ 
den weitere sowjetische Verbände 
den Fluss. Der schnelle Vorstoß der 
1. Belorussischen Front kam für die 
deutsche politische und militärische 
Führung überraschend. Eilig heran¬ 
geführte deutsche Verbände konnten 
bei den Kämpfen in den Monaten 


Februar und März 1945 die sowjeti¬ 
schen Einheiten nicht über die Oder 
zurückdrängen. 

Am 23. März gelang es der 5. Garde¬ 
armee ihre beiderseits von Küstrin 
befindlichen Brückenköpfe zu verei¬ 
nen und zu erweitern. Gegenangriffe 
der deutschen Divisionen im Zeitraum 
vom 23. bis 27. März 1945 hatten keine 
Aussicht auf Erfolg. Im Zeitraum vom 
1. Februar bis 31. März 1945 verlor die 9. 
Armee unter Befehl von General Busse 


ca. 40 000 Mann durch Tod, Verwun¬ 
dung und Gefangenschaft. Die beiden 
in den Brückenköpfen handelnden 
sowjetischen Armeen verloren im 
gleichen Zeitraum 15 466 Soldaten. 

46 333 wurden verwundet. 

Durch die zweimonatigen Kämpfe im 
Oderbruch schuf die 1. Belorussische 
Front unter Marschall Shukow einen 
großen Brückenkopf, aus dem der 
Angriff auf Berlin begann. 
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Der Verband der Automobilindustrie zeigt in Berlin, wie er zu TTIP steht (vgl. „Süddeutsche Zeitung“, 2.2.2015 


„Die deutsche Linke hinkt hinterher“ 

Blockupy-Aktionen 18. März Frankfurt/Main 


Gastkolumne von Andrej Hunko 

Im Eskalationsbündnis 


UZ: Am 18. März sollen erneut Block¬ 
upy-Aktionen in Frankfurt am Main 
stattfinden. Was genau ist diesmal ge¬ 
plant? 

Mischa Aschmoneit: Anlass der Ak¬ 
tionen ist die Eröffnung des Neubaus 
der Europäischen Zentralbank. Wir 
werden mit tausenden Aktivistinnen 
und Aktivisten sowie Betroffenen der 
Troikapolitik aus ganz Europa den Ar¬ 
beitsalltag in diesem Gebäude blockie¬ 
ren, sowie die dort geplante Feier mit 
Protesten begleiten. Das ist eine gro¬ 
ße Herausforderung für die politische 
Linke in Deutschland, da die Aktionen 
an einem Mittwochmorgen stattfinden 
müssen. Und die biederen Deutschen, 
viele Linke inbegriffen, protestieren ja 
höchstens am Samstag, sind aber nicht 
bereit, auch in der Woche Zeit und 
Energie für Aktionen aufzubringen. 
Wir haben u.a. deshalb eine Kampag¬ 
ne gestartet unter dem Motto „18 Null- 
Drei - ich nehm mir frei!“ Schauen wir 
mal, was die Demonstrantinnen und 
Demonstranten aus den anderen Län¬ 
dern für einen Eindruck von der deut¬ 
schen Linken mit nach Hause nehmen 
werden. 

UZ: Tatsächlich heißt es, dass es im Vor¬ 
bereitungskreis Differenzen gegeben 
habe, inwiefern Blockadeaktionen und 
ziviler Ungehorsam einer Großdemons¬ 
tration vorzuziehen seien. Was ist Ihre 
Position? 

Mischa Aschmoneit: Wir haben ge¬ 
meinsam und solidarisch verschiedene 
Szenarien diskutiert. Dabei stellte sich 
heraus, dass die übergroße Mehrheit 
der Aktivistinnen und Aktivisten nicht 
einfach „nur“ an einem Samstag bei ei¬ 
ner Großdemonstration mitlaufen, son¬ 
dern selbst im Rahmen von Aktionen 
des Zivilen Ungehorsams mitten in der 
Woche aktiv werden wollte. Das galt so¬ 
wohl für die Delegationen aus den an¬ 
deren europäischen Ländern als auch 
für die aus der BRD. Wir haben uns 
also darauf geeinigt, dass es am Mitt¬ 
woch, den 18. März, sowohl morgens die 
Blockadeaktionen und anderes gibt als 
auch am Nachmittag eine Demonstra¬ 
tion. Ich finde das eine kluge Entschei¬ 
dung. 

UZ: Welche Rolle wird der Regierungs¬ 
wechsel in Griechenland bei Ihren Pro¬ 
testen spielen? 

Mischa Aschmoneit: Die Abwahl der 
troika-hörigen Regierung in Griechen¬ 
land hat sehr viele Menschen in ganz 
Europa darin bestärkt, den Kampf ge¬ 
gen das Krisenregime zu verstärken. 
Viele haben gesagt: „Da wurde auch 
Merkel abgewählt“. Insofern verfol¬ 
gen sehr viele Menschen im Blocku- 
py-Spektrum die neue griechische Re¬ 


gierung mit viel Sympathie und Hoff¬ 
nungen. Inwiefern diese Hoffnungen 
berechtigt sind, wird sich zeigen. Un¬ 
abhängig davon, ob die griechische 
Regierung als sozialistische Linksre¬ 
gierung oder als sozialdemokratisch¬ 
reformistisch begriffen wird, gilt es je¬ 
doch, alle ihre positiven Maßnahmen 
gegen die chauvinistische Hetze in 
Deutschland und anderswo zu vertei¬ 
digen. 



Mischa Aschmoneit ist Sprecher von 
Blockupy NRW und aktiv in derjnter- 
ventionistischen Linken Düsseldorf- 
See Red“ www.anti-kapitalismus.org. 


UZ: Wird es eine größere Beteiligung 
linker Aktivistinnen und Organisatio¬ 
nen aus anderen europäischen Ländern 
an Blockupy geben? 

Mischa Aschmoneit: Ja, davon gehe 
ich aus. Seit Monaten arbeiten wir eng 
in der Vorbereitung mit Freundinnen, 
Freunden, Genossinnen und Genossen 
aus zahlreichen Ländern zusammen, 
wir werden sicherlich über tausend in¬ 
ternationale Aktivistinnen zu begrüßen 
haben. Es gibt mit Ausnahme der anste¬ 
henden G7-Proteste in Bayern derzeit 
kein vergleichbares internationalisti¬ 
sches Projekt in Deutschland - deshalb 
wird es besonders interessant sein, zu 
sehen, wie stark sich die deutsche Lin¬ 
ke beteiligt. 

UZ: Sehen Sie Möglichkeiten, die Zu¬ 
sammenarbeit mit Antikapitalisten aus 
den anderen Ländern zu verstärken und 
auszubauen? 

Mischa Aschmoneit: Blockupy ist Teil 
eines europaweiten Netzwerks vielfäl¬ 
tiger Bewegungen, Gewerkschaften, 
Parteien und Flüchtlingsinitiativen 
aus Italien, Spanien, Griechenland, 
Belgien, den Niederlanden, Däne¬ 
mark, Frankreich und anderen Län¬ 
dern, die Widerstand gegen das eu¬ 
ropäische Krisenregime leisten. Die 


Zusammenarbeit intensiviert sich seit 
Jahren, das ist gut. Zugleich hinkt die 
Linke in Deutschland den Bewegun¬ 
gen in anderen Ländern hinterher. 
Zwar gibt es mit der Linkspartei eine 
parlamentarisch gut aufgestellte Struk¬ 
tur, das macht sich jedoch nur selten in 
einer außerparlamentarischen Dyna¬ 
mik bemerkbar. Und auch die Kräfte 
links von der Linkspartei sind nicht so 
aufgestellt, dass sie die in der Bevölke¬ 
rung derzeit eben grade nicht spontan 
entstehenden sozialen Kämpfe initiie¬ 
ren könnten. 

UZ: Und wie soll es mit Blockupy nach 
dem Aktionstag am 18. März weiter ge¬ 
hen? 

Mischa Aschmoneit: Das werden wir 
nach dem 18. März entscheiden. Wir ha¬ 
ben als Bündnis über Jahre hinweg gut 
und handlungsorientiert zusammen¬ 
gearbeitet. Wir haben auf Kongressen 
kontrovers debattiert, wir haben erfolg¬ 
reiche Aktionen gemacht, wir haben ge¬ 
meinsam der Repression getrotzt und 
uns nicht spalten lassen - das alles ist 
sehr viel wert! Darauf wollen und kön¬ 
nen wir aufbauen, denn der Kampf geht 
ja weiter, für die Sache, die so einfach, 
aber schwer zu machen ist. 

UZ: Sie sehen also optimistisch in die 
Zukunft? 

Mischa Aschmoneit: Naja. Ich sehe 
Möglichkeiten für unseren Widerstand, 
das ist weit weg von der eigentlich not¬ 
wendigen Offensive. In Deutschland 
befinden wir uns weiterhin in der Pha¬ 
se der langanhaltenden Defensive. Um 
da rauszukommen, bedarf es nicht nur 
der schlauen Papiere, sondern der kon¬ 
kreten Tätigkeit der Linken. Dazu ge¬ 
hört die alltägliche Kleinarbeit im Be¬ 
trieb, im Wohnviertel, in den (Hoch-) 
Schulen - aber auch die Leuchttur¬ 
maktionen, beispielsweise eben Block¬ 
upy. Dort schimmert - ähnlich wie bei 
einem Streik - für einen kurzen Mo¬ 
ment auf, dass wir gar nicht so ganz 
wenige und so ganz hilflos sind. Wer 
die oftmals apathische Stimmung im 
Land, nicht zuletzt bei der Klasse der 
Lohnabhängigen ändern will, muss den 
Nachweis bringen, dass er über einen 
Vorschlag für einen gangbaren Aus¬ 
weg aus der bestehenden Misere ver¬ 
fügt. Lenin schreibt dazu: „Es genügt 
nicht, sich ,Avantgarde 4 , Vortrupp zu 
nennen - man muss auch so handeln, 
dass alle übrigen Trupps erkennen und 
gezwungen sind anzuerkennen, dass 
wir an der Spitze marschieren. Und 
wir fragen den Leser: Sind denn die 
Vertreter der übrigen ,Trupps 4 solche 
Dummköpfe, dass sie uns die Avant¬ 
garde 4 aufs Wort glauben?“ (Lenin, 
„Was tun?“) 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Merkels diplomatische Offensive 
bei Putin und bei Obama hat vor 
allem einen Grund: 81 Prozent der 
Menschen in Deutschland lehnen 
die von US-amerikanischer Seite 
ins Gespräch gebrachten Waffen¬ 
lieferungen an das Kiewer Regime 
ab. Zur Stunde ist völlig offen, ob 
die anvisierten Minsker Gespräche 
stattfinden werden und ob sie zu¬ 
mindest zu einem tragfähigen Waf¬ 
fenstillstand in der Ostukraine füh¬ 
ren werden. 

In den letzten Tagen ist einmal 
mehr deutlich geworden, dass es in 
der westlichen Ukraine-Politik zwei 
unterschiedliche Linien gibt: Eine ag¬ 
gressivere, auf Zuspitzung und mili¬ 
tärische Konfrontation orientierende 
Linie, die von großen Teilen der US- 
Eliten vorangetrieben wird. In Euro¬ 
pa wird sie von weiten Teilen der bri¬ 
tischen, skandinavischen, baltischen, 
polnischen und georgischen Akteu¬ 
re geteilt. Und eine zurückhaltende¬ 
re, aber dennoch auf westliche He¬ 
gemonie in der Ukraine abzielende 
Strategie, als deren Sprachrohr das 
deutsche Außenministerium gelten 
kann. Man fühlt sich des Öfteren 
an Rumsfelds Unterteilung in ,01d 4 
und ,New Europe 4 während des Irak- 
Krieges erinnert. 

Im Unterschied zum völker¬ 
rechtswidrigen Krieg gegen die Bun¬ 
desrepublik Jugoslawien ist die deut¬ 
sche Regierung nicht an vorderster 
Eskalationsfront. Insofern wünsche 
ich den zahlreichen diplomatischen 
Initiativen und den vorgetragenen 
Anliegen von Steinmeier und jetzt 
auch Merkel erst einmal Erfolg. Of¬ 
fiziell weit über 5000 Tote, Millionen 
Flüchtlinge, zerstörte Städte und eine 
humanitäre Katastrophe gebieten es, 
jede noch so kleine Chance auf Waf¬ 
fenstillstand zu versuchen. 

Zugleich muss aber auch klar 
sein, dass die Bundesregierung we¬ 
sentlich Verantwortung für entschei- 


In der Vergangenheit hat der grie¬ 
chische Staat einen großen Teil sei¬ 
ner Ausgaben - darunter für Rüs¬ 
tungsgüter aus Deutschland, wohl 
auch unter korruptiven Bedingun¬ 
gen in Auftrag gegeben - mit An¬ 
leihen finanziert, die von Banken, 
Fonds und reichen Einzelpersonen 
gehalten wurden. Diese haben sie 
spekulativ weiterverkauft und nach 
Möglichkeit Gewinne damit erzielt. 
Als Griechenland die Tilgung nicht 
leisten konnte, bissen die Letzten die 



Hunde. Es war wie beim Schwarzer- 
Peter-Spiel: Wer auf den faulen Kre¬ 
diten sitzen geblieben war, musste 
durch den teilweisen Schulden¬ 
schnitt Verluste hinnehmen. Um so 
genannte systemrelevante Banken 
zu schonen, übernahmen in der 
Folgezeit Öffentliche Hände - die 
Europäische Zentralbank und der 
„Europäische Stabilitätsmechanis¬ 
mus“ - diese Papiere. Können die 
griechischen Anleihen nicht einge¬ 
löst werden, müssen die Einzelstaa¬ 
ten, die gebürgt haben, die Kosten 
übernehmen. Man sagt in diesem 
Fall gern: die „Steuerzahler“ seien 
die Leidtragenden. Korrekter wäre 


dende Paradigmen der Eskalation 
trägt: Die Anerkennung des verfas¬ 
sungswidrigen Umsturzes in der Uk¬ 
raine vor einem Jahr, die Leugnung 
der faschistischen Kräfte auf dem 
Maidan sowie in bzw. bei der jetzi¬ 
gen ukrainischen Regierung, die ein¬ 



seitige Schuldzuschreibung an Russ¬ 
land und die eskalierende Wirkung 
der Sanktionen. 

Auch wenn Merkel sich in Wa¬ 
shington zurückhaltender präsentier¬ 
te, bleibt die Bundesregierung Teil ei¬ 
nes antirussischen Eskalationsbünd¬ 
nisses. Die Hintertür, die sie Obama 
für Waffenlieferungen offen gelassen 
hatte, unterstreicht das. Für die Frie¬ 
densbewegung in Deutschland und 
die Linke innerhalb und außerhalb 
der gleichnamigen Partei kommt es 
darauf an, die 81 Prozent Ablehnung 
in der deutschen Bevölkerung in wir¬ 
kungsvolle Politik umzusetzen. 

Andrej Hunko ist Mitglied der Frak¬ 
tion „Die Linke“ im Bundestag und 
der Parlamentarischen Versamm¬ 
lung des Europarates 


die Feststellung, dass die Staaten 
noch mehr als bisher sparen müss¬ 
ten, um die Ausfälle zu decken. 
Kommt es zu einer Umschuldung 
durch Verlängerung der Kredite 
bis hin zu einer gleichsam „ewigen“ 
Staatsschuld, bliebe dieser Effekt er¬ 
halten, wäre aber milder. Letztlich 
handelte es sich um eine Art euro¬ 
päischen Lastenausgleich. Er gilt als 
die humanste Lösung der gegenwär¬ 
tigen Krise. Setzt die neue griechi¬ 
sche Regierung sie durch, wird sie 
gefeiert werden. 

Damit würde zugleich die tat¬ 
sächlich beste Variante vermieden. 
Die Gelder, die ursprünglich in die 
griechischen Anleihen flössen, ge¬ 
hörten zu riesigen Privatvermögen, 
die in den vergangenen Jahrzehnten 
immer mehr anwuchsen, wobei der 
Abstand zwischen Arm und Reich 
immer größer wurde. Thomas Piket- 
ty hat in seinem Buch „Das Kapital 
im 21. Jahrhundert“ vorgeschlagen, 
Staatsschulden durch eine einmalige 
Abgabe auf diese großen Bestände 
und auf Super-Einkommen zu til¬ 
gen. Damit die Öffentlichen Hän¬ 
de danach nicht wieder ins Defizit 
geraten, wäre auf Dauer eine stän¬ 
dige hohe Vermögens- und Erb¬ 
schaftssteuer in den Einzelstaaten 
des Euro-Raums angebracht. Da¬ 
mit könnten die Verluste, die diesen 
sonst durch eine griechische Um¬ 
schuldung entstehen müssten, ver¬ 
mieden werden. 

Merkwürdigerweise ist gegen¬ 
wärtig davon kaum oder nur wenig 
die Rede. So könnten sich die Hoff¬ 
nungen, die sich mit der griechischen 
Linksregierung verbinden, als irrig 
erweisen. 


Kommentar von Georg Fülberth 

Vergessene Lösung 

























10 Freitag, 13. F ebruar 2015 


Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Ober „Lust und Last“ der Geschichtsarbeit in der DKP 

Das Jahr 2018 wird ein Jahr der Parteigeschichte werden 


I n drei Jahren wird das Jahr 2018 ein Jahr der Ge¬ 
schichte der Arbeiterbewegung sein: 50 Jahre 
DKP (Neukonstituierung 1968) und 100 Jahre 
KPD (Gründungsparteitag 1918/19). Dazu kommt 
noch der 170. Jahrestag des Erscheinens des Kom¬ 
munistischen Manifestes (1848) und der 200. Ge¬ 
burtstag von Karl Marx (1818). 

Auf dem Weg dahin sind noch weitere Hö¬ 
hepunkte zu meistern. 2015 ist es der 8. Mai, Tag 
der Befreiung von Faschismus und Krieg. Für 
2016 stehen der 60. Jahrestag des KPD-Verbots 
(1956) und der 70. Jahrestag des Vereinigungs¬ 
parteitags der KPD und SPD zur SED (1946) im 
Kalender. 2017 bestimmt der 100. Jahrestag der 
Oktoberrevolution (1917) die Geschichtsdiskus¬ 
sion. Das Erscheinen des „Kapital“ (Erster Band, 
1867) wird Anlass sein, die marxistische Kapita¬ 
lismuskritik wieder auf den aktuellsten Stand zu 
bringen. 

Diese Gedenk- und Nachdenktage der Ar¬ 
beiterbewegung fallen in eine Zeit des massiven 
und unverschämten Auf-den-Kopf-Stellens der 
deutschen Geschichte. Es gab keinen Aufschrei, 
als das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik, 
Herr Gauck, auf der Sicherheitskonferenz 2014, 
im Bundestag und in Auschwitz, unter anderem 
aus angeblicher „Verantwortung für Auschwitz“, 
das Recht und die Verpflichtung Deutschlands 
Krieg zu führen, rechtfertigte. Diese Äußerungen 
haben nicht zu einem Historikerstreit geführt. 


Es gibt also viel zu tun. Dabei denke ich nicht 
nur an Artikel für die UZ und Angebote für die 
Marxistischen Blätter oder Gedenkveranstaltun¬ 
gen. Es sind Erinnerungs- und Nachdenktage der 
kommunistischen Bewegung in einer Zeit der 
offensiven Geschichtsrevision durch die Herr¬ 
schenden. Dass diese Gedenktage von der bür¬ 
gerlichen Wissenschaft und den Medien mit ihren 
bürgerlichen Inhalten besetzt werden, muss ich 
nicht besonders betonen. Deshalb wird auch die 
Aktualität des Manifestes, das Geburtsdokument 
der Kommunistischen Partei, nicht nur in unserer 
Geschichtsarbeit eine gewichtige Rolle spielen. 

Die Geschichtskommission steht damit vor 
der Aufgabe, neben den laufenden Anforderun¬ 
gen, die auf sie zukommen, die Höhepunkte heu¬ 
te schon im Blick zu haben. Sicherlich wird sich 
der Parteivorstand auch damit beschäftigen, es 
sind Höhepunkte für die ganze Partei. Über die 
Formen der Veranstaltungen muss die Partei sich 
noch einige Gedanken machen. Einen wichti¬ 
gen Beitrag wird dazu selbstverständlich die Ge¬ 
schichtskommission leisten. 

Die Geschichtskommission der DKP hat in 
den vergangenen Wahlperioden, in der Vergan¬ 
genheit, viele wichtige zeitgeschichtliche Themen 
und Streitpunkte aufgegriffen und in der t/Z, den 
Marxistischen Blättern und in Seminaren der Karl- 
Liebknecht-Schule aus heutiger marxistischer 
Sicht dargestellt. Manche Kreise und Bezirke ha¬ 


ben ihre Arbeit in kleinen Dokumentenbändchen 
oder Broschüren festgehalten. Auch Biografien 
von Genossinnen und Genossen wurden veröf¬ 
fentlicht. Wir haben aber leider keinen Überblick 
über diese schon geleistete „Geschichtsarbeit“. Es 
besteht meines Wissens noch kein Literaturver¬ 
zeichnis und kein Archiv für diese Materialien. 

Als Hilfe für die weitere „Forschungsarbeit“ 
und um einen Überblick über das zu bekommen, 
was wir bearbeiten müssen, wird eine Arbeits¬ 
chronik erarbeitet. Hier werden die wichtigsten 
Daten zusammengestellt. Denn keiner kann alle 
Daten, Parteitage, Personen und internationalen 
wichtigen Ereignisse im Kopf haben. Wir erhal¬ 
ten dadurch eine qualifizierte Basis für die wei¬ 
tere Arbeit. 

Es werden noch Zeitzeugengespräche notwen¬ 
dig sein. Das wäre auch eine wichtige Aufgabe für 
neue Mitglieder der Geschichtskommission. 
Also, eine Menge Arbeit. Man muss nur Spaß an 
der Geschichte haben. Ich denke auch an eine 
punktuelle, themenbezogene Mitarbeit. Als Ge¬ 
winn kann man dabei eine Menge lernen. 

Die Geschichtskommission bzw. der Arbeits¬ 
kreis Parteigeschichte kann dies alles mit der 
jetzigen Besetzung nicht bzw. nur langsam leis¬ 
ten. Deshalb geht ein Appell an alle Mitglieder 
der DKP: Wer Interesse an der Erstellung einer 
Grundlage für die Parteigeschichte hat, sollte sich 
bei der Geschichtskommission melden. Über das 


weitere Vorgehen werden wir uns dann bei einer 
gesonderten Beratung einigen. 

Das Bemühen des heutigen Geschichtsrevisio¬ 
nismus sollte uns nochmals deutlich machen, Ge¬ 
schichtsarbeit ist immer noch ideologischer Klas¬ 
senkampf. Das Mitglied der Geschichtskommis¬ 
sion Erik Höhne hat in seinem Artikel „Warum 
eine Geschichtskommission“ geschrieben: „Ge¬ 
schichtsanalyse ist Gegenwartspolitik und stellt 
Weichen für kommende Entwicklungen ... Ge¬ 
schichte muss in der DKP ein Ort des Lernens für 
heute sein.“ Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Walter Bauer. 

AK-Parteigeschichte in der Geschichtskommission des PV 

Kontakt: Walter Bauer: Gostenhof@web.de 

Auf ein Seminar in der Karl-Liebknecht-Schule 
muss ich noch hinweisen. Vom KPD-Verbot, Be¬ 
rufsverbot bis zur Siegerjustiz. Kriminalisierung 
von politischen Bewegungen und gesellschaftli¬ 
chen Alternativen. 

Es findet im Rahmen der Vorbereitung des 
60. Jahrestages des KPD-Verbotes (17. Aug. 1956) 
statt. Veranstaltet vom Arbeitskreis Parteige¬ 
schichte bei der Geschichtskommission des PV. 
Das Seminar findet am Wochenende io./ii. Okt. 
2015 in der KL-Schule statt. 

Anmeldung bitte über die KL-Schule 


Eine kommunistische Welt... 

Anmerkungen zu einer Neuauflage von Iwan Jefremows „Andromedanebel“ 


Der Hey ne-Verlag verfolgt seit einiger Zeit ein 
ehrgeiziges Projekt. Veröffentlicht werden in der 
Reihe „Meisterwerke der Science Fiction“ be¬ 
kannte Bücher der wissenschaftlichen Phantas¬ 
tik: Darunter befinden sich beispielsweise Orwells 
„1984“, von Bradbury „Fahrenheit 451“, von Ursu¬ 
la K. Le Guin „Die linke Hand der Dunkelheit“. 
Ihr „Planet der Habenichtse“ fehlt. Zur Ausgabe 
gehören „Das Experiment“ (Arkadi und Boris 
Strugatzki) und „Solaris“ (Stanslaw Lern). Auch 
hier wäre zu fragen, warum anderes nicht berück¬ 
sichtigt wurde, so z.B. Lems „Der Planet des To¬ 
des“, sein „Gast im Weltraum“, oder von den Stru- 
gatzkis „Der Junge aus der Hölle“, ein Plädoyer 
für eine humane Welt, gegen Faschismus. 

Mich erstaunte da doch, dass in der Hit-Liste 


auch ein vor etwa 57 Jahren in der Sowjetunion - 
wenig später auch in anderen sozialistischen Län¬ 
dern - erschienenes Buch steht. 

Das „passt“ nicht. Es ist Iwan Jefremows „An¬ 
dromedanebel“. Ich habe es im Buchregal meiner 
Bahnhofsbuchhandlung gefunden. Inmitten von 
Fantasy- und Vampirgeschichten sowie deprimie¬ 
renden Dystopien, in denen immer wieder aufs 
Neue die letzten Überreste menschlicher Gesell¬ 
schaft auf unserem Planeten verschwinden und 
die Zeit des Menschens auf der Erde dem Ende 
zugeht. 

Jefremow beschreibt in seinem Buch „Andro¬ 
medanebel“ eine ferne kommunistische Gesell¬ 
schaft, eine Gesellschaft des Friedens, sozialer 
Gerechtigkeit und Solidarität. Es erschien 1958 in 
der DDR unter dem Titel „Das Mädchen aus dem 
All“. Zuächst in einer wesentlich gekürzten Fas¬ 


sung. Die stützte sich auf die erste Ausgabe in der 
Sowjetunion in einer Zeitschrift für die Jugend. 
1965 wurde das Buch - auch mit den 1958 feh¬ 
lenden wesentlichen Kapiteln „Strom der Zeit“, 
„Das Pferd auf dem Meeresgrund“, „Die Schule 
des dritten Zyklus“ sowie „Die Insel des Verges- 
sens“ - neu aufgelegt. 

Jefremow hat gewiss kein literarisches Meis¬ 
terwerk geschrieben, die handelnden Personen 
bleiben - bis auf wenige Momente - „unscharf“. 
Ich habe es damals trotzdem „in einem Happen“ 
verschlungen. 

„Andromedanebel“ ist nämlich der wohl ein¬ 
zige bisher bekannte Versuch, eine künftige kom¬ 
munistische Gesellschaft mit den Mitteln der 
wissenschaftlichen Phantastik umfassend zu be¬ 


schreiben - also auch „Regierungsform“, Demo¬ 
kratie, Vorstellungen zu Wissenschaft und Bildung, 
das Zusammenleben der Menschen usw. usf. - Da 
muss man aber gewiss heute viele Dinge kritisch 
hinterfragen. 

Für Jefremow schien die Frage nach dem „Wo¬ 
hin geht der Mensch“, eine der alten, grundlegen¬ 
den weltanschaulichen Fragen, entschieden. 

Das darf nicht überraschen: Die Sowjetuni¬ 
on startete am 4. Oktober 1957 eine Rakete mit 
„Sputnik 1“. Ende der 50er Jahre war die Hoffnung 
groß - trotz der bestehenden Atomkriegsgefahr, 
gegen die viele Millionen weltweit auf die Stra¬ 
ße gingen - angesichts der auch wissenschaftlich- 
technischen Fortschritte und Wiederaufbauerfolge 
der Sowjetunion nach den verheerenden Folgen 
des Überfalls des faschistischen Deutschlands und 
seiner Verbündeten auf das Land, angesichts der 


Fortschritte in den Volksdemokratien im Osten Eu¬ 
ropas und der machtvollen Klassenkämpfe in den 
Hauptländern des Kapitals sowie der wachsenden 
Befreiungsbewegung in den Kolonialländern, dass 
die Frage nach der Zukunft des Menschen positiv 
entschieden sei. 

In „Andromedanebel“ wird die Geschichte ei¬ 
ner kleinen Gruppe von Menschen - verbunden 
mit einem spannenden Weltraumabenteuer und 
einer Katastrophe - erzählt, ihr Leben in einer hu¬ 
manen Welt, in der darum gerungen wird, dass alle 
Menschen nicht nur tatsächlich ihre Fähigkeiten 
entwickeln und entsprechend ihren Beitrag in die 
Gestaltung der Gesellschaft einbringen können. In 
diesem Kommunismus gibt es nach wie vor viele 
Widersprüche, gibt es „Aussteiger“ und noch Ver¬ 


brechen. Er ist kein „Paradies“. Es ist zudem die 
Geschichte einer Menschheit, die zur solidarischen 
galaktischen Gemeinschaft des „Großen Rings“ 
gehört. Mehr vom Inhalt verrate ich hier nicht. 

In der aktuellen Ausgabe des Heyne-Verlages, 
offenbar eine Neuübersetzung, stört jedoch - ne¬ 
ben der sperrigen Sprache (die DDR-Ausgabe 
scheint mir sorgfältiger lektoriert und der literari¬ 
sche Anspruch war einst vielleicht auch größer) - 
vor allem, dass der Verlag nicht darauf verzichten 
konnte, ein „ideologisches Schwänzchen“ anzu¬ 
hängen, in dem man auch nachlesen kann, warum 
„Kommunismus“ - eigentlich - nicht geht ... 

Im Nachwort werden durch den Autor Uwe 
Neuhold, Ausstellungsgestalter und Schriftsteller, 
viele Themen angesprochen. Berechtigt macht er 
auf Schwächen des Buches aufmerksam, berichtet 
über das hochinteressante Leben Iwan Jefremows 


und spätere Konflikte. Das könnte man alternativ 
aber auch ausführlich auf Wikipedia nachlesen. 

Doch er unternimmt zudem auch einen „Ritt 
durch die Geschichte“. Seine Sicht auf die Ge¬ 
schichte utopischen Denkens, auf Marx, Engels, 
auf Lenin ist dabei zwar manchmal sachlich rich¬ 
tig, an anderen Stellen dann wieder oberflächlich. 
Zusammenhänge werden konstruiert: Eine direk¬ 
te Linie von Platos „Politeia“ zu Marx und En¬ 
gels, die suggeriert wird, gibt es nicht. Plato, der 
etwa 427/428 v. u. Z. geboren wurde, hatte bei sei¬ 
ner Staatsvorstellung niemals die Kommune im 
Sinn, sondern nicht mehr und nicht weniger als 
eine Klassengesellschaft. Aber eine mit gewissem 
„Ausgleich“. Es fehlen zudem andere wichtige 
Fakten aus der Geschichte kommunistischer Ide¬ 
en und sozialistischer Utopien sowie praktischer 
Versuche ihrer Umsetzung, die wichtig waren für 
die Entstehung des Marxismus. 

Die Darstellungen zur russischen Geschichte, 
der Oktoberrevolution und die folgenden Ent¬ 
wicklungen sollte man eigentlich nur in die Kiste 
„vergiss es“ ablegen - doch sie passen eben in das 
vorrherrschende geschichtsrevisionistische Welt¬ 
bild. Skurril wirkt die „Analyse“ der Ursachen der 
Niederlage des Sozialismus in Europa. „Autoritä¬ 
ten“ sind für Neuhold dabei Rosa Luxemburg, Leo 
Trotzki, Ludwig von Mises und Friedrich August 
von Hayek (beide „Urväter“ des Neoliberalismus 
und Antikommunisten, die schon früh erklärten, 
dass Sozialismus und gar Kommunismus gar nicht 
„möglich“ sind), George Orwell, Iring Fetscher, 
Oskar Negt, Karl August Wittfogel, Rudolf Bahro 
und Rudi Dutschke (alle in dieser Reihenfolge). 
Eine mehr als nur „bunte Mischung“. 

Und natürlich darf - unappetitlicherweise - 
dann auch die Totalitarismustheorie nicht fehlen. 

Der Schluss überrascht dann doch: Denn das 
was ist, bleibt nicht... Das hat vielleicht auch der 
Autor des Nachworts begriffen. Dabei bemerk¬ 
te bereits am 22. September 1989, also vor bald 
25 Jahren - und noch vor dem Ende der DDR 
und dem Zerfall der Sowjetunion -, Marion Grä¬ 
fin Dönhoff in der großbürgerlichen Zeitung „Die 
Zeit“ im Beitrag mit dem Titel „Am Ende aller 
Geschichte?“: „Da wird einem wirklich bange, und 
man fragt sich, ob nun als nächster absurder Einfall 
der Geschichte vielleicht der Kapitalismus zugrun¬ 
de geht und von einem geläuterten Sozialismus ge¬ 
rettet wird. Das ist gar nicht so unvorstellbar, wie 
es klingt. Gewiss, als wirtschaftliches System ist der 
Sozialismus im Wettstreit mit der Marktwirtschaft 
gescheitert. Aber als Utopie, als Summe uralter 
Menschheitsideale: soziale Gerechtigkeit, Solida¬ 
rität, Freiheit für die Unterdrückten, Hilfe für die 
Schwachen, ist er unvergänglich ...“ 

Neuhold beendet sein langes Nachwort viele 
Jahre später und angesichts zunehmender Bewe¬ 
gungen gegen Krieg, gegen Spardiktate, für Demo¬ 
kratie und wachsenden Widersprüchen (ohne das 
zu benennen) immerhin mit der Feststellung, dass 
heute immer mehr Menschen, selbst im „Herzen“ 
des Kapitalismus, die Idee des Kommunismus (ei¬ 
nes „sanften Kommunismus“, so Neuhold) ange¬ 
sichts von Krieg („Krieg gegen den Terror“) und 
Krise als einzige Alternative sehen ... Nina Hager 

Iwan Jewfremow, Andromedanebel, Wilhelm 
Heyne Verlag, München 2015, 9,99 Euro, ISBN: 

978-3-453-31537-2 



Die Erde am Mond-Horizont. - Ein Planet, auf dem Kriege, Flucht, Armut, Krankheiten und Hunger das Leben vieler Menschen bestimmen. Doch selbst im 
„Herzen“ des Kapitalismus wächst die Zahl jener, die eine andere Welt wollen. (NASA-Aufnahme) 
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Ästhetisches Wollen und soziale Verantwortung 

Zu Erasmus Schöfers Beziehungen zum Werkkreis Literatur der Arbeitswelt 


B ereits im Umfeld des 80. Geburts¬ 
tages von Erasmus Schöfer (geb. 
1931) erschienen in der Schrif¬ 
tenreihe des Fritz-Hüser-Instituts für 
Literatur und Kultur der Arbeitswelt 
in Dortmund gesammelte Feuilletons 
von 1964 bis 2009 (Bd. 21, 2011, vgl. 
UZ vom 3.6.2011) und eine Hörspiel- 
Auswahl (Bd. 24,2013) Nun wurde als 
Band 28 der Schriftenreihe „Erasmus 
Schöfer: Schriftsteller im Kollektiv“ 
veröffentlicht; der Band informiert 
über das Wirken des Schriftstellers für 
den und im Werkkreis Literatur der 
Arbeitswelt ausführlich und dokumen¬ 
tiert diese Tätigkeit. Er vereinigt Texte 
und Briefe von 1969 bis 1984 mit dem 
Schwergewicht auf der Zeit von 1969, 
als Schöfer einer der Mitbegründer des 
Werkkreises war, bis 1978; zu der Zeit 
zog sich Schöfer aus dem Werkkreis zu¬ 
rück. Die Gründe dafür werden in Um¬ 
rissen deutlich; sie lagen in überflüssi¬ 
gen und aus heutiger Sicht zerstören¬ 
den Unterstellungen und Zuspitzungen 
einiger Werkkreisfunktionäre. 

Im Zentrum des Bandes stehen die 
Protokolle bzw. Tagebuchaufzeichnun¬ 
gen „Schriftsteller im Kollektiv“ - sie 
gaben dem Band auch den Titel -, die 
Schöfers Arbeit im Werkkreis beschrei¬ 
ben. Anlass war der Wunsch eines Jour¬ 
nalisten, über die Organisation mehr zu 
erfahren von einem, „der sich auf die¬ 
ses Abenteuer eingelassen hat und von 
ihm eingefangen wurde“ (315). Schö¬ 
fer war für einen solchen Erfahrungs¬ 
bericht besonders geeignet, weil - wie 
er sagt - „nur wenige Schreiber in un- 
serm Land die gleichen Voraussetzun¬ 
gen wie ich hatten“ (315). Das weist auf 
einen wesentlichen Unterschied zu den 
schreibenden Arbeitern der DDR hin, 
der unterschwellig mehrfach eine Rol¬ 


le spielt, ohne gründlicher ausgeführt 
zu werden: Es ging den Mitgliedern 
im Werkkreis in erster Linie um das 
Schreiben, wobei alle Gattungen und 
Genres angeboten wurden. Veröffentli¬ 
chungen, u. a. die Taschenbuchreihe des 
Werkkreises im S. Fischer-Verlag, sind 
deshalb ein Gegenstand der Protokolle. 
Bei den schreibenden Arbeitern ging 
es in erster Linie um das Heranführen 
an Kunstverständnis und literarische 
Bildung, danach um den Umgang mit 
den operativen Formen (Wandzeitung, 
Betriebspresse usw.) und dann erst um 
Veröffentlichungen, die von den Zir¬ 
keln und Betrieben losgelöst erschie¬ 
nen. Ein anderer Unterschied war - 
das wird aus der Gesamtlektüre des 
Bandes deutlich -, wie wenig öffent¬ 
liche Hilfe der Werkkreis bekam, von 
staatlicher Förderung ganz zu schwei¬ 
gen. Dagegen wurden die schreibenden 
Arbeiter in der DDR vielfach unter¬ 
stützt, von Würdigungen, staatlichen 
Bildungsmöglichkeiten, Auszeichnun¬ 
gen und materiellen Sicherungen ganz 
abgesehen. 

Um den Beitrag „Schriftsteller im 
Kollektiv“ gab es, nachdem Schöfer ihn 
1978 in der Zeitschrift L 76 veröffent¬ 
licht hatte, heftige und unsachliche An¬ 
griffe auf den Schriftsteller, die letztlich 
die Ursache für seine Trennung vom 
Werkkreis waren. Diese Angriffe wur¬ 
den nicht dokumentiert und der „de¬ 
zidierten Konzentration auf Erasmus 
Schöfer“ (19) geopfert. Dadurch kann 
die Sinnlosigkeit und Banalität der An¬ 
griffe nicht nachvollzogen werden, die 
ich in den siebziger Jahren auch erlebte, 
als ich in der Zeitschrift „ich schreibe“ 
1972 zweimal den Werkkreis und ihm 
ähnliche Absichten ausschnittsweise 
vorstellte. Dabei können Einblicke in 


solche Auseinandersetzungen vor ähn¬ 
lichen Fehlern heute warnen, werden 
doch durch solche Attacken die über¬ 
schaubaren Kräfte einer sozialistischen 
Literatur zersplittert. 

Die Bedeutung des Bandes ist nur 
zu ermessen, wenn man sich Schöfers 
literarisches Werk bei der Lektüre vor 
Augen hält, insbesondere die umfang¬ 
reiche Tetralogie „Die Kinder des Sisy- 
fos“ deren literarhistorischer Standort 
trotz zahlreicher Bemühungen immer 
noch zu bestimmen ist (vgl. Marxisti¬ 
sche Blätter 2013, Heft 2) , zwischen dem 
umfangreichen Vorgang der Rezepti¬ 
on antiker Stoffe und der Beschrei¬ 
bung sozial-politischer Mitgestaltung 
der Gesellschaft durch Literatur. Im 
Spannungsfeld von ästhetischem Wol¬ 
len und sozialer Verantwortlichkeit, der 
Schöfer sich stellte, ist auch der vorlie¬ 
gende Band zu sehen. Immer wieder 
meldet sich Schöfers künstlerisches 
Gewissen, das nach dem literarischen 
Werk drängt, aber mit der gleichen 
Nachdrücklichkeit verlangt die politi¬ 
sche Arbeit ihren Platz; Schöfer bewegt 
sich ständig im Entscheidungszwang 
zwischen Prioritäten. Insofern wird die 
Dokumentation auch zu einem persön¬ 
lichen Kommentar Schöfers zu seinem 
literarischen Schaffen, „um zumin¬ 
dest anzudeuten, worin die außerhalb 
des Werkkreis-Kollektivs vorhandene 
Schriftsteller-Existenz besteht“ (317). 

Die Dokumentation ist ein Mo¬ 
saikstein einer Geschichte des Werk¬ 
kreises Literatur der Arbeitswelt; an¬ 
dere sind vorhanden und bedürfen der 
Zuordnung, wie die Untersuchungen 
der Kölner Literaturwissenschaftlerin 
Anne Sokoll zur Rolle der Dortmunder 
Gruppe 61 und den Beziehungen Josef 
Büschers zu den schreibenden Arbei¬ 


tern der DDR seit 1968. (s. Schriften¬ 
reihe Bd. 25, S. 219 ff.). Andere Mosa¬ 
ikstein sind noch zu sichern. 

Die Kommentare zu Begriffen, 
Publikationen und Ereignissen sind 
auf ein Mindestmaß beschränkt und 
lassen dadurch Wünsche offen. Sie 
geraten bis zur Unverständlichkeit, 
wenn auf eine Auseinandersetzung 
um Schöfers Ansichten zwar verwie¬ 
sen (S. 458), im Kommentar jedoch nur 
wiederholt wird, dass Schöfer „massiv 
angegriffen“ worden sei (S. 495). Lü¬ 
ckenhaft bleibt, wenn mitgeteilt wird, 
dass Martin Walser auf der 4. Bundes¬ 
tagung des Werkkreises sprach, aber 
nichts davon, was er zu sagen hatte. 
Das wäre bei einem Schriftsteller von 
der Bedeutung Walsers, aber auch 
von der Vielstimmigkeit seiner geisti¬ 
gen und politischen Entwicklung her, 
wichtig, zumal ihn Schöfer als Zeugen 
für die eigene Bewertung einer „bür¬ 
gerlichen Beschwichtigungs- und Ver¬ 
brämungsliteratur“ (110) nimmt. Man¬ 
cher literaturwissenschaftliche Begriff 
verschwimmt in Mehrdeutigkeiten, so 
schließen sich der alleswissende Erzäh¬ 
ler und der Ich-Erzähler nicht aus, wie 
es in einem Protokoll anklingt (S. 332). 
Erklärungen irritieren: Das „künstle¬ 
rische Volksschaffen“ der DDR wird 
als „sogenanntes“ (S. 493) bezeichnet, 
wodurch das eindeutige künstlerische 
Schaffen zwielichtig erscheint. In ei¬ 
ner Passage Schöfers zur Romanthe¬ 
orie erscheinen Peter Schütt und Uwe 
Timm nebeneinander im Prozess der 
Themenfindung für den proletarischen 
Roman (S. 214). Hier wäre eine An¬ 
merkung, wie unterschiedlich, ja dia¬ 
metral gegensätzlich die Entwicklung 
der beiden Autoren im Umfeld einer 
sozialkritischen Literatur sich vollzog, 


von der sich Schütt sogar radikal dis¬ 
tanziert hat, unbedingt nötig, um die 
Schwierigkeiten einer sozialistischen 
Literatur auch über den Werkkreis hi¬ 
naus anzudeuten. Verwirrt wird der Le¬ 
ser schließlich durch unlogisch erschei¬ 
nende Protokolldaten (S. 318-357: der 
15.10. kommt vor dem 28. 9.1976, der 
21. 1. vor dem 9. 1. 1977) im zentralen 
Teil der Dokumentation. 

Von den Herausgebern wird der 
Werkkreis als „einzigartige Bewe¬ 
gung“ (10) bezeichnet, weil er den Li¬ 
teraturprozess „von der Entstehung 
bis zur Rezeption kollektiv organisiert 
habe. Dem wäre hinzuzufügen, dass 
sich die schreibenden Arbeiter in der 
DDR eine ähnliche Aufgabe gestellt 
hatten und deshalb ein gründlicherer 
Vergleich nützlich wäre als die in dem 
Band gegebenen wenigen Verweise. 
Schöfers Erfahrungen weiterzuführen 
heißt auch, Unterschiede und Gemein¬ 
samkeiten zwischen dem Werkkreis 
und den schreibenden Arbeitern der 
DDR historisch aufzuarbeiten. Schö¬ 
fer kommt an einzelnen Punkten dem 
sehr nahe, so wenn er den Werkkreis 
nicht auf die zentralen Veröffentli¬ 
chungen reduzieren will, sondern die 
zahlreichen Lesungen ins Spiel bringt 
und in ihnen die „Volkshochschule der 
schreibenden Arbeiter“ (396) sieht. Auf 
einer anderen Stufe der Selbsteinschät¬ 
zung stellten die schreibenden Arbeiter 
der DDR die „Literarischen Salons des 
Volkskunstschaffens“ dar. 

Rüdiger Bernhardt 

Volker Zaib/Werner Jung (Hg.): Erasmus 
Schöfer. Schriftsteller im Kollektiv. Tex¬ 
te und Briefe zum Werkkreis Literatur 
der Arbeitswelt. Klartext Verlag, 495 S., 
29,95 Euro 


Wirklichkeit oder Kino? 


Interview mit Regisseur Andreas Dresen über 

Das Wort „authentisch“ mag Regisseur Andreas Dresen nicht: „Authentizität gibt 
es nicht im Film. Wer die Wirklichkeit kennen lernen will, sollte nicht ins Kino, 
sondern auf die Straße gehen oder aus dem Fenster schauenEin kühnes Wort 
für einen, der mit „Als wir träumten“sich erneut um die Berlinale-Bären bewirbt. 
Hans-Günther Dicks sprach mit ihm: 


UZ: Wie kamen Sie auf diesen Stoff, und 
was interessierte Sie daran? 

Andreas Dresen: Ich habe das Buch 
gelesen und mich sofort dafür interes¬ 
siert, weil mich der Tonfall, das Böse, 
das Anarchische daran faszinierte. Das 
sind Sachen, die ich selber nicht so in 
mir trage, sozusagen meine Komple¬ 
mentärfarben. Ich fand auch, dass das 
Buch in seiner chaotischen Struktur die 
Zeit sehr gut spiegelt. Vor allem die¬ 
se Jungs haben mich fasziniert. Aber 
dann waren erst einmal die Rechte 
weg, wir mussten warten, bis sie wieder 
frei wurden und Peter (Rommel, der 
Produzent) und ich loslegen konnten. 
Wir haben dann Wolfgang Kohlhaa- 
se gefragt, weil der uns ideal erschien 
als Partner für so einen 540-Seiten- 
Roman; den kann man nicht so ohne 
weiteres adaptieren. Uns war von An¬ 
fang an klar, wir brauchen eine eigene 
Struktur, weil ein Film ja anders funk¬ 
tioniert als ein Roman. Zum Glück war 
Clemens (Autor Clemens Meyer) auch 
voll damit einverstanden und hat uns 
vertraut. 

UZ: Gab es irgendwelche Konflikte zwi¬ 
schen Autor und Drehbuchautor? 

Andreas Dresen: Nein, denn die beiden 
haben sich auf Anhieb gut verstanden, 
wir haben uns in Leipzig getroffen und 
ein paar Bier getrunken. Wolfgang sag¬ 
te zu Clemens, er solle uns seine Erwar¬ 
tungen mitteilen und seine Befürch¬ 
tungen verschweigen. Clemens hat die 
Stoffentwicklung und die Dreharbeiten 
liebevoll begleitet, aber nicht reinge¬ 
quatscht. Mittlerweile hat er den Film 
auch gesehen, und er mag ihn,was für 
mich eine große Beruhigung war. 



UZ: Es sind aber ein paar Figuren des 
Romans heraus gefallen. 


Andreas Dresen: Nicht nur einzel¬ 
ne Figuren, sogar ganze Kapitel, auch 
wichtige Handlungselemente, denn 
sonst wäre der Film fünf Stunden lang 
geworden. Unter anderem haben wir 
ja das Wendekapitel weggelassen, wo 
die Jungs auf die Demonstration gehen 
und fotografieren. 


UZ: Die Dialoge im Buch wirken so 
stimmig, als wären sie schon von Kohl- 
haase geschrieben. Hat der denn noch 
viel geändert? 


Andreas Dresen: Er hat natürlich auch 
seinen Ton dort reingebracht, er hat 
Szenen geschrieben, die es im Buch 
nicht gibt, und es ist ja auch eine Ton¬ 
lage, die Wolfgang sehr liebt. Er geht 
selber boxen, er hat auch eine Milieu¬ 
affinität, er hat früher auch Filme mit 
ähnlichem Hintergrund geschrieben 
wie „Berlin Ecke Schönhauser“ und 


„Als wir träumten“ 

ist ja selbst auch in einer Umbruchzeit 
sozialisiert, im Nachkriegs-Berlin. 

UZ: Aus der Sicht der Jugendlichen ge¬ 
schildert bekommen die ganzen Um¬ 
brüche fast den Charakter eines weite¬ 
ren Abenteuers und verlieren die histo¬ 
rische Schwere, die sie oft im politischen 
Diskurs haben. 

Andreas Dresen: Ja, das hat mir auch 
gefallen, dass diese Zeit frei von Ideo¬ 
logie und Schulddebatten geschildert 
wird. Die großen Stasi-Debatten haben 
wir mittlerweile gesehen. Mich hat in¬ 
teressiert, dass hier über eine Gene¬ 
ration erzählt wird, über die bisher zu 
wenig gesprochen wurde, die noch zu 
DDR-Zeiten am Geländer der Ideolo¬ 
gie groß geworden ist und dann plötz¬ 
lich alleine da stand, weil Eltern und 
Lehrer nach der Wende plötzlich ande¬ 
re Probleme hatten. Dann marschieren 
diese Jungs los, und sie nehmen sich ihr 
Stück vom Kuchen, und das ist auch ihr 
gutes Recht, das Recht der Jugend auf 
Revolte. Ohne das geht es ja nicht wei¬ 
ter auf der Welt, man muss provozieren. 
Ich wünsche mir manchmal noch mehr 
Provokation. 

UZ: Im Titel ist von Träumen die Rede, 
aber das Geschehen ist sehr nahe an der 
Realität. 

Andreas Dresen: Ja, das ist im Titel ja 
ein Präteritum. Die Welt der Träume ist 
am Ende des Films auch vorbei, deswe¬ 
gen steht der Titel bei uns auch erst am 
Schluss. Das schien mir plausibel, denn 
der Titel meint das, was wir vorher ge¬ 
sehen haben. Wovon träumen denn die¬ 
se Jungs? Sie träumen von ihrem eige¬ 
nen Technoladen, ihrer eigenen Disco 
und von den Mädchen, die dahin kom¬ 
men. Diese Träume kommen ja auch 
vor, in Momenten, wo sie ganz eupho¬ 
risch sind.Aber dann kommt die Welt 
der Erwachsenen rein, und das ist auch 
eine Welt des Marktes und Geschäfte- 
machens, wie‘s der Film auch zeigt. 


UZ: Das ist ja eine eindeutig Leipziger 
Geschichte, und Leipzig gilt ja als die 
Wiege der friedlichen Revolution. Wäre 
die auch so denkbar z. B. in Schwerin, 
wo Sie selber groß wurden? 

Andreas Dresen: In Schwerin wäre 
das wirklich sehr anders, denn das ist 
ja eine ruhige, kleine, schöne Beam¬ 
tenstadt, eigentlich Provinz. Ich bin 
ja auch ein Provinzonkel. Diese Ge¬ 
schichte braucht schon ein abgründi¬ 
geres, großstädtisches Umfeld, sie ge¬ 
hört nach Leipzig. Sonst wäre sie nicht 
authentisch - obwohl ich den Begriff 
nicht mag. Authentizität gibt’s nicht im 
Kino. Was ist authentisch? Ist das die 
Wirklichkeit? Die findet man im Kino 
nicht. Wenn man die sehen will, soll¬ 
te man auf die Straße gehen oder aus 
dem Fenster gucken. Kino ist ein Ort, 
wo Geschichten erzählt werden, wo 
Realität in komprimierter Form statt¬ 
findet, weil ich ja immer was weglas¬ 
se, was der Zuschauer nicht sieht. Also 
man findet im Kino nicht die Wirklich¬ 
keit, aber mit etwas Glück eine Form 
von Wahrheit. 

UZ: Die typischen Bilder von den 
Montagsdemos habe ich bei Ihnen nur 
einmal gesehen, vor Jahren in „ Stilles 
Land“. Jetzt umgehen Sie sie eher. Ha¬ 
ben Sie eine gewisse Angst davor? 

Andreas Dresen: Ich benutze eher die 
Fragmente dieser Zeit, um die Bilder 
von „Wir sind das Volk“ in den Köpfen 
entstehen zu lassen. Ich fand es viel 
charmanter, diese Umbruchzeit indi¬ 
rekt zu erzählen über das Auftauchen 
einer Mikrowelle oder von Pornohef¬ 
ten, statt mit schlechten Bildern eine 
Montagsdemo nachzustellen, bei der 
jeder peinlich berührt ist, weil er ja die 
richtigen Bilder kennt. Man muss sich 
immer an den Dokumenten messen 
lassen, die alle kennen. Darum bin ich 
froh, wenn ich dem ausweichen kann. 

UZ: Gedreht haben Sie aber in Leipzig? 


Andreas Dresen: Überwiegend in 
Leipzig, auch in Halle und Dresden, 
aber das meiste in Leipzig. 

UZ: Wenn Sie an Ihre eigene Jugend¬ 
zeit denken, welche der Figuren im Film 
wäre Ihnen da am nächsten? 

Andreas Dresen: Das wäre wohl am 
ehesten der kleine Paul, denn ich war 
auch dauernd in die falschen Frauen 
verliebt und war dann todunglück¬ 
lich. Das war eine prägende Erfahrung 
meiner Pubertät. Das begreift man ei¬ 
gentlich später erst als Erwachsener, 
wie das funktioniert. Den Rico mag 
ich auch gerne, aber ich bin nicht so 
ein Sportsmann, der sich über so etwas 
definiert. Aber ich finde ihn trotzdem 
eine tolle Figur. 
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8. Mai - Tag der Befreiung 

In Fulda organisiert ein breites Bündnis Höhepunkte 


Kaum retten können sich die Organi¬ 
satoren vom Fuldaer Bündnis: „Nie 
wieder Krieg - nie wieder Faschismus“ 
vor Kartenwünschen für das Konzert 
von Esther Bejarano, eine der letzten 
Überlebenden des Mädchenorchester 
Auschwitz. Gemeinsam mit der Micro- 
phone Mafia wird Esther Bejarano am 
17 April 2015 in der Orangerie in Fulda 
auftreten. „Wir wollten das Restkontin¬ 
gent an der Abendkasse verkaufen“, so 
die Stimmen der Organisatoren. 

Aufgrund der großen Nachfrage 
wird für das Restkontingent von 180 
Karten eine Vorverkaufsstelle einge¬ 
richtet. Ab sofort können Karten in der 
Löherstraße 17, 36 037 Fulda im Versi¬ 
cherungsbüro Mager erworben werden. 
Ebenfalls zu erwerben sind Karten für 
das Konzert mit Kai Degenhardt und 
Rolf Becker „Wölfe mitten im Mai“, mit 
Liedern und Texten von Franz Josef De¬ 
genhardt am 1. Mai sowie Karten für die 
Busfahrt nach Buchenwald zum 70. Jah¬ 
restag der Selbstbefreiung am 12. April. 

Durch die Zusammenarbeit mit 
dem Kulturamt der Stadt Fulda sowie 


mit der Industriegewerkschaft Bau¬ 
en Agrar Umwelt sind die Karten für 
das Konzert mit Esther Bejarano zum 
Preis von acht Euro für Erwachsene 
und fünf Euro für Schüler und Stu¬ 
denten erhältlich. Die Karten für das 
Konzert mit Kai Degenhardt und Rolf 
Becker sind zum Preis von 15 Euro zu 
erwerben. Der Fahrpreis für die Fahrt 
zur internationalen Gedenkveranstal¬ 
tung nach Buchenwald beträgt eben¬ 
falls 15 Euro. Dank Unterstützern wie 
dem Hotel Maritim wird das Bündnis 
den Erlös aller Veranstaltungen Schu¬ 
len und Jugendorganisationen aus Ful¬ 
da für Projektarbeiten zur Verfügung 
stellen. „Wir freuen uns, dass wir eine 
Zeitzeugin wie Esther Bejarano in Ful¬ 
da zu Gast haben“, so die Organisato¬ 
ren. Ein großer Dank geht von den 
Organisatoren an Oberbürgermeister 
Möller und das Kulturamt der Stadt 
Fulda, „ohne die Stadt Fulda hätten 
wir das ganze gar nicht stemmen kön¬ 
nen“. 

Andreas Goerke, Bündnis „Nie wieder Krieg - 
Nie wieder Faschismus“ Fulda 



FO Jahre Sjreiahr 
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Nie wieder Krieg! 
Nie wieder 
Faschismus! 
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Ein großer Dichter 

DKP queer fordert Ronald-M.-Schernikau-Straße 


Von den 31 Jahren seines Lebens hat 
Ronald Schernikau zehn Jahre mehr¬ 
heitlich in der DDR verbracht und sie¬ 
ben davon als ihr Bürger gelebt: Die 
ersten sechs in Magdeburg, 1986 erfolgt 
die „Heimkehr“, am 1. September 1989 
erhält er die DDR-Staatsbürgerschaft. 
Die DDR lebt danach noch ein Jahr, 
Schernikau wiederum überlebt die 
DDR nicht lange. Er starb, 31-jährig, 
im Oktober 1991 an AIDS. 

1960 geboren, begehen Mutter und 
Sohn 1966 Republikflucht, nicht um in 
den Westen zu flüchten, sondern um 
dem Vater nachzufolgen. Als Scherni¬ 
kau den Kofferraum des Fluchtautos 
verlässt, ist dieser inzwischen längst 
verheiratet und hat Familie. Zurück 
konnten die beiden auch nicht mehr, 
so wächst Schernikau in Lehrte nahe 
Hannover heran. Er wird früh Mitglied 
der SDAJ (Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend), mit 16 Mitglied der 
DKP. Als er zwanzigjährig zum „schrei¬ 
ben schwulsein kommunistsein“ nach 
Westberlin zieht, hat er bereits eine 
Veröffentlichung in der Tasche: Weni¬ 
ge Wochen vor seinem Abitur war im 
Rotbuchverlag „Kleinstadtnovelle“ er¬ 


schienen, an der Schernikau mit 17 zu 
schreiben begann. In Berlin studiert 
Schernikau an der FU Germanistik, 
Philosophie und Psychologie und lässt 
sich in die SEW (Sozialistische Ein¬ 
heitspartei Westberlins) überschreiben. 
Er arbeitet für die Parteizeitung „DIE 
WAHRHEIT“ und für das Schwulen- 
blatt „Siegessäule“. 1986 wird Scherni¬ 
kau - „nicht ohne Mühe“ (Hacks) - am 
renommierten Literaturinstitut Johan¬ 
nes R. Becher in Leipzig als erster und 
einziger Westdeutscher/Westberliner 
mit Dauervisum zum Studium zuge¬ 
lassen. Schernikau sucht Kontakt zum 
Dichter Peter Hacks, der dem Dichter¬ 
lehrling Schernikau auf dessen Frage 
schreibt, ob er, wie 1955 der Befragte, 
in die DDR emigrieren sollte: „Falls Sie 
Vorhaben, ein großer Dichter zu wer¬ 
den, müssen Sie in die DDR; sie allein 
stellt Ihnen - auf ihre entsetzliche Wei¬ 
se - die Fragen des Jahrhunderts.“ 

Aus Schernikau wurde ein großer 
Dichter! DKP queer fordert nun, sei¬ 
nen Namen und sein Werk zu ehren. 
Die Benennung einer Straße, eines 
Platzes, eines Parks in Berlin-Hellers¬ 
dorf wäre ein Anfang! Fiete Jansen 


„Kampf ist der einzige Weg!“ 

Internationale Demonstration in Groningen/Niederlande 



Foto: NCPN 
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Im Rahmen dertraditionellen Vier-Parteien-Konferenz,die in 
diesem Jahr in Groningen stattfinden wird, wird es am Sams¬ 
tag, dem 28. Februar eine Demonstration unter der Losung 
„Stoppt die Angriffe auf die Arbeiterklasse - Kampf ist der 
einzige Weg“ geben. Zu dieser Demonstration ruft neben der 
Neuen Kommunistischen Partei der Niederlande, der belgi¬ 


schen Partei der Arbeit und der Kommunistischen Partei Lu¬ 
xemburgs auch die DKP auf.Treffpunkt ist um 12.00 Uhr der 
Ossenmarkt in der nördlichen Innenstadt. Nach der Demons¬ 
tration gibt es einen von der NCPN (Neue Kommunistische 
Partei der Niederlande) organisierten antifaschistisch-histo¬ 
rischen Stadtrundgang, bis etwa 15.00 Uhr. 


„Bombenstimmung“ zum 8. März 

Anti-Kriegs-Revue des DKP-Frauenarbeitskreises Essen 


Mehr als 100 Jahre nach dem ersten 
Internationalen Frauentag erschüttern 
Kriege und kriegerische Auseinander¬ 
setzungen die Welt, bringen maßloses 
Leid über die Menschen, ganz beson¬ 
ders über die Frauen. 

Frauen müssen nicht nur den Ver¬ 
lust ihrer Kinder und Männer bekla¬ 
gen, sie selber sind Opfer von Ver¬ 
sklavungen, Vergewaltigungen und 
Demütigungen. Misshandlung und 
Missbrauch von Frauen wird gezielt 
als Waffe eingesetzt, um den „Gegner“ 
zu erniedrigen. Diese Frauen brauchen 
unsere Solidarität! 


Doch Frauen sind nicht nur Opfer, 
Frauen sind auch Täter. Frauen, die die 
aggressive Politik der NATO vertreten, 
unterstützen und umsetzen. Frauen, die 
im Dienst des Kapitals über Leichen 
gehen. Frauen wie Angela Merkel und 
Ursula von der Leyen. 

Wohlgefällig unterstützt vom ach 
so freiheits-und friedensliebenden Jo¬ 
achim Gauck. 

Der DKP-Frauenarbeitskreis Essen 
bringt zum diesjährigen Internationa¬ 
len Frauentag eine Anti-Kriegs-Revue 
auf die Bühne, die nicht ernst ist, aber 
ernst zu nehmen, und bei der einem das 


Lachen im Halse stecken bleibt. Entlar¬ 
vende Blicke auf Merkel & Co. machen 
deutlich, wer vom Krieg profitiert und 
wer die Leidtragenden sind. 

Veranstaltung der DKP in Essen: Sonn¬ 
tag, 8. März, 12.00 Uhr, Zeche Carl, Wil- 
helm-Nieswandt-Allee 100. Eintritt 5,00 
Euro, erm. 3,00 Euro. 

Veranstaltung der DKP Berlin: Sams¬ 
tag,14.März,15.00 Uhr, Habbema Büh¬ 
ne der Peter-Hacks-Gesellschaft, Ber¬ 
lin, Mülhauser Straße 6 - Hofgebäude/ 
Ecke Prenzlauer Allee. 


Steinerne Zeugen des Kapp-Putsches 

Im Ruhr Echo Verlag erschien eine umfangreiche Dokumentation 


Das Buch beleuchtet die spontanen 
Reaktionen zur Abwehr des Kapp- 
Lüttwitz-Putsches und der Fortführung 
des Kampfes, der zur Märzrevolution 
1920 wurde, aus der lokalen und regio¬ 
nalen Erforschung für das Rheinisch- 
Westfälische Industriegebiet, dem heu¬ 
tigen Land Nordrhein-Westfalen. 
Behandelt werden die Mechanismen, 
die Organisations- und Sozialstruk¬ 
turen des Kampfes im Jahr 1920. Der 
Frage, wie das unermüdliche Interes¬ 
se an Versammlungen, Demonstrati- 


Kapp-Putsch und 
Märcrevolution 1920 (II) 





GfStlw# und Denkmätef zwischen Hhein 
und Weser erzählen Geschichte ± 


onen und politischem Interesse ent¬ 
stand, wird ebenso nachgegangen wie 
der Frage, warum diese Generation im 
Jahr 1920 das System der Ausbeutung 
und Unterdrückung nicht mehr ertra¬ 
gen wollte, welches ihre Eltern und 
Großeltern ihr Leben lang erduldeten. 
Die Ereignisse des Jahres 1920 blieben 
in Erinnerung vieler Menschen. Die 
Toten ehrte man mit Denkmälern, mit 
den Hinterbliebenen wurde Solidarität 
geübt. Romane und Theaterstücke ver¬ 


arbeiteten die Geschehnisse und jähr¬ 
lich fanden „Märzfeiern“ der Arbeiter¬ 
bewegung statt. Unterbrochen von der 
Zeit der Herrschaft des Naziregimes 
von 1933 bis 1945 gibt es bis heute Zei¬ 
chen der Erinnerung an die damaligen 
Ereignisse. Dem Teil der Totenehrung, 
der Schaffung und des Umgangs mit 
den Denkmälern der Märzgefallenen, 
widmet sich ein großer Teil des Buches. 
Hier wird in zusammengefasster Form 
umfangreich eine Vielfalt von lokalen 
Quellen erschlossen, die der Autor in 
jahrelanger Recherche seit etwa 1990 
zusammengetragen hat. 

Verlag und Autor wollen mit dem 
Buch dazu beitragen, diesen Teil der 
Geschichte vor Ort neu zu entdecken 
und zu bewerten. Gewürdigt werden 
soll der Einsatz der vielen Menschen, 
vor allem aus der Arbeiterbewegung, 
für ihren Einsatz zur Verteidigung der 
Republik und für sozialen Fortschritt. 
Ihr Beispiel ist für unsere heutige Ge¬ 
neration Auftrag und Verpflichtung zu¬ 
gleich für Frieden, demokratischen und 
sozialen Fortschritt einzutreten. 

Das Buch ist auch ein aktuell politi¬ 
sches Buch. Auch über 90 Jahre nach 
diesen Kämpfen und Ereignissen fehlt 
eine Ehrung und Würdigung dieser 
Kämpfer für Demokratie, Republik, so¬ 
zialen Fortschritt und Sozialismus auf 
Landesebene. Dies zu erreichen, sollte 
Aufgabe derjenigen sein, die die Erin¬ 
nerung an die Märzkämpfer wach hal¬ 
ten wollen. Die Erkenntnis, wie damals 
ein Generalstreik die Diktatur verhin¬ 
dert hat, ist aktuell bis in die heutige 
Zeit. 

Günter Gleising, Mitarbeit Anke Pfromm 
Kapp-Putsch und Märzrevolution 1920 (II) 
Ereignisse und steinerne Zeugen 
Gräber und Denkmäler zwischen Rhein und 


Weser erzählen Geschichte 
536 Seiten, zahlreiche Dokumente und Fotos 
ISBN: 978-3-931 999-16-2; 24,00 Euro 
Infos: www.ruhrecho.de 


Kundgebungen und 
Aktionen zu Ehren 
der „Märzgefallenen“ 


Auch in diesem Jahr finden Gedenk¬ 
veranstaltungen und Kranznieder¬ 
legungen an den Gräbern der im 
Kampf gegen den militaristischen 
Kapp-Putsch und der Märzrevoluti¬ 
on 1920 Gefallenen statt. 

Herne 

Samstag, 14. März 
Gedenkveranstaltung auf dem Wie- 
scher-Friedhof. Treffpunkt ist 10.30 
Uhr am Haupteingang. 

Bochum 

Sonntag, 29. März 
Kranzniederlegung der VVN/BdA am 
Denkmal der Kämpfer gegen Reakti¬ 
on und Faschismus in Bochum-Wer¬ 
ne. Treffunkt: Werner Marktplatz, 
11.00 Uhr. Gedenkrede am Denk¬ 
mal der Märzgefallenen: Katharina 
Schwabedissen, Sprecherin der LISA 
(Linke sozialistische Arbeitsgemein¬ 
schaft Frauen) in NRW. 

Recklinghausen 

Freitag, 3. April 

Radtour der VVN-BdA auf den Spu¬ 
ren der Kämpfer der Roten Ruhrar¬ 
mee von Recklinghausen-Speckhorn 
zum Spartakisten-Denkmal in Reck¬ 
linghausen-Süd. Treffpunkt wird 
noch bekanntgegeben. 
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Aktion 


Freitag, 13. Februar 2015 


Kein Frieden mit der NATO 

Gegen die Kriegstreiber auf der Straße. Impressionen von den Protesten gegen die SIKO 
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Foto: S. Schmid 



Aus dem Redebeitrag von Walter Listl für das Aktionsbündnis, 7. Februar, AAarienplatz 

In München trifft sich an diesem Wochenende wieder das Terrornetzwerk NATO unter dem Vorwand, eine Sicherheits¬ 
konferenz durchzuführen. 

Der offizielle Titel - Sicherheitskonferenz - ist eine Einwortlüge denn - auf der sogenannten Sicherheitskonferenz geht es 
weder um Sicherheit noch um Frieden. Die SIKO ist eine Versammlung der wirtschaftlichen, politischen und militärischen 
Machteliten aus den NATO- und EU-Staaten. Ihnen geht es um die Aufrechterhaltung ihrer globalen Vorherrschaft. Und 
diese Konferenz ist vor allem ein Propaganda-Forum zur Rechtfertigung der NATO, zur Rechtfertigung ihrer Milliarden- 
Rüstungsausgaben und ihrer weltweiten Kriegseinsätze. 

Die SIKO ist ein Jahrmarkt der Heuchler, der Doppelmoral und der Lügen, eine Versammlung von Kriegsstrategen und 
Waffendealern - an ihren Händen klebt Blut.... 
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Foto: Reiner Engels/r-mediabase.eu 


Keine 

Kampfdrohnen 


verbieten 



... Nicht nur Kriegstreiber, selbst notorische Kriegsverbrecher gehören seit Jah¬ 
ren zu den geladenen Gästen im Luxushotel Bayerischer Hof. 

Und ihr Krieg hat viele Gesichter und Facetten. 

Sie sind verantwortlich für Interventions- und Aggressionskriege wie gegen 
Jugoslawien, Afghanistan, Libyen oder Irak. 

Ihr Waffenexport befeuert kriegerische Konflikte rund um den Erdball. 

Mit ihrem international vernetzten Foltersystem führen sie Krieg gegen die 
Menschlichkeit und Menschenwürde. 

Handelsabkommen wieTTIP oder Sanktionen wiegegen Russland oderden Iran 
sind Teil ihres Krieges, der die Wirtschaft der betroffenen Länder ruiniert und 
die Menschen in Armut und Not treibt. 

Ihr Drohnenkrieg ist nichts anderes als Lynchjustiz und hat Tausenden Unschul¬ 
digen das Leben gekostet, ihre Flüchtlingspolitik hat das Mittelmeer zum Mas¬ 
sengrab gemacht. 

Wir sagen: Eure Kriege sind ein Verbrechen, egal unter welchem Vorwand sie 
geführt, egal mit welcher Lüge sie begründet und egal mit welchen Waffen sie 
geführt werden. Und - Eure Kriege sind Terror und bringen immer neuen Terror 
hervor... (siehe auch Seite 4) 
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Wir trauern um unsere Genossin 

Margret Piosek 

Im Alter von 88 Jahren verstarb unsere liebe Margret am 28. 
Januar 2015 im Altenpflegeheim Friedehorst. Unserer DKP ge¬ 
hörte sie 44 Jahre als aktives Mitglied an. Margret organisierte 
viele Jahre die Kassierung in Bremen-Nord, fehlte bei keiner MV 
und besonders engagiert mit ihr war unser öffentlicher UZ- Ver¬ 
kauf freitags in der Mühlenstraße vor dem Kaufhaus Comet. 
Natürlich liegt das schon lange zurück, unvergessen blieben für 
Margret die ständigen Spendensammlungen für die streikenden 
Bergarbeiter unter Arthur Scargill in England und die Sammlun¬ 
gen für die Kinderhilfe Chile, die Solidarität mit dem vietname¬ 
sischen Volk. 

Unsere liebe Genossin war aktiv in der Initiative Nordbremer 
Bürger gegen den Krieg und im Verein Gustav Heinemann Bür¬ 
gerhaus. Bei den Jahresabschlussfeiern war es ihr ein Herzens¬ 
anliegen, die Tische immer festlich zu decken. Seit 2012 konn¬ 
te Margret aufgrund ihrer schweren Osteoporose an unseren 
Mitgliederversammlungen und den wöchentlichen Friedens¬ 
kundgebungen nicht mehr teilnehmen. In der Senioreneinrich¬ 
tung wurde Margret von unseren Genossinnen und Genossen 
regelmäßig besucht; immer führten wir anregende politische 
Gespräche, die wir sehr vermissen werden. Jetzt geht schon 
wieder eine Zeitzeugin von uns, die viel erzählen konnte von der 
westdeutschen Frauenfriedensbewegung. 

Wir werden oft an unsere Margret denken. 

DKP Bremen-Nord 
DKP Bremen 


Vor einhundert Jahren, im Jahre 1915, wurde mein Großvater 

Otto Seidler 

im imperialistischen Krieg getötet. Er war Hals-Nasen-Ohren- 
Arzt, kaisertreu und hatte Schmisse im Gesicht. Er war ein her¬ 
zensguter Mann. 

Die Blutspur des deutschen Militarismus und der Rüstungs¬ 
industrie dauert an. 

Bürger, bereitet diesem Verbrechen endlich ein Ende. 

Hans-Joachim Eichler 
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Dr. Klaus Emmerich 

„Die Staatsgrenze zwischen beiden deutschen Staaten. 
Eine Studie" 

ISBN 978 - 3 - 7322 - 2687-0 

„Die Grenzkommission beider deutscher Staaten. 
Aufgaben, Tätigkeit und Dokumente" 

ISBN 978 - 3 - 7357 - 1232-5 

„Die Grenze um Westberlin 1945-1990. 

Eine staatsrechtliche Studie" 

ISBN 978 - 3 - 7322 - 0770-1 

Alle drei Titel sind keine juristische Fachliteratur und 
im Jahre 2013 bzw. 2014 bei Books on Demand Nor¬ 
derstedt, zum Preis von 9,00 € bzw. 12,00 €, erschienen. 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

die beiden UZ-Extras 8.Mai und internationaler Frauentag 
- 8. März, sind nun gedruckt. 

Da wir nun den Versand der beiden Extra Zusammenlegen 
können sparen wir Kosten und deshalb können folgende 
Angebote gemacht werden: 

Wir senken den Preis pro 100 UZ-Extra auf 9,- €. 

Zudem können wir als Sonderaktion die Jugend-UZ-Extra 
für 5,- € pro 100 Stück und 

die jeweils aktuelle UZ-Ausgabe für 0,20 € pro Exemplar mit 
dazu packen. 

Beispiel: 

140 UZ-Extra 8. März 12,60 € 

+ 250 UZ-Extra 8. Mai 22,50 € 

+ 100 UZ-Extra Jugend 5,00 € 

+ 10 aktuelle UZ 2,00 € = 42,10 € 

Mit vielen roten Grüßen, Gustl 
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HAMBURG-HARBURG 
KARL KRAUS - Die letzten Tage der Menschheit 

Szenische Lesung 
ERICH SCHAFFNER spielt Karl Kraus 
Freitag, 20 . Februar um 20 Uhr / KulturWerkstatt Harburg 
Kanalplatz 6 / am Binnenhafen (Eintritt 10 ,- / 7 ,- €) 

Mit dabei: Lesegruppe „Ästhetik des Widerstands" 

\___ 
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Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

V_ _/ 


Familie (5 P.) sucht in 
Oldenburg (NI) ein Haus 
oder einen Bauplatz. 
Tel./SMS: 015733085910 . 


Toskana, nah am .Meer 

i*ph ftJstatiü-bijhaT.dr i’rW. S147A 

Oku hol' im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große hie Ile Zimmer, 
viele gute Fl Lieh er, 

Ha_is oder Häcschen; 

Kindern rodios. 




Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
\_ 
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Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


PT4 Shop 


8. MAI-TAG DIR BEFREIUNG 
70 JAHRE-CRACMB0! 



Kapuzenpullover 

T-Shirt 

Girlie Shirt 

Kaffeebecher 

Button 


(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 24,- € 
(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 14,- € 
(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 14,- € 
(Aufdruck auf rotem Becher) 7,- € 
(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 2,- € 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnung Straße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 2 ,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 



Auch als T-Shirt 
oder Girlie-Shirt 
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Er gehört zu den Unersetzlichen! 

Stefan Nöllecke 
50 Jahre 

Es gratuliert die DKP Dortmund 
und die Gruppe Nord 




Jch habe ein Dach über dem Kopf, 
ein Bett im eigenen Haus 
und kann mich satt essen." 

Herzlichen Dank für die 200 lieben Grüße, 

Glückwünsche und Grußworte zu meinem 90. 

Geburtstag, für die Blumen und Geschenke, 
für die Spenden an den gemeinnützigen Ver¬ 
ein SOLIDARITÄT INTERNATIONAL e.V. (SODI) 
mit einem fantastischen Betrag von 1470 Euro. 

Euer 90-jähriger »Optimist" und »kommunistisches Urgestein". 

Helmut Büdinger 

v_ J 




Festival der lugend 

Soll- 


2015 


Buttons 


Unterstützt das „Festival der 
Jugend" der SDAJ mit dem 
Kauf eines Solidaritäts-Buttons. 


1 Button 5,- Euro 


10 Buttons 40,-Euro 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de (Pro Bestellung 1,50 Euro Porto) 


Theoretische Konferenz 

Zur Unterstützung der Parteidebatte zum Leitantrag für den 
21. Parteitag der DKP 

Samstag, 21. Februar 2015,11.00 bis 17.00 Uhr, 
Stadtteilzentrum KroKuS, Thie 6, 30539 Hannover 

Die Diskussion zu folgenden Komplexen wird jeweils durch zwei 
Referate in der Länge von 20 Minuten eingeführt: 

Imperialismus heute. Neue Momente in der Entwicklung der 
Systemkrise 

• Hans-Peter Brenner, stellvertretender Vorsitzender der DKP 

• Klaus Stein, Bezirksvorsitzender der DKP Rheinland-Westfalen 

Entwicklung der Produktivkräfte und Arbeiterklasse heute 

• Nina Hager, stellvertretende Vorsitzende der DKP 

• Uwe Fritsch, DKP Braunschweig 

Die kommunistische Partei heute - Zwischen revolutionärer 
Flaute, spontanen „neuen Massenbewegungen", neuen Chan¬ 
cen und politischer Irrelevanz 

• Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

• Thomas Hagenhofer, Bezirksvorsitzender der DKP Saarland 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 
Teilnehmerbeitrag: 10 Euro / ermäßigt 5 Euro 

(Eine weitere Konferenz zum Leitantrag wird vor der Sommer¬ 
pause stattfinden) 



Bernd Köhler 
bei JumpUp 

KEIME WAHL (BUCH UMD CD) 

Lieder, Balladen und Gesänge aus Streik- 
und Arbeitskämpfen 1971 - 2013 

Das Prinzip ist so alt wie die Menschheitsge¬ 
schichte. Veränderungen von unten müssen den 
Mächtigen abgerungen werden, meist gegen 
deren erbitterten Widerstand. Bernd Köhlers 
Lieder entstanden aus der Erfahrung vor Ort, 
berichten von den Auseinandersetzungen, von 
Haltungen, Zielen, Erfolgen und Niederlagen. 

So ist KEINE WAHL nicht nur ein mitreißendes 
musikalisches Album geworden, sondern auch 
eine beeindruckende historische Dokumentation. 


CD 15 Euro / Buch 12 Euro + Versand 
CD und Buch 25 Euro + Versand 


Bestellungen über JumpUp 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen 
E-Mail: info@jumpup.de 


Tel. 0421-498 8535 
www.jump-up.de *1?? 
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ver.di zu keinen weiteren 
Absenkungen bereit 

Betr.: „Lohndrücker Post“, 

Herbert Schedlbauer thematisiert in 
seinem Artikel die Auslagerung von 
zig-Tausenden Teilzeitbeschäftigten der 
Post in eine neue DHL Delivery GmbH 
bei gleichzeitiger Absenkung ihrer Be¬ 
züge. Nach einigen durchaus richtigen 
Feststellungen glaubt er die zuständi¬ 
ge Gewerkschaft belehren zu müssen: 
„Zugeständnisse von ver.di beim Ab¬ 
schluss von bestehenden Haustarif¬ 
verträgen - ohne mögliche Mobilisie¬ 
rungen - werden die Konzernspitze zu 
immer weiteren Angriffen auf die Ge¬ 
werkschaften und Belegschaften verlo¬ 
cken.“ 

Er übersieht dabei, dass genau die 
Verweigerung solcher Zugeständnis¬ 
se durch ver.di die Postkonzernspit¬ 
ze bewogen hat, die Flucht aus dem 
Haustarifvertrag und aus dem Ein¬ 
fluss der ver.di Betriebsräte in eine 
neu gegründete GmbH flächende¬ 
ckend, heimlich und generalstabs¬ 
mäßig durchzuziehen. Warum wohl? 
Weil die Betroffenen und ihre Ge¬ 
werkschaft handzahm sind? Oder hat 
die Konzernspitze nicht den Eindruck 
gewinnen müssen, dass dem nicht so 
ist? „Dazu gehöre auch ein Erzwin¬ 
gungsstreik“, wird eine Kollegin zitiert. 
Das mag ja richtig sein, aber zu einem 
Erzwingungsstreik gehören unter den 
gegenwärtigen rechtlichen Bedingun¬ 
gen einige Voraussetzungen. Das min¬ 
deste sind tariffähige Ziele, darüber 
wird bei ver.di intensiv beraten. Und 
sollten die definiert sein, dann benöti¬ 
gen die Postlerlnnen und ihre Gewerk¬ 
schaft wirkungsvolle Unterstützung, 
auch von der UZ, statt noch so gut ge¬ 
meinter Ratschläge. Wäre es darüber 
hinaus nicht lohnenswert für Marxis¬ 
tinnen, mal zu untersuchen, was sich 
verändert hat in den Eigentümerstruk¬ 
turen der DAX-30-Konzerne? Welche 
Veränderungen der Verwertungsbe¬ 
dingungen des Kapitals haben stattge¬ 
funden? Sind sie die Ursache - nicht 
nur bei der Deutschen Post - für den 
Übergang zum Generalangriff auf die 
Kernbelegschaften? Ist da nicht mehr 
nötig, als das Ende der „Sozialpartner¬ 
schaft“ zu bedauern, geht es nicht eher 
um eine neue Qualität in der Auseinan¬ 
dersetzung zwischen den Gewerkschaf¬ 
ten und den Konzernen? Diese Verän¬ 
derungen könnten viel zu tun haben 
mit dem Einfluss des globalen Finanz¬ 
kapitals. Jedenfalls geben mir Meldun¬ 
gen wie die folgende, die übrigens zeit¬ 
gleich mit der Ausgliederungsnachricht 
durch die Wirtschaftsseiten ging, schon 
zu denken: Die Welt-größte Invest¬ 
mentfirma Black Rock hat ihren Ein¬ 
fluss bei der Deutschen Post weiter aus¬ 
gebaut. (...) 

Fakt ist: Der Vorstandsvorsitzende 
der Deutschen Post Appel hat Black 
Rock und den übrigen Anlegern ver¬ 


sprochen, den Gewinn jährlich um 8 % 
zu steigern bis 2020. Der Aktienkurs 
hat sich innerhalb eines Jahres ver¬ 
doppelt, und 2014 wurden 960 Millio¬ 
nen Euro als Dividenden ausgeschüttet. 
Den Preis zahlen die Beschäftigten und 
die Kunden. Darüber breit zu informie¬ 
ren, Solidarität in der Bevölkerung för¬ 
dern, Mut zum Kämpfen mit ihrer Ge¬ 
werkschaft machen - das brauchen die 
Kolleginnen und Kollegen bei der Post 
dringender als noch so gut gemeinte 
Belehrungen. 

Werner Siebter, Freiburg 

Nicht als elenden 
Kompromiss abtun 

Betr.: Leserbriefe und 
Griechenlandberichterstattung 

Weder in Deutschland noch in Grie¬ 
chenland oder sonst wo in Westeuropa 
gibt es zurzeit eine Mehrheit für eine 
revolutionäre Veränderung der Ge¬ 
sellschaft. Ja, man muss als Kommu¬ 
nist darauf hin arbeiten, und die Wen¬ 
de zum demokratischen und sozialen 
Fortschritt ist eine Stufe und ein Schritt 
auf diesem Wege, wie es im DKP-Pro- 
gramm steht - und ist nicht als elender 
Kompromiss abzutun. Erstens verän¬ 
dern sich dadurch die Kräfteverhältnis¬ 
se, zweitens bildet sich im Kampf um 
Tagesförderungen bereits das (wenn 
auch nur anfängliche, aber für weiter¬ 
gehende Entwicklungen absolut uner¬ 
lässliche) Bewusstsein: man muss selbst 
in Bewegung kommen, man kann was 
verändern, „uns aus dem Elend zu erlö¬ 
sen, können wir nur selber tun“. Dies ist 
ein Grund für mich, den Wahlsieg von 
Syriza zu begrüßen. Der andere - un¬ 
mittelbare - Grund ist: Soll man, wenn 
eine revolutionäre Umwälzung nicht 
sofort möglich ist, tatenlos Zusehen, wie 
die werktätigen Massen immer weiter 
verelenden, rabiater Sozialkahlschlag 
betrieben wird? Was für Antworten hat 
die jetzige DKP-Führung auf diese Fra- 
ge (...)? 

Julia Monossowa, Alsenz 

Solidarität ist doch jetzt das 
Wichtigste! 

Betr.: Leserbriefe und 
Griechenlandberichterstattung 

Diejenigen, die Griechenland in den 
wirtschaftlichen Niedergang und in ein 
soziales Desaster befördert haben, ha¬ 
ben eine empfindliche Niederlage erlit¬ 
ten. Diese Niederlage ist das Ergebnis 
eines vielseitigen und beeindruckenden 
Veränderungsprozesses. 

Dieser verläuft nicht geradlinig, 
sondern widersprüchlich. Bewusst¬ 
seinsentwicklung ist bekanntlich ein 
umfassender, dialektischer Prozess, 
ist Voraussetzung für entsprechendes 
Handeln. Solche Prozesse werden nicht 
an Schreibtischen oder auf Zuschauer¬ 
tribünen vorangetrieben, sondern im 
Leben, in den Kämpfen. Dies hängt in 
erster Linie von den Akteuren vor Ort 


ab und nicht von Zeigefingern. 

Gefreut hat mich das Wahlergebnis 
der KKE, weil doch die Gefahr bestand 
in dieser Polarisierungssituation „unter 
die Räder zu kommen“. Für ihr Konzept 
zur Veränderung der Lage bekam sie 
aber nicht noch mehr Unterstützung. 
Die Griechen wollen jetzt (!) ein bes¬ 
seres Leben und nicht weiter unter der 
Knute durch die EU leben. 

Wenn es gelingen würde, dass die 
humanitäre Katastrophe, von der Mil¬ 
lionen Arbeitende in Griechenland be¬ 
troffen oder bedroht sind, gestoppt oder 
sogar gemildert (!) werden kann, dann 
wäre das eine große politische Leistung 
und auch gesellschaftspolitischer Fort¬ 
schritt. Was soll hier die Etikettierung 
„sozialdemokratisch“? Was soll das 
Orakeln über Syriza und die neue Re¬ 
gierung, ob und wann sie einknickt oder 
klein beigibt? 

Ich finde die Argumentation in den 
Leserbriefen von Jürgen Lloyd, ande¬ 
ren sowie große Teile des journalisti¬ 
schen Umgangs in Artikeln der UZ 
mit der Entwicklung in Griechenland 
als besserwisserisch, als kleinkariertes 
Notenvergeben, als ein bürokratisches 
Politverständnis fern von den Realitä¬ 
ten und den tatsächlichen Herausfor¬ 
derungen. (...) 

Stellen wir uns mal vor, bei uns in 
der BRD gäbe es einen ähnlichen Auf¬ 
bruch, auch wenn er nur wahlpolitisch 
wäre, und wir würden so damit umge¬ 
hen? 

Dringend notwendig ist Druck auf 
die Bundesregierung, auf die etablier¬ 
ten Parteien und Parlamente die Er¬ 
pressung und die Diktate gegenüber 
Griechenland endlich zu beenden. Da¬ 
für brauchen wir klare Forderungen. 

Nach aktuellen Umfragen befür¬ 
worten eine große Mehrheit der Deut¬ 
schen, darunter natürlich große Teile 
der Arbeiterklasse, weiterhin einen har¬ 
ten Kurs gegenüber Griechenland. Ist 
dies nicht eine große Herausforderung? 
Haben wir nicht die Verantwortung, 
den erpresserischen Druck von Berlin 
auf die Entwicklung in Griechenland 
mehr zu entlarven? 

Ist dies nicht sogar vom Inhalt und 
Charakter konkrete antiimperialisti¬ 
sche Solidarität, die dringend erforder¬ 
lich ist? Leider ist es so, dass mit ideo¬ 
logischen Konstruktionen Vorbehalte 
und Hürden konstruiert werden! 

Ich empfehle die Erklärung der Por¬ 
tugiesischen KP nicht nur zum Lesen ... 

Artur Moses, St. Ingbert 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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Hamburg: „Die Linke und ,Die Linke’“, 
Podiumsdiskussion der „Assoziation Däm¬ 
merung“ mit Tobias Pflüger (stellv. Partei¬ 
vorsitzender „Die Linke“), Patrik Köbele 
(Parteivorsitzender, Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei), Martin Suchanek (NaO - Neue 
antikapitalistische Organisation, Berlin) 
und Christin Bernhold (ehern. „Die Linke“, 
Hamburg). Magda-Thürey-Zentrum (MTZ), 
Lindenallee 72, Hamburg-Eimsbüttel, 20.00 
Uhr._ 

Schweinfurt: „Wer rettet Wen?“ Die Krise 
als Geschäftsmodell auf Kosten von Demo¬ 
kratie und sozialer Sicherheit. Eine interna¬ 
tionale Koproduktion der Kernfilm von Les- 
lie Franke und Herdolor Lorenz (104 min.) 
Gruppenabend DKP Schweinfurt - Haßber¬ 
ge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr._ 

Nürnberg: Friedrich Engels Dialektik der Na¬ 
tur - „Ein Blick auf ein unvollendetes Werk¬ 
stück des Dialektischen Materialismus.“ 
Veranstaltung des deutschen Freidenkerver¬ 
bands mit Dr. phil. Elmar Witzgail. Villa Leon, 
Philipp KoerberWeg, 19.15 Uhr. 

Lübeck: Gruppenabend der DKP. Interkultu¬ 
relle Begegnungsstätte e.V. (IKB) „Haus der 
Kulturen“, Parade 12,19.30 Uhr. 


SA ★ 14. FEB 


Berlin: „Grundlagen der Politischen Öko¬ 
nomie - Das Kapital lesen“, zweitägiges 
Seminar des Marx-Engels-Zentrums mit H. 
Wendt, Wirtschaftswissenschaftler. Marx- 
Engels-Zentrum, Spielhagenstraße 13, 
11.00 Uhr. Mehr Information: www.mez- 
berlin.de. Anmeldung erbeten unter: info@ 
mez-berlin.de. 


SO ★IS.FEB 


Bremen: Veranstaltung zu Ehren der Ver¬ 
teidiger der Bremer Räterepublik mit Tobias 
Pflüger (Partei „Die Linke“), Raimund Gae- 
belein (VVN-BdA) und Musik von Frederick 
Langer (Lieder zur Gitarre), Waller Friedhof, 
11.00 Uhr, im Anschluss Kulturprogramm im 
Westend, Das Rote Krokodil, 12.00 Uhr. 


Dl ★ 17. FEB 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★Iß.FEB 


Elmshorn: „Was bleibt von der DDR?“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Elmshorn, 
mit Prof. Dr. Nina Hager, stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP und Chefredakteurin der 
UZ. Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstra¬ 
ße 2a, 19.30 Uhr. 


DO ★ 19. FEB 


Berlin: „Warum überlässt die Linke den 
Rechten die Nation?“ mit Stefan Bollinger, 
Historiker. Marx-Engels-Zentrum, Spielha¬ 
genstraße 13,19.00 Uhr. Kosten: 2,00 Euro, 
1,00 Euro ermäßigt. 
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Hamburg: „Das geplante Tarifeinheitsgesetz 
zielt auf weitere Schwächung der Gewerk¬ 
schaften“, Themenabend der MASCH in Fe¬ 
bruar mit Harald Humburg (Rechtsanwalt). 
Magda-Thürey-Zentrum (MTZ), Lindenallee 
72,19.00 Uhr._ 

Düsseldorf: „Kampfdrohnen - eine 
,ethisch neutrale“ Waffe?“ Vortrag und 
Diskussion mit Lühr Henken, Berlin, Spre¬ 
cher des Bundesausschusses Friedensrat¬ 
schlag. Veranstaltung des Friedensforums 
Düsseldorf. ZAKK, Fichtenstr. 40,19.30 Uhr. 
Eintritt frei. 


FR ★ 20. FEB 


Hamburg: „100 Jahre Erster Weltkrieg!“ 
Szenische Lesung: Erich Schaffner spielt 
Karl Kraus „Die letzten Tage der Mensch¬ 
heit“ . KulturWerkstatt Harburg, Kanalplatz 
6, 20.00 Uhr. Eintritt: 10,00 Euro, 7,00 Euro 
ermäßigt. 


SA ★ 21. FEB 


Leipzig: „DDR: Stasi, Mauer, alles grau?“ 
Diskussionsveranstaltung der SDAJ mit Ar¬ 
nold Schölzel (junge Welt). Liebknecht-Haus, 
18.00 Uhr._ 

Singen: „Die roten Großeltern erzählen“, 
Bernhard Selting, geb. 1938, liest aus sei¬ 
nem Buch „Betriebsausflug in die Gas¬ 
kammer“ . Veranstalter: AWO und Marxis¬ 
tischer Gesprächskreis Konstanz-Singen. 
Arbeitslosenzentrum der Arbeiterwohlfahrt 
KV Konstanz e.V., Heinrich-Weber-Platz, 
15.00 Uhr. 


Dl ★ 24. FEB 


Bremen: „Russland. Staat - Kapital - Pu¬ 
tin“ , Diskussionsveranstaltung der MASCH 
mit Willi Gerns. Villa Ichon, 20.00 Uhr. 


Ml ★ 25. FEB 


Berlin: Beginn des zehnteiligen MASCH- 
Kapitalkurses mit Helmut Dunkhase. 
Marx-Engels-Zentrum, Spielhagenstra¬ 
ße 13, Berlin-Charlottenburg, 19.00 Uhr. 
Mehr Information: www.mez-berlin.de, 
Anmeldung erbeten unter: info@mez- 
berlin.de. Kosten: 10,00 Euro, 5,00 Euro 
ermäßigt. 

Darmstadt: Bildungsveranstaltung der DKP 
zum Thema Imperialismus. LinksTreff Georg 
Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32,19:00 
Uhr. 


DO ★ 26. FEB 


Hagen: „Entwicklungen in der Europäischen 
Union“, Informationsveranstaltung der DKP 
mit Günter Pohl, Internationaler Sekretär des 
Parteivorstands der DKP. „Im Fässchen“, 
Langestraße 51,19.00 Uhr. 

München: „Die Energiewende im Würge¬ 
griff der Konzerne. Diskussionsveranstal¬ 
tung des isw (Institut für sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung e.V.) mit Franz Garn¬ 
reiter und Helmut Selinger. EineWeltHaus, 
Schwanthalerstraße 80,19.30 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 31 . Januar bis 6 . Februar 


Montag 

Den Aufruf „ Griechenland nach der 
Wahl? Keine Gefahr ; sondern eine Chan¬ 
ce für Europa“habe ich gern unterschrie¬ 
ben. 

Die Vorsitzenden des DGB und seiner 
Einzelgewerkschaften IG Metall, ver.di, 
IG BCE, IG BAU, EVG, NGG und GEW 
ergreifen Partei für die neue griechische 
Regierung. In ihrem Aufruf heißt es un¬ 
ter anderem:„Derpolitische Erdrutsch in 
Griechenland ist eine Chance nicht nur für 
dieses krisengeschüttelte Land, sondern 
auch dafür, die Wirtschafts- und Sozialpo¬ 
litik der EU grundsätzlich zu überdenken 
und zu korrigieren... Die entscheidenden 
Bedingungen, unter denen die finanziellen 
Hilfen für Griechenland gewährt werden, 
hatten von Anfang an nicht die Bezeich¬ 
nung „Reform“ verdient. Die Milliarden, 
die nach Griechenland geflossen sind, 
wurden vor allem für die Stabilisierung 
des Finanzsektors verwendet. Gleichzei¬ 
tig wurde das Land mit einer brutalen 
Kürzungspolitik in die tiefste Rezession 
und damit zugleich in die höchste Staats- 
Verschuldung der gesamten EU getrieben 
... Das Wahlergebnis ist ein vernichten¬ 
des Urteil über diese verfehlte Politik. Mit 
Reformen, die an den tatsächlichen Pro¬ 
blemen Griechenlands ansetzen, hatte all 
dies nichts zu tun. Keines der strukturel¬ 
len Probleme des Landes wurde gelöst, es 
wurden aber zusätzliche geschaffen ... 

Diese Initiative muss jetzt im Interes¬ 
se der Menschen in Griechenland unter¬ 
stützt werden ... Der politische Umbruch 
in Griechenland muss zu einer Chance 
für ein demokratisches und soziales Eu¬ 
ropa gemacht werden!“ 

Jetzt müssen die Herren für diese Poli¬ 
tik - auch hier im Lande - nicht nur wer¬ 


ben, sondern in deren Sinne entschlos¬ 
sen handeln. An uns soll es nicht fehlen, 
wp. europa-neu-begruenden. de/ 

Donnerstag 

Vor knapp vier Jahren ließ sich Frau Mer¬ 
kel feiern, weil sie unmittelbar nach der 
Atomkatastrophe von Fukushima, die 
Abschaltung von acht der 17 deutschen 
Atomkraftwerke verfügte. Heute erfah¬ 
ren wir, dass die Kanzlerin den Nutzen 
der deutschen Umwelt vielleicht gemehrt, 
den deutschen Staatsfinanzen aber wahr¬ 
scheinlich schweren Schaden zugefügt 
hat. Dass die Atomkonzerne nun mit gu¬ 
ten Erfolgsaussichten Milliardenklagen 
anstrengen liegt daran, dass Merkel und 
ihr damaliger Umweltminister Röttgen 
das Atommoratorium ohne Hinzuzie¬ 
hung der zuständigen Rechts experten - 
und letztlich trotz deren dringlicher War¬ 
nung - verfügt haben. Zufälle gibfs! 

Freitag 

Viele Ökonomen fordern eine grundsätz¬ 
liche Umorientierung der deutschen Po¬ 
litik. Immer wieder wird die extreme Ex¬ 
portförderung der Bundesregierung kriti¬ 
siert, die im Inland erbrachte Leistungen 
ins Ausland transferiert und damit dem 
Konsum vor Ort entzieht. Zu abstrakt? 

Dann konkret: Griechenland kauft 
2010 deutsche U-Boote für knapp drei 
Milliarden Euro. Hier fehlen Waren im 
Wert von drei Milliarden, die in die Frie¬ 
densproduktion hätten fließen können, 
in Griechenland müssen drei Milliarden 
dem privaten Konsum entzogen werden, 
damit der Staat die Kredite des Finanzka¬ 
pitals bedienen kann. 

Merkel und Schäuble nennen so was 
alternativlos! Adi Reiher 


Braunkohle verliert Bedeutung 

Szenariorahmen 2025 vorgelegt 


Die Bedeutung der Braunkohle für die 
Erzeugung von Strom sinkt in Deutsch¬ 
land drastisch. Das geht aus dem neuen 
Szenariorahmen 2025 der Bundesnetz¬ 
agentur hervor. Etwa 30 Braunkohle¬ 
kraftwerke sollen in den nächsten zehn 
Jahren stillgelegt werden. Von den 21 
Gigawatt Kraftwerksleistung werden in 
zehn Jahren wohl nur noch 10-14 Giga¬ 
watt übrig bleiben. 

Mit dem Szenariorahmen legt die 
Bundesnetzagentur, die Bundeswirt¬ 
schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) 
unterstellt ist, die Rahmenbedingungen 
für den weiteren Bau von Stromleitun¬ 
gen fest. Den Berechnungen zufolge 


Nicht mehr wirtschaftlich. 


verliert die Braunkohle ihre Funktion 
als Rückgrat der Stromversorgung da¬ 
mit schneller als bisher gedacht. 

Die großen Netzbetreiber Ten- 
net, 50 Hertz, Amprion und Transnet 
BW gingen bis zuletzt davon aus, dass 
Braunkohlestrom noch lange domi¬ 
niert. Sie waren sogar davon überzeugt, 
dass RWE und die ostdeutsche Mibrag 
neue Braunkohlekraftwerke bauen 
werden. Die deutschen Netzbetreiber 
seien in einem Entwurf sogar davon 
ausgegangen, dass die Braunkohleka¬ 
pazitäten deutlich gesteigert würden, 
heißt es in einer Pressemitteilung des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor¬ 
schung (DIW). 

Der BedeutungsVerlust der Braun¬ 
kohle hat im Wesentlichen zwei Grün¬ 
de: Auf der einen Seite ist der Neu¬ 
bau von Kraftwerken nicht mehr wirt¬ 
schaftlich. Die niedrigen Börsenpreise 
machen solche Investitionen unren¬ 
tabel. Auf der anderen Seite habe die 
Bundesnetzagentur erstmals die Kli¬ 
maschutzziele der Bundesregierung in 
ihren Plan aufgenommen, heißt es beim 
DIW. Während die bisherige Netzent¬ 
wicklungsplanung bereits Ziele für den 
Ausbau der Erneuerbaren Energien, 
den Atomausstieg und den Europäi¬ 
schen Emissionshandel berücksichti¬ 
ge, enthalte der Szenariorahmen 2025 
erstmals auch Szenarien, die explizit 
die deutschen Klimaschutzziele für 


den Stromsektor einbeziehen. Dem¬ 
nach müssen die Kohlendioxid-Emis¬ 
sionen deutscher Kraftwerke von 317 
Millionen Tonnen im Jahr 2013 auf 187 
Millionen Tonnen im Jahr 2025 und auf 
134 Millionen Tonnen bis 2035 fallen. 

Der schwedische Energiekonzern 
Vattenfall befindet sich wegen der Pla¬ 
nungen in einer misslichen Lage. Bis 
Ende des Jahres will er seine Braun¬ 
kohlensparte verkaufen. Doch einen 
Käufer zu finden, dürfte schwer fallen: 
Der Plan der Bundesnetzagentur legt 
nahe, dass die Margen im Braunkohle¬ 
geschäft weiter fallen. 

Die Pläne der Bundesnetzagentur 
zeigen aber auch, wie widersprüchlich 
Gabriels Politik ist: Noch im Oktober 
hatte er sich für die Braunkohle stark 
gemacht, wohlwissend, dass mit ihr die 
Klimaziele nicht zu erreichen sind. Ga¬ 
briel hatte damals einen vertraulichen 
Brief an den schwedischen Minister¬ 
präsidenten Stefan Löfven geschrie¬ 
ben, aus dem Die Zeit zitiert: „Wir sind 
tief überzeugt, dass wir nicht gleichzei¬ 
tig die Atomkraft und die kohlebasier¬ 
te Stromerzeugung aufgeben können“, 
heißt es dort. „In diesem Licht würde 
ich gerne Deine Aufmerksamkeit auf 
einige Themen lenken, die Vattenfalls 
Aktivitäten in Deutschland betreffen, 
konkret die Zukunft der Tagebauak¬ 
tivitäten von Vattenfall Mining & Ge¬ 
neration Europe in Welzow Süd II und 
Nochten II.“ Das sind zwei Gruben, die 
neu aufgeschlossen werden sollen und 
Widerstand in der Region hervorrufen. 
Er bitte, schreibt Gabriel weiter, dass 
Vattenfall weiter in der Region inves¬ 
tiert und die Erschließungsarbeiten 
fortsetzt. 

Würden die beiden Tagebaue neu 
erschlossen, würde in der Lausitz vo¬ 
raussichtlich bis 2050 Braunkohle ge¬ 
fördert und die Klimaziele ließen sich 
nicht erreichen. Über 900 Millionen 
Euro wären für die Erschließung nö¬ 
tig, die aber mit dem neuen Szenario¬ 
rahmen wohl kein Investor mehr auf¬ 
bringen wird. So hält auch der Ener¬ 
gieexperte vom DIW, Christian von 
Hirschhausen, Gabriels Einsatz für die 
Braunkohle für eine gute Show. 

Bernd Müller 
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Mit einer ästhetischen Intervention wurde das Kriegerdenk¬ 
mal an der Dachauer Straße in München verändert. 

Dort stand der Text: 

„Sie starben für Deutschlands Ruhm und Ehre 

Den Toten der Bayerischen Eisenbahntruppe Im Weltkrieg 

1914-18“ 

Mit der Entfernung von fünf Buchstaben wurde der geschicht¬ 
lichen Wirklichkeit und der heutigen historischen Kenntnis 
entsprochen. Das Denkmal wurde 1922 errichtet, 1945 zer¬ 
stört und 1962 mit dem unsäglichen militaristischen Text neu 
errichtet. Alljährlich werden dort Kränze der Bundeswehr an¬ 
gebracht, so als wäre die Bundeswehr immer noch der Auf¬ 
fassung, das entsetzliche Morden habe Deutschlands Ruhm 
und Ehre befördert. 

Wir hatten die Bundesministerin für Verteidigung gebeten, 
das Denkmal zu verändern oder mit einem Text zu ergänzen, 
der etwas so lauten könnte: 


„Wir trauern um die Soldaten der Bayerischen Eisenbahn¬ 
truppe, die in dem sinnlosen und furchtbaren Krieg 1914-18 
ihr Leben verloren. Wir wollen für Frieden sorgen und Kriege 
verhindern.“ 

Die wurde mit einem Schreiben eines Obersten abgelehnt, weil 
es sich um ein „Sachzeugnis“ handle, das „dauerhaft und unver¬ 
fälscht erhalten werden soll“. 

Wir sind der Auffassung und sehen uns in Übereinstimmung 
mit dem Grundgesetz, dass der militaristische Geist dieses Krie¬ 
gerdenkmals nicht unverändert bleiben darf und dass nie mehr 
junge Menschen mit der Illusion in Kriege geschickt werden 
dürfen, sie würden für „Deutschlands Ruhm und Ehre“ töten 
und sterben. 

Die demontierten Buchstaben haben wir nach Berlin an Frau 
von der Leyen geschickt, als Denkanstoß für einen neuen Text, 
der von Trauer und Friedenswille geprägt ist, statt von mörde¬ 
rischem Ruhm und falscher Ehre. 

Wolfram P. Kästner (Künstler) / Hans-Peter Berndl (Künstler) 


Die „Nations League“ kommt 

Fußball-Turniere ohne Pause 


Für Menschen, die dem Fußball gegen¬ 
über zwar generell aufgeschlossen sind, 
die während internationaler Fußballtur¬ 
niere wie Europa- und Weltmeisterschaf¬ 
ten jedoch am liebsten Urlaub auf dem 
Mond machen würden, kommt es bitter: 
Der UEFA-Kongress hat im letzten Jahr 
die Ein- und Durchführung der Nations 
League beschlossen. 2018 wird das Zwit¬ 
terwesen aus Turnier und Qualifikation 
erstmals ausgetragen. Doch was ist das 
überhaupt und was haben sich die Fuß¬ 
balloberen dabei gedacht? 

Wie geht's? 

„Nations League“ geht folgendermaßen: 
Die europäischen Mitgliedsländer (54 an 
der Zahl) werden in 4 Divisionen (A-D) 
aufteilt. In Division A (das klingt schon 
nach einer Nazi-Hooligangruppe) spie¬ 
len ausschließlich die Länder mit den 
besten Länderkoeffizienten, d.h. die Er¬ 
folgreichsten. In Division D wiederum 
spielen diejenigen mit dem schlechtes¬ 
ten Koeffizienten. Jede Division wird nun 
wieder in 4 Untergruppen aufgeteilt, in 
denen jeweils 3-4 Teams spielen, die sich 
dann in Hin- und Rückspielen beharken. 
Die vier Gruppensieger aus Division A 
spielen dann in einem Extrawettbewerb 
den Nations League-Sieger aus. Für die 
anderen Teams aus den Divisionen geht 
es um den Auf- bzw. Abstieg in eine 
andere Division. Achja, die jeweiligen 
Gruppensieger sind direkt für die nächs¬ 
te EM qualifiziert. 

Was soll's? 

Ganz schön kompliziert, das. Wieso ha¬ 
ben die UEFA und ihr Chef Michel Pla- 
tini so viele Gehirnzellen für einen sol¬ 
chen Modus geopfert? Kritiker wie der 
Bundesliga-Präsident Rauball (BVB) 
monieren bei der Entscheidung völlig 
übergangen worden zu sein. Außerdem, 
so Rauball weiter, führe die „Nations 
League“ zu einer höheren Belastung für 
Spieler in den Nationalmannschaften. 
Das kann dem VfL Bochum zwar egal 
sein, für Teams wie den BVB oder Bay¬ 
ern München ist das ein enormes Risiko. 
Im Gegenzug will die UEFA dafür die 
transkontinentalen Freundschafts- und 
Vorbereitungsspiele ggegen Null redu¬ 
zieren - so schlägt sie zwei Fliegen mit ei¬ 
ner Klappe: Die Kritiker sind leise(r) und 
zugleich können die Anti-Publikums¬ 


magneten (und schwer vermarktbaren) 
Freundschaftsspiele gegen, sagen wir, 
die Faröer-Inseln, durch (sehr gut ver¬ 
marktbare) Spiele gegen hochklassigere 
Teams in einem (sehr gut vermarktba¬ 
ren) Wettbewerb ausgetauscht werden. 
Allerdings erhöht sich die Belastung für 
die Spieler doch: Wenn nämlich Testspie¬ 
le, die ein Spieler wegen sonstiger Belas¬ 
tungen auch mal absagen konnte, weg¬ 
fallen und durch Spiele innerhalb eines 
weiteren Wettbewerbs ersetzt werden, 



Das war einmal: Europameisterschaft 
2016. 


können diese Spiele nicht einfach mal 
abgesagt oder als Sprungbrett für junge 
Talente genutzt werden. Topspieler z.B. 
in Deutschland sehen sich dann fünf 
Turnieren innerhalb eines Jahres ausge¬ 
setzt: Liga, Pokal, Euro- bzw. Champions- 
League, EM-Qualifikation und Nations 
League. 

Wem nützt's? 

Nun, vor allem Fans internationaler Fuß¬ 
ballwettbewerbe, die schwarz-rot-golde¬ 
ne Kosmetik-, Perücken- und Plastiktrö- 
ten-Industrie sowie sonstige Industrien 
dürfen sich freuen: Mit der „Nations 
League“ steht ein weiterer vorzüglich zu 
vermarktender Wettbewerb vor der Tür, 
der für horrende Werbe-, Fernseh- und 
sonstige Einnahmen sorgen wird. Außer¬ 
dem hat sich Platini, von dem man mun¬ 
kelt, dass er Sepp Blatter als FIFA-Prä- 
sidenten beerben will (das ist der nächst¬ 
größere und größte Mafiosi-Verein), mit 
der „Nations League“ sein persönliches 
Denkmal errichtet. Viele werden auch 
genervt sein, da ihnen die zweijährige 
Schonfrist zwischen EM und WM wegge¬ 
nommen wird und sie nun jedes Jahr Au¬ 
tokorsos und schwarz-rot-geile Möchte¬ 
gernfußballkenner ertragen müssen und 
sich ihre Lieblingsspieler nun häufiger 
im Namen der Nation verletzen. Mir als 
Bochum-Anhänger kann das alles jedoch 
herzlich egal sein. Maurice Böse 


Der rote Kanal 


Abstieg oder Fall? Die franzö¬ 
sische Mittelschicht, F 2014 

Sieben Monate teilte Frederic Brunn¬ 
quell hautnah den Alltag von vier fran¬ 
zösischen Familien der unteren Mittel¬ 
schicht - einer sozialen Gruppe, die in 
Folge der Wirtschaftskrise am stärks¬ 
ten gelitten hat. Ihrer Zukunftschan¬ 
cen beraubt, leben viele mit dem Ge¬ 
fühl, dass sie trotz aller Anstrengungen 
keine Aussicht mehr haben, die gesell¬ 
schaftliche Stufenleiter zu erklimmen. 
Den drei Teilen der Dokumentation 
folgt eine Gesprächsrunde im Rah¬ 
men des Themenabends „Schöne neue 
Welt“. 

Di., 17.2., 20.15-23.05 Uhr, arte 


Das Ende des Zufalls, D 2015 

Die Wissenschaftsdoku zeigt, wie Ma¬ 
thematiker und IT-Spezialisten die 
vorgebliche Zukunft aus gigantischen 
Datenmengen lesen. Sie behaupten 
abschätzen zu können, wie gut ein 
Kind in der Schule sein wird, wie ge¬ 
eignet es für einen bestimmten Job 
ist oder wie gefährdet es ist straffällig 
zu werden. Der Traum einer vollstän¬ 
dig berechenbaren Zukunft, in der es 
keine Katastrophen, Kriege und Epi¬ 
demien gibt, dürfte eher Umschlägen 
in den Alptraum eines allwissenden 
Überwachungsstaates. 

Dem Film folgt eine Gespächsrunde 
über das „Ende der Privatheit.“ 

Do., 19.2., 20.15-22.00 Uhr, 3sat 
















